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I. Das ist Haftpflicht, und welche Bedeutung kommt 
ihr in wirtschaftlicher Beziehung zu? 


Haftpflicht iſt die Verpflichtung zur Leiſtung von Schaden⸗ 
erſatz wegen Tötung oder Körperverletzung fremder Perſonen 
oder wegen Vernichtung oder Beſchädigung fremder Sachen. 
Sie kann beruhen entweder auf eigenem Verſchulden oder 
auf dem Verſchulden anderer Perſonen, für die man 
einzutreten hat, oder auf Grund beſonderer geſetzlicher Vor— 
ſchriften ohne Vorliegen eines Verſchuldens. Sie kann 
ferner auf geſetzlicher, ſowie auf vertraglicher Grundlage 
beruhen. N 

Die Haftpflichtverficherung umfaßt nicht beide Haftpflicht- 
Gruppen, ſondern nur die geſetzliche Haftpflicht und ſchließt, 
von einzelnen Ausnahmen abgeſehen, die vertragliche aus. Man 
hat dies nicht nur aus praktiſchen Rückſichten, ſondern Haupt: 
ſächlich deswegen getan, weil es geradezu unmöglich iſt, für das 
Riſiko der vertraglichen Haftpflicht eine entſprechende Prämie als 
Ausgleich zu berechnen. Denn das vertragliche Riſiko läßt ſich 
nicht unter beſtimmte, abgegrenzte Geſichtspunkte zwängen, ſon⸗ 
dern es handelt ſich hier um durch die individuelle Verſchiedenheit 
der einzelnen Menſchen bedingte, daher unbeſtimmte und unab— 
grenzbare Begriffe ). 

Die Haftpflicht wird zwar für jeden Menſchen eine gewiſſe 
Gefahr bilden, ſie wird aber je nach dem Berufe und der Stellung 
des Einzelnen verſchiedene Bedeutung haben. Da in der nach— 
ſtehenden Arbeit von der Haftpflichtverſicherung die Rede ſein 
wird, und da eine Verſicherung wie vorſtehend dargelegt, im 
allgemeinen nur gegen die geſetzliche Haftpflicht erfolgt, da ferner 
hier von den auf öffentlich- rechtlicher Grundlage beruhenden 


1) Janott, Die rechtliche Materie der Haftpflichtverſicherung, S. 15. 
1 


a ee 


Haftpflichtverſicherungsanſtalten der Mitglieder der landwirt— 
ſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften, insbeſondere derjenigen der 
Schleſiſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft geſprochen 
werden ſoll, ſo wird weiterhin, ſofern Anderes nicht ausdrücklich 
hervorgehoben, nur die geſetzliche Haftpflicht des ſelb— 
ſtändigen Landwirts betrachtet werden. 

Daß die Verſicherung gegen Haftpflicht ebenſo wie diejenige 
gegen Feuergefahr ein wirtſchaftliches Erfordernis!) für einen 
Dienſtherren, Grund- und Viehbeſitzer, d. h. für einen jelb- 
ſtändigen Landwirt iſt, bedarf keines Beweiſes mehr. Die Er⸗ 
kenntnis ihrer unbedingten Notwendigkeit iſt zwar heute leider 
noch nicht Gemeingut aller Gewerbetreibenden und Grundbeſitzer 
geworden, aber doch in weite Kreiſe gedrungen. 

Schon 1903 gibt Jehle in ſeiner Abhandlung: „Die volks⸗ 
wirtſchaftliche Bedeutung der Haftpflichtverſiche— 
rung“ die Zahl der gegen Haftpflicht verſicherten Perſonen im 
deutſchen Reiche auf über 1 Million an, die ſchätzungsweiſe 1902 
über 12 Millionen M Beiträge gezahlt hätten. Die Zahl der 
Unternehmungen, die dieſen Verſicherungszweig betrieben, habe 
ohne die auf Grund des S 23 des Abänderungsgeſetzes?) errichteten 
Anſtalten damals über 50 betragen, in deren Dienſten ſich mehr 
als 20000 Agenten in der Haftpflichtverſicherung betätigt hätten.“) 


II. Rechtliche Grundlagen der Haftpflicht. 


Die Haftpflicht in dem vorgeſchilderten Sinne hat beſtanden, 
ſolange es eine Rechtsordnung gibt. Denn es iſt die Aufgabe 
der Rechtsordnung, die ihr unterſtellten Perſonen zu ſchützen, 
und demjenigen zum Erſatze zu verhelfen, der von einem Anderen 
widerrechtlich geſchädigt wird. Die Haftpflicht ſelbſt iſt demnach 
uralt“). Die Vorausſetzungen für ihren Eintritt regelt das bürger⸗ 
liche Recht, insbeſondere zur Zeit der 25. Titel des 2. Buches 


1) Zu vergleichen S. 10. 
2) Geſetz betreffend die Abänderung der Unfallverſicherungsgeſetze 
vom 30. Juni 1900. 
2) Zeitſchrift für die geſamte Kälteinduſtrie, 10. Jahrgang, 1903. 
S. 190 ff. und 214 ff. 

) Meyer Denkſchrift, S. 1. 
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(Recht der Schuldverhältniſſe) des BGB. Die größte Be⸗ 
deutung dieſes Titels hat der $ 823, der beſtimmt: 

„Wer vorſätzlich oder fahrläſſig“) das Leben, die Geſund— 
heit, die Freiheit, das Eigentum oder ein ſonſtiges Recht eines 
Anderen widerrechtlich verletzt, iſt dem Anderen zum Erſatze des 
daraus entſtehenden Schadens verpflichtet. Die gleiche Ver⸗ 
pflichtung trifft denjenigen, der gegen ein den Schutz eines Anderen 
bezweckendes Geſetz verſtößt. Iſt nach dem Inhalt des Geſetzes 
ein Verſtoß gegen dieſes auch ohne Verſchulden möglich, ſo tritt 
die Erſatzpflicht nur im Falle des Verſchuldens ein.“ 

Da eine Verſicherung gegen vorjägliches?) Verſchulden nicht 
in Frage kommen kann, ſo intereſſiert hier nur der Begriff der 
Fahrläſſigkeit). Dieſen umgrenzt Satz 2 des 1. Abſatzes von 
§ 276 BGB. mit den Worten: „SFahrläffig handelt, wer die 
im Verkehr erforderliche“) Sorgfalt außer Acht läßt“. 


1) Fahrläſſigkeit, auch wenn es grobe Fahrläſſigkeit iſt, hebt den Be⸗ 
griff der Zufälligkeit nicht auf, gegen ſie iſt demnach e zuläſſig. 
Manes, Die Haftpflichtverſicherung. S. 86. | 

2) a) Manes, a. a. O. S. 53. 

b) $ 18, Ziffer 1 der Satzung der Haftpflichtverſicherungsanſtalt 
der Schleſiſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft 

c) $ 152 des Reichsgeſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 
30. Mai 1908. 

Bei der erſten Anführung des V. V. G. ſei darauf 1 
daß die Vorſchriften dieſes Geſetzes wie ſein § 190 ausdrücklich beſtimmt: 
„Auf Verſicherungsverhältniſſe, die bei den Berufsgenoſſenſchaften gemäß 
§ 23 des Geſetzes betreffend die Abänderung der Unfallverſicherungsgeſetze 
vom 30. Juni 1900 begründet werden, keine Anwendung finden“. Wenn 
das Geſetz trotzdeſſen hin und wieder angeführt wird, ſo geſchieht es, um 
zu zeigen, daß die reichs rechtlichen Richtlinien dieſes Verſicherungszweiges 
mit jenen übereinſtimmen, denen die H. V. A. der Schleſiſchen landw. 
B. G. folgt. 

3) Auch die Frage ſoll hier nicht erörtert werden, inwieweit der Ver⸗ 
urſacher von Schaden ſtrafrechtlich (St. G. B. §§ 206, 207, 210, Zwei⸗ 
kampf, §§ 211—216 und 222, Verbrechen und Vergehen wider das Leben, 
§§ 223 ff. Körperverletzung uſw.) zur Verantwortung zu ziehen fein wird, 
da eine entſprechende Verſicherung unmöglich iſt. 

) Das Geſetz ſagt erforderlich — nicht üblich —. Es genügt alſo zur 
Befreiung von der Haftpflicht nicht, daß eine beſondere Sorgfalt in gewiſſen 
Fällen nicht „üblich“ iſt, ſondern der erkennende Richter muß die Ueber⸗ 
zeugung gewonnen haben, daß ſie „nicht erforderlich“ geweſen iſt. 

1* 
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Von dieſer Regel für die Erſatzpflicht gibt es aber für den 
Unternehmer eine wichtige Ausnahme nach S 1042 in Verbindung 
mit 88 898 ff. der RVO. | 


Die SS 898 ff. enthalten nicht eigentlich verſicherungsrecht⸗ 
liche Vorſchriften, ſondern eine Abwandlung der bürger- 
lich-rechtlichen Vorſchriften über die Schadenerſatzpflicht. 
Beim Vorliegen eines Betriebsunfalles finden nämlich auf die 
Haftung der Unternehmer und ihrer Angeſtellten die ſonſtigen 
geſetzlichen Vorſchriften keine Anwendung, vielmehr ſtehen die 
88 898 ff. mit den Vorſchriften anderer Geſetze über eine Schaden⸗ 
erſatzpflicht in Verhältnis der Geſetzeskonkurrenz, und zwar 
geht die in den SS 898 ff. vorgeſehene Regelung der Erſatzpflicht 
als ein für Betriebsunfälle geltendes Sonder geſetz den Vor⸗ 
ſchriften anderer Geſetze über eine Schadenerſatzpflicht vor. Die 
Vorſchriften bezwecken eine Einſchränkung der privatrechtlichen 
Haftung mit Rückſicht darauf, daß die Unternehmer die Laſten 
der Unfallverſicherung allein zu tragen haben, und daß eine 
Entſchädigung auf Grund des Verſicherungsrechtes auch bei un⸗ 
vermeidlicher Betriebsgefahr, ja ſogar bei Herbeiführung des 
Unfalles durch Verſchulden des Verletzten zu gewähren iſt. 
Sie regeln aber lediglich die Haftung der Unternehmer und 
ihrer Angeſtellten, während eine Haftung anderer auf Grund 
eines Betriebsunfalles etwa ſchadenerſatzpflichtiger Perſonen ſich 
nach den Vorſchriften der SS 1527 ff. a. a. O. richtet. 


Vorausſetzung und Umfang der Haftung ſind verſchieden, 
je nachdem Entſchädigungsanſprüche der Verſicherten und ihrer 
Hinterbliebenen (Ss 898 —902) oder aber Erſatzanſprüche der 
Verſicherungsträger, Armenverbände uſw. (SS 903 — 907) in Frage 
kommen ). | 

Einerſeits ſteht nämlich hiernach den der landwirtſchaftlichen 
Unfallverſicherung Unterworfenen ein Erſatzanſpruch überhaupt 
nicht zu, dieſer geht vielmehr auf die Berufsgenoſſenſchaft 
über, andererſeits beſchränkt ſich dieſer Anſpruch der B. G. auf 


1) Hanow, 3. Buch, S. 544. 
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den Erſatz ihrer Aufwendungen, d. h. er umfaßt nicht das un⸗ 
gedeckte Drittel ). 


Das Geſetz kennt ferner, wie ſchon erwähnt, eine Haftung 
für das Verſchulden anderer Perſonen. Hierdurch würde der 
Rechtsgrundſatz: „Ohne Verſchulden keine Haftpflicht“?) umge⸗ 
ſtoßen werden, da jedermann für ſchuldhafte Handlungen ſeiner 
Angeſtellten und Gehilfen (auch der erwachſenen, im Betriebe 
tätigen Angehörigen) nach 8 831 BGB., ſowie der ſeiner 
Aufſicht geſetzlich unterſtehenden Perſonen nach 8 832 a. a. O. 
haftet, wenn man ſich von dieſer Haftung nicht durch den Nach- 
weis befreien könnte, daß man bei Auswahl des Beauftragten 
oder bei der Aufſicht die erforderliche Sorgfalt geübt bezw. 
ſeiner Pflicht genügt habe, oder daß der Schaden trotz deſſen 
entſtanden ſein würde. Die Haftung aus 8 831 BGB. ſetzt 
mithin ſtets ein Verſchulden voraus und zwar ein eigenes 
Verſchulden des Geſchäftsherrn; ſie iſt nicht eine ſolche für 
fremdes Verſchulden ). 


Auch die Tiere eines Landwirts können leicht zur Schädi⸗ 
gung eines Anderen Veranlaſſung geben, daher verpflichtet den 
erſteren einmal 8 835 BGB. zum Erſatze des Schadens, den 
Wild an einem Grundſtück anrichtet“), zweitens beſtimmt der 
dem früheren deutſchen Rechte) fremde $ 833 a. a. O.: 


1) Die Rente des Verletzten beträgt nach den §§ 930, 559 der R. V. O. 
im Falle völliger Erwerbsunſähigkeit zwei Drittel des behördlich feſtgeſetzten 
durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſtes, die Vollrente, im Falle teilweiſer 
Erwerbsunfähigkeit den entſprechenden Prozentſatz der Vollrente, ſodaß immer 
½ des Schadens ungedeckt bleibt. Hinzu kommt, daß in vielen Fällen der 
durchſchnittliche Jahresarbeitsverdienſt hinter dem tatſächlichen zurückbleibt. 
Eine Ausnahme hiervon bilden die Betriebsbeamten und Facharbeiter, für 
die nach §§ 931, 563 ff. im allgemeinen der tatſächlich bezogene Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt der Rentenberechnung zugrunde zu legen iſt. 

2) Haftung nach der lex Aquilia. 

) Janott, a a. O. S. 25. 

4) Anſprüche aus derartigen Schäden erſetzt die H. V. A. der Schle⸗ 
ſiſchen landwirtſchaftlichen B. G. jedoch nicht. Zu vergleichen S. 36. 

5) Das franzöſiſche Recht kennt eine Tierhalterhaftung (mit den Ein⸗ 
reden der vis maior und des eigenen Verſchuldens) ſchon ſeit langem. Code 
civil Art. 1385. Zu vergleichen Handbuch des Franzöſiſchen Zivilrechts von 
Crome, 8. Auflage, 2. Band. S. 772 ff. 
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„Wird durch ein Tier ein Menſch getötet oder der Körper 
oder die Geſundheit eines Menſchen verletzt oder eine Sache!) 
beſchädigt, ſo iſt derjenige, der das Tier hält, verpflichtet, dem 

Verletzten den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen“. 
Daß die Gefahr erheblich iſt, die durch dieſe Beſtimmung 
dem Landwirt durch ſeine Tierhaltung, insbeſondere durch Pferde, 
Hunde und Rinder erwuchs, liegt auf der Hand. Eine große 
Beunruhigung bemächtigte ſich der Tierbeſitzer. Zahlreiche Ab— 
handlungen erſchienen über die Frage der Tierhalterhaftung. 
Mannigfache Anträge wurden eingereicht. Dieſe Bewegung führte 
zu dem Geſetz vom 30. Mai 1908, durch das der 8 833 BGB. 
einen zweiten Abſatz erhielt, der folgenden Wortlaut hat: 


„Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden 
durch ein Haustier?) verurſacht wird, das dem Berufe, der 
Erwerbstätigkeit oder dem Unterhalte des Tierhalters?) zu dienen 
beſtimmt iſt, und entweder der Tierhalter bei der Beaufſich⸗ 
tigung des Tieres die im Verkehr erforderliche Sorgfalt be— 
obachtet hat, oder der Schaden auch bei Anwendung dieſer 
Sorgfalt entſtanden fein würde“). 


Weiterhin darf auch der 8 836 BGB. nicht unerwähnt 
bleiben, nach dem der Landwirt für den Schaden aufzukommen 
hat, der „durch Einſturz eines Gebäudes oder eines anderen 
mit einem Grundſtücke verbundenen Werkes oder durch Ablöſung 
von Teilen des Gebäudes oder des Werkes entſteht“. Auch hier 
tritt aber „die Erſatzpflicht nicht ein, wenn der Beſitzer zur Abwen⸗ 
dung der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt be— 
obachtet hat.“ 


Sind auch die landwirtſ schaftlichen Gebäude, deren faſt 
immer eine größere Anzahl zu einer Beſitzung gehören (Wohn- 


) Zu den Sachen gehören auch die Tiere. 

2) Auch darüber gehen die Anſichten auseinander, welche Tiere zu 
den Haustieren zu rechnen ſind, z. B. bezüglich der Bienen. Zu vergleichen 
Frommherz, Haftpflichtrecht. S. 224. 

5) Daß das Tier ausſchließlich einem der bezeichneten Zwecke zu 9 
beſtimmt iſt, wird nicht erfordert. Francke, Tierhalterhaftung. S. 31. 

) Wegen der Bedeutung der Tierſchäden kee die Zuſammen⸗ 
ſtellung S. 8. 
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haus, Ställe, Scheuern, Schuppen uſw.) vermöge ihrer freien, 
gegen Wind und Wetter wenig geſchützten Lage einer Schad⸗ 
haftwerdung beſonders ausgeſetzt, ſo mäßigt doch der geringe 
Verkehr auf dem Lande die Gefahr erheblich. Es kommt hinzu, 
daß die Gebäude nur ſelten unmittelbar an der Straße ſtehen. 

Schließlich iſt noch das Geſetz vom 7. Juni 1871) zu 
erwähnen. Es wird zwar allgemein das Reichshaftpflichtgeſetz 
genannt, hat aber dieſe Bezeichnung nur erhalten, weil es bis 
zum Inkrafttreten des BGB. das einzige Reichsgeſetz war, das 
ſich auf die Haftpflicht bezog. Es regelt nicht etwa die geſamte 
Haftpflichtfrage, ſondern es iſt im Gegenteil für die Mehrheit 
der Menſchen (als event. Verpflichtete) ohne Bedeutung, da es 
ſich nur mit der Haftpflicht beſonders aufgeführter Betriebe: 
Eiſenbahnen, Bergwerke, Steinbrüche, Gräbereien und Fabriken 
befaßt. Für den Landwirt wird es demnach nur in den ſeltenen 
Fällen von Wichtigkeit fein, in denen ein derartiges Unterneh- 
men den Nebenbetrieb einer Landwirtſchaft bildete). 


Ueber die Gründe, aus denen Erſatzanſprüche hergeleitet 
worden ſind, geben die Geſetzesſtellen in gewiſſem Umfange Aus— 
kunft, auf die die Anſprüche geſtützt waren. Es wurden nach 
den Jahresberichten der H. V. A. der Schleſ. landw. B. G. ſeitens 
dieſer Anſtalt Entſchädigungen gewährt, die verlangt wurden auf 
Grund folgender 88 des BGB.: 


8239831 832 8332836 


1955 — — — 4 — 
1906 1 — — 10 — 
1907 me 2.0.1 19 — 
1908 3 1 2 220. — 
1909 22 10 — 27 — 


1) Geſetz betreffend die Verbindlichkeiten zum Schadenerſatz für die bei 
dem Betriebe von Eiſenbahnen, Bergwerken uſw. herbeigeführten Tötungen 
und Körperverletzungen. 

) Nach dem Jahresberichte der Schleſiſchen landwirtſchaftlichen B. G. 
für das Jahr 1914 zählte dieſe B. G. 339 478 Betriebe, unter denen 
2921 als Nebenbetriebe anerkannte Steinbrüche, Gräbereien und Fabrik⸗ 
betriebe, d. h. 0,8 0% ſich befanden. 

Ay, Oft in Verbindung mit anderen Geſetzesſtellen. 
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1910 12 Ts ah ) 
1911 26:10, 79.203.001 | 
1912 33 00 9 
1913 56 25 — 131 — 
1914 27 21 1 112 
197 e 

Zuſammen: 218 112 10 572 2 


Allein aus 8 833 BGB. wurden demnach 572 von 914 
Anſprüchen (d. h. 62,5% der Fälle?) hergeleitet, und mußten, 
als berechtigt anerkannt, entſchädigt werden. 
| Obgleich alſo die Novelle vom 30. Mai 1908 die ur- 
ſprüngliche Tierhalterhaftung des BGB. bedeutend abgeſchwächt 
hat, und obgleich die Rechtſprechung z. B. inſofern eine Ein⸗ 
ſchränkung der ſtrengen Haftung des Tierhalters angenommen 
hat, wenn es ſich um Gefälligkeitsleiſtungen handeltes), ſo er⸗ 
hellt aus der vorſtehenden Zuſammenſtellung doch, eine wie 
große Haftpflichtgefahr die Tiere“) für ihren Beſitzers) bilden. 

Bezüglich der Tiere, die hauptſächlich Schaden verurfachen?), 

zeigen ſich nicht unerhebliche provinzielle Verſchiedenheiten“). 
) 2 Fälle waren auf $ 147 L. U. V. G. vom 30. Juni 1900 geſtützt. 

2) Oft ergeben ſich noch höhere Prozentzahlen. So weiſt der Jahres⸗ 
bericht von Oſtpreußen für die Zeit vom 1. 10. 1904 bis zum 31. 12. 1905 
von 274 Fällen 222 Tierſchäden = 81°/, nach. 

3) Frommherz, a. a. O. S. 235. Janott, a. a. O. S. 35 Rathey, Gefällig⸗ 
keitsperträge und Tierhalterhaftung. Kommentar der r zum 
BGB. 1. Auflage $ 833 Anmerkung 7 c. 

4) Janott, Eine Kritik am Haftpflichttarif, S. 90, gibt die in der Landwirt⸗ 
ſchaft durch die Tierhaltung verurſachten Schäden auf 817% aller Schäden an. 

5) Beſitzerl alſo nicht nur Eigentümer. Jehle a. a. O. u. Rathey desgl. S. 26. 

6) In Schleſien verurſachten Schäden: 

Pferde Hunde Rindvieh Schwarzvieh Ziegen Schafe Rotwild 


190 X 1 = 
1906 5 4 1 £ a = = 
1907 13 3 3 = = = 8 
1908 16 2 3 1 = — — 
1909 23 3 8 — 1 — — 
1910 18 6 2 a 2 5 — 
1911 49 17 7 er = 1 = 
1912 61 224 9 2 5 = 1 
1913 97 29 5 = — — — 
1914 75 28 12 5 iu — — 
1915 30 17 2 u = = = 
390 131 45 3 1 1 1 


— um, — 


68% 23 0% 8 9/0 1% 
) Ueber beſonders viele Schäden, die durch Hunde verurſacht werden, 
tagt Weſtfalen im Jahresbericht für 1910 und Schleswig-Holſtein in den 
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Bei allen Ansprüchen aus den vorgeſchilderten Geſetzes— 
ſtellen bleibt natürlich dem Beklagten immer die Einrede des 
S 254 BOB), doch kann die Behauptung, der Schaden ſei 
auf eigenes Verſchulden des Geſchädigten zurückzuführen, als 
eine beſonders ſtarke Stütze nicht erachtet werden. 


III. Was ist Baftpflichtversicherung, und welche 
Gründe werden für den Abschluss einer derartigen 
Versicherung geltend gemacht? 

Nach eingehenden Erörterungen über den rechtlichen und 
den wirtſchaftlichen Begriff der Haftpflichtverſicherung, ſowie 
über ihren Gegenſtand und das in ihr ſteckende altruiſtiſche 
Moment kommt Manes?) zu folgender Erklärung: 

„Die Haftpflichtverſicherung iſt zu bezeichnen als der In— 
begriff der auf Vergeſellſchaftung beruhenden wirtſchaftlichen 
Vorgänge und Einrichtungen, bei denen durch aufzuſparende 
Geldleiſtungen ſeitens einer möglichſt großen Vielheit von Perſonen 
der Einzelne liberiert oder entſchädigt werden ſoll, falls er zu- 
folge eines nicht vorſätzlich bewirkten Ereigniſſes zukünftig zwecks 
Schadenerſatzes in Anſpruch genommen wird, zu deſſen Tragung 
ihn ein Geſetz unmittelbar oder auch mittelbar, tatſächlich oder 
vermutlich verpflichtet“. 

Der Einzelne hat demnach zu prüfen, ob er vorausſichtlich 
(oder möglicherweiſe) zwecks Schadenerſatzes in Anſpruch ge— 
nommen werden wird, und ob es für ihn lohnend iſt, die 
etwaige Erſatzleiſtung dadurch auf breitere Schultern zu ſchieben, 
daß er ſich an der Aufſparung von Geldleiſtungen einer (und 
welcher) Vielheit von Perſonen beteiligt.“) 

Die Gefahr, haftpflichtig zu werden, iſt nun an ſich ſelbſt 
für den Landwirt nicht übermäßig groß, wenn auch die Be— 
hauptung mangels einer Statiſtik nicht bewieſen werden kann. 


Berichten von 1913—1915. In letzterer Provinz hat man bei Schäden, die 
den Schafen durch Hunde zugefügt werden, 25 Prozent Selbſtverſicherung 
beſchloſſen. Der Jahresbericht erhofft dadurch Beſſerung, daß viele dortige 
Kommunalverbände die Hundeſteuern erheblich heraufgeſetzt haben. 

1) Francke, a. a. O. S. = ff. 

2) Manes, a. a. O. S. 

) lleber die otnenbinfek der i zu vergleichen 
Zeitſchrift für Verſicherungsweſen 1902. 
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Aber die Gefährlichkeit der Haftpflicht liegt zweifellos nicht jo 
ſehr in der Häufigkeit der Fälle, ſondern darin begründet, daß 
die aus einem einzigen Schadenfalle entſtehenden Verpflichtungen 
ganz außerordentlich hohe ſein könnent). Die Schriften der 
Privatverſicherungsgeſellſchaften, deren Verdienſt es iſt, auf die 
Gefahr hingewieſen zu haben), zeigen dies, und mit Recht wird 
dort darauf aufmerkſam gemacht, daß unter Umſtänden ein 
einziger Schadenfall einen in wohlgeordneten Verhältniſſen lebenden 
Landwirt zugrunde richten kanns). So hatte z. B. die älteſte der 
jetzt dem Verbande auf öffentlich-rechtlicher Grundlage beruhender 
Haftpflichtverſicherungsanſtalten angehörenden Anſtalten (Han— 
nover) ſchon in der erſten Zeit ihres Beſtandes einen Schaden zu 
regeln, bei dem ſie nach erheblicher Ermäßigung der urſprüng⸗ 
lichen Forderung eine Abfindung von 26500 Mk. zahlen mußte. 
Das es alſo für einen landwirtſchaftlichen Betriebsunter— 
nehmer, wie überhaupt für jeden ſelbſtändigen Geſchäftsmann 
(im weiteſten Sinne des Wortes) dringend zu empfehlen, ja 
unumgänglich notwendig iſt, ſich durch Verſicherung zu decken, 
kann keinem Zweifel unterliegen; auch das Beſtehen der zahl— 
reichen Verſicherungsgeſellſchaften könnte als Beweis gelten; 
nur darüber gehen die Anſichten auseinander, welche Verſicherungs— 
form vorzuziehen iſt. Für den einzelnen Unternehmer entſteht 
daher die Frage: Wo verſichere ich mich am billigſten, 
wo werden meine Intereſſen am beſten gewahrt?. 
Hierbei wird eine Vorausſetzung gemacht, die keineswegs 
überall ſelbſtverſtändlich iſt. Es wird angenommen, daß die 
Leiſtungsfähigkeit aller im Gebiete des deutſchen Reiches arbei⸗ 
tenden Verſicherungsgeſellſchaften außer jedem Zweifel ſtehe, 
ſodaß infolge von Leiſtungsunfähigkeit des Verſicherers niemand 


ſeiner erworbenen Rechte verluſtig gehen werde. Zur Stützung 


dieſes Gedankenganges wird darauf verwieſen, daß die Ver— 
ſicherer entweder Anſtalten öffentlich-rechtlichen Charakters ſind, 
oder daß ſie der Ueberwachung durch das Aufſichtsamt für 
Privatverſicherung unterliegen. 5 

1) Wörterbuch der Volkswirtſchaft Band 2, S. 4. Die ee 
er: der Haftpflichtverſicherung. 


Jehle, a. a. 
ei) Wygodzinski in: Soziale Praxis 1895, S. 809. 
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IV. Geschichtliches über die Haftpfliehtoersiche rung. 1) 


Ein geſchichtlicher Ueberblick muß naturgemäß im Rahmen | 
dieſer Arbeit ſehr kurz ſein und kann über die knappeſten An— 
gaben nicht hinausgehen. 8 | 

Die Haftpflichtverficherung iſt einer der älteſten Zweige 
der Verſicherung. Seit jeher verſicherte man in der See— 
verſicherung?) dem verſicherten Reeder etwa nötig gewordene 
Erſatzleiſtungen aus Schiffszuſammenſtößen, ſowie den Schiffs⸗ 
und Ladungsintereſſenten ihre Leiſtungen auf Grund der 
Verpflichtung zur Schadloshaltung dritter Perſonen. Hierher 
gehören auch die Rettungskoſten, die lange Zeit von den 
Verſicherern getragen wurden, und deren Erſatz zweifellos 
eine Haftpflichtverſicherung darſtellts ). In neuerer Zeit hat 
zuerſt die napoleoniſche Geſetzgebung eine Schadenerſatzpflicht 
feſtgeſetzt, daher treffen wir auch ſchon in der erſten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts in Frankreich Geſellſchaften, die die Haft⸗ 
pflichtverſicherung in ihr Programm aufgenommen hatten). 
In den 60er Jahren des vorigen Jahrhunderts entſtanden 
dort auch Verſicherungsgeſellſchaften, die ſpeziell den Unter⸗ 
nehmer gegen Anſprüche ſeiner Arbeiter aus Betriebsunfällen 
decken jollten?), | 

In Deutſchland hat gleichfalls — ein Beweis für die 
enge Verbindung zwiſchen Haftpflichtrecht und Haftpflichtver⸗ 
ſicherung — die Geſetzgebung den Anſtoß zur Verſicherung 
gegeben. Das Preußiſche Eiſenbahngeſetzs) hatte dieſe Wirkung 


) Manes, a. a. O. S. 5 ff. 
8 u Derſelbe: Grundzüge des Verſicherungsweſens, S. 17 u. Crueiger 


) Ehrenberg, Verſicherungsrecht, S. 456. 
) Automedon, gegründet 1830 und La Seine gegründet 1830. 


N =) Preservatrice, société d’assurances mutuelles contre les 
risques d’accidents. La Sauvegarde des travailleurs, société 
ee mutuelle à cotisations fixes contre les accidents du 
travail. 


„) Geſetz über die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 1838. 
Die Beſtimmung über die Haftpflichtverſicherung enthielt § 25 in Verbindung 
mit dem Geſetz betreffend den Zuſatz zu § 25 des Geſetzes über die Eijen- 
bahnunternehmungen vom 3.11.38. — vom 3. Mai 1869. RAD 
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noch nicht, aber an das Reichshaftpflichtgeſetz') knüpft fich die 
Entwickelung der Haftpflichtverſicherung an. 

Dieſes Geſetz wies nämlich dadurch auf die Vorzüge 
einer entſprechenden Verſicherung ausdrücklich hin, das es 
einerſeits eine vertragliche Aufhebung oder Beſchränkung der 
Haftpflichtverſicherung verbot, andererſeits beſtimmte, daß dem 
Erſatzberechtigten die Leiſtung dann anzurechnen iſt, wenn er 
ſie von einer Verſicherungsanſtalt erhält, bei der zu ſeinen 
Gunſten eine Verſicherung gegen Unfall beſteht, ſofern der 
Unternehmer mindeſtens / der Prämien zahlt. 

Noch im Jahre 1871 entſtanden drei Gegenſeitigkeits⸗ 
geſellſchaften?), denen bald weitere Neugründungen folgten? ), 
und zu denen auch einige ausländiſche Geſellſchaften hinzukamen“). 

In dieſem erſten Zeitabſchnitt, der von 1871 bis 1884 
reicht, entwickelte ſich die Haftpflichtverſicherung ungünſtig, und 
zwar insbeſondere deswegen, weil man, geſtützt auf eine unzu— 
treffende Unfallſtatiſtik, die Prämie zu niedrig feſtgeſetzt hatte, 
und weil die wenig glückliche Faſſung des Reichshaftpflichtgeſetzes 
eine unverhältnismäßig hohe Zahl von Prozeſſen hervorrief. 
Nur durch dieſe unglückliche Entwickelung wird die Petition 
verſtändlich, die die Magdeburger Allgem. Verſich.⸗Akt⸗G. unter 
dem 12. September 1878 an das Reichskanzleramt richtetes), 
auf Verbot der Verſicherung gegen die Folgen der geſetzlichen 
Haftpflicht). Die Antragſtellerin hält die Verſicherung gegen 


1) Zu vergleichen S. 7. 

2) Allgemeine Unfallverſicherungsbank in Leipzig. Gegenſeitige Lebens⸗, 
Invaliditäts⸗ und Unfallverſicherungs geſellſchaft Prometheus in Berlin. 
Unfallverſicherungsgenoſſenſchaft in Chemnitz. 

) Erſte Deutſche Unfall- und Transportverſicherung A. G. in Dres⸗ 
den 1872. Magdeburger Allgemeine Verſicherungsgeſellſchaft 1872. Schle⸗ 
ſiſche Verſicherungsgeſellſchaft in Breslau. Rhenania, Verſicherungs A. G. für 
Transport und Unfall in Köln. Allgemeiner Deutſcher Verſicherungsverein 
in Stuttgart 1875. 

4) Schweizeriſche Unfallverſicherungs-A.⸗G. zu Winterthur. Transports 
und Unfallverſicherungs-A.⸗G. Zürich. Royal Belge, in Brüſſel. 

5) Manes, Die Haftpflichtverſicherung. S. 24. N | 

e) Abgedruckt in Wallmanns Berl. Zeitihrift. XIII. Jahrgang 
S. 423 ff. 
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Haftpflichtanſprüche aus mangelhaften Betriebseinrichtungen!) 
für im Widerſpruche mit den guten Sitten ſtehend 
und für vom volkswirtſchaftlichen Standpunkte aus ungerecht- 
fertigt.?) In einer Zuſchrift an die Schriftleitung der Zeitſchrift 
für Verſicherungsweſen?) erklärte der Generaldirektor der An— 
tragſtellerin, daß in erſter Linie die Arbeiter, in zweiter die 
Arbeitgeber und erſt in dritter, die Verſicherungsgeſellſchaften 
ein Intereſſe an dem Wegfall der Haftpflichtverſicherung hätten.“ 

Der zweite Abſchnitt beginnt mit dem Erlaſſe der Unfall- 
verſicherungsgeſetze.“) Zuerſt hatte man unter Haftpflicht nur die 
gewerbliche Haftpflicht der Betriebsunternehmer auf Grund eines 
Spezialgeſetzes verſtanden. Nachdem nunmehr die Haftung in 
immer ſteigendem Umfange auf die Berufsgenoſſenſchaften über⸗ 
gegangen, und demgemäß den Verſicherungsgeſellſchaften ihr 
Arbeitsfeld faſt bis zur Enteignung genommen worden war‘), 
breitete ſich der Gedanke der Haftpflichtverſicherung in dem 
zweiten Zeitabſchnitt in ungeahntem Umfange aus. Außer den 
Unfällen werden auch Geſundheitsſchäden, Erkrankungen, Sach—⸗ 
ſchäden uſw. in die Verſicherung einbezogen. 

Wenn auch dieſer Aufſchwung ausſchließlich aus dem 
Kampfe der Verſicherungsgeſellſchaften um ihr Daſein hervor— 
gegangen, d. h. rein privatwirtſchaftlichem Erwerbsſinne zu 
danken iſt, ſo hat er doch den volkswirtſchaftlich ſehr freudig zu 
begrüßenden Schutz vieler ſonſt ſchweren Erſchütterungen, ja 
vielleicht dem Untergange ausgeſetzter Exiſtenzen“) zur Folge 
gehabt. 


1) § 107 (jetzt 120 a) der Reichsgewerbeordnung. 

2) Deutſches Vereinsblatt für Verſicherungsweſen Berlin 1878. 

) Der Antrag war den Handelskammern zur Aeußerung zugegangen. 
Eingehende Betrachtungen hierüber ſtellte die Zeitſchrift für Verſicherungs⸗ 
weſen 1879 in ihren Nummern 1, 3, 5 und 7 an. 

4) Zeitſchrift für Verſicherungsweſen 1879 Nr. 7. 

5) Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz vom 6. Juli 1884. 
Unfallverſicherungsgeſetz für Land⸗ und Forſtwirtſchaft vom 5. Mat 1886. 
Bauunfallverſicherungsgeſetz vom 11. Juli 1887. 
Seeunfallverſicherungsgeſetz vom 13. Juli 1887. — 

6) Die angeführten Leipziger und Chemnitzer Geſellſchaften löſten ſich 
damals auf. a 

) Zu vergleichen S 10. 
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Neben den Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften tauchen auch in 
jener Zeit ſchon örtlich beſchränkte (meiſt kleine) Haftpflicht⸗ 
genoſſenſchaften oder Gegenſeitigkeitsvereine auf, von denen hier 
nur folgende landwirtſchaftliche Vereinigungen intereffieren : 

Haftpflichtverſicherungsanſtalt des Hannover. Provinzialver⸗ 
bandes, gegründet 18951). Haftpflichtgenoſſenſchaft der Säch⸗ 
ſiſchen Landwirte, gegründet 1896. Haftpflichtverſicherungs⸗ 
anſtalt der Weimariſchen Landwirte, gegründet 1896. Ver⸗ 
ſicherungsverein gegen Haftpflicht für die Landwirte der 
Provinz Weſtfalen, gegründet 1896. Landwirtſchaftliche Unfall- 
Nebenverſicherungsgenoſſenſchaft in Altenburg, gegründet 1898. 

Der ganze Zeitabſchnitt iſt erfüllt von Kampf zwiſchen den 
Verſicherern und den Verſicherten um die Höhe der zu zah— 
lenden Entſchädigungen, des zu übernehmenden Selbſtverſicherungs⸗ 
anteils?) und der zu leiſtenden Beiträge. Ihren äußeren Aus⸗ 
druck fanden dieſe Kämpfe in der Gründung des Deutſchen 
Haftpflichtſchutzverbandes), des Verbandes der in Deutſchland 
arbeitenden Unfallverſicherungsgeſellſchaften“) und des Deutſchen 
Verſichertenverbandes)). 

Den Beginn des dritten Zeitabſchnittes wird man aus 
folgenden Gründen zweckmäßiger Weiſe mit dem Beginne des 
20. Jahrhunderts che 

a) Das am 1. Januar 1900 in Kraft getretene BGB 
ſtellte einheitliche Rechtsgrundſätze für die Haftpflicht 
innerhalb des geſamten Reichsgebietes auf; 

b) das Geſetz vom 12. Mai 1901“) brachte die Einheit 
des Verſicherungs ver waltungsrechtes und beſchänkte 
die Arten der Verſicherungsunternehmungen durch die Beſtimmung: 
„Zum Betriebe der verſchiedenen Arten der Lebensverſicherung, 
ſowie zum Betriebe der Unfall-, Haftpflicht-, Feuer⸗ oder 


) Zu vergleichen die Tabelle S. 73. 

2) Zu vergleichen S. 33. 

) Zu den Gründern (1892) gehörte der ſpätere Handelsminiſter 
Möller, langjähriger Leiter: Geheimrat Profeſſor Dr. van der Borght. 

4) Nach bis auf 1895 zurückgehenden Verhandlungen gegründet. 1900. 

5) Gegründet 1900. Verbandsorgan: Die Unfallverſicherungspraxis. 
Leipzig ſeit 1898. 

6) Preußiſches Ausführungsgeſetz vom 30. Juni 1901, Geſ.⸗S. S. 141. 
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Hagelverſicherung, darf die Erlaubnis außer Verſicherungsvereinen 
auf Gegenſeitigkeit nur an Aktiengeſellſchaften erteilt werden“; 

c) das Geſetz betreffend die Abänderung der Unfallverſiche— 
rungsgeſetze vom 30. Juni 1900 brachte die Möglichkeit 
der Errichtung von Haftpflichtverſicherungsanſtal— 
ten durch die Berufsgenoſſenſchaften. 

Trotz der von den Verſicherungsgeſellſchaften heftig be— 
kämpften Zunahme der Konkurrenz durch die vorſtehend zu c) 
angeführten Anſtalten haben ſich die Anſtalten in dieſem 
Zeitabſchnitt zufriedenſtellend entwickelt und zweifellos nicht nur 
privatwirtſchaftlich, ſondern auch volkswirtſchaftlich Nüttz⸗ 
liches geleiſtet. Die Zahl der abgeſchloſſenen Verſicherungen 
iſt im Vergleich zu der Zahl der möglichen Verſicherungen ſo 
gering, daß keine tüchtige Geſellſchaft, welcher Form ſie auch 
immer angehören mag um Zuwachs und Entwickelung zu ban 
gen braucht. N 


v. Bedürfnis zur Gründung von 
 hafipflichtversicherungsanstalten auf Öffentlich- 
rechtlicher Grundlage. 


Die Bedeutung der Haftpflichtverficherung war zur Zeit, 
als die drei Anſtalten!), die zuerſt zu dem jetzt beſtehenden 
Verbande zuſammentraten, d. h. alſo am Beginne dieſes Jahr⸗ 
hunderts durch die eifrige Tätigkeit der Agenten der Privat— 
geſellſchaften in weiteſte Kreiſe der landwirtſchaftlichen Unter⸗ 
nehmer gedrungen. Landwirtſchaftliche Vereine aller Art hatten 
ihren Mitgliedern dieſe Verſicherung dringend empfohlen, viele 
Vereine hatten mit gutfundierten Geſellſchaften für ihre Mit- 
glieder Begünſtigungsverträge?) abgeſchloſſen, ſodaß ſicherlich 
ein ſehr erheblicher Teil der Landwirte gegen Erſatzanſprüche 
geſichert wars). Bei dieſer Sachlage bedurfte die Frage ernſter 

VJ Oftpn en Heſſen⸗Naſſau, Schleſien. 

. der ae Schleſiſcher landwirtſchaftlicher Ge⸗ 
nofenfhaften, mit der „Zürich 

2) Allein der Stuttgarter Verein gab ſchon 1901 die Zahl der bei 
ihm verſicherten Landwirte auf 60 000 an: Manes, „Die Haftpflichtver- 


ſicherung“. S. 44. Im Jahre 1915 waren es 132 392 zu vergl. Jahres⸗ 
bericht S. 12. 
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Prüfung, ob die Notwendigkeit zur Gründung von 
beſonderen Haftpflichtverſicherungsanſtalten, nur für die Land⸗ 
wirte eines beſtimmten, örtlich begrenzten Gebietes (kleinerer Bun⸗ 
desſtaat oder preußiſche Provinz) vorlag. Es hat nicht an 
Stimmen gefehlt, die die Frage glatt verneinten!). 

Die Gegner der Neugründung wieſen darauf hin, daß der 
Bezirk einer Provinz viel zu klein ſei, um der Anſtalt eine 
günſtige Entwickelung zu ſichern. Nach dem Geſetze der großen 
Zahlen könne nur auf breiter Grundlage, wie ſie das Reich 
bildet, eine Haftpflichtverſicherungsanſtalt gedeihen. Eine Neu⸗ 
gründung könne durch Unglück im Anfang in ſchwere Bedrängnis 
kommen, während die älteren Geſellſchaften, vermöge ihrer er— 
heblichen Reſerven, allen Möglichkeiten gegenüber gewappnet 
ſeien?). Auch die in ihrem Beſtande, oder doch mindeſtens in 
ihrer Entwicklung bedrohten Privatgeſellſchaften verabſäumten 
es nicht, auf dieſen Punkt aufmerkſam zu machen, und in den 
ſchwärzeſten Farben zu malen: „Aus Obigem erhellt, daß die 
Mittel für größere Schäden nicht ausreichen, und daß die Mit⸗ 
glieder ungemeſſene Nachſchüſſe leiſten müſſen“ ). 

Beide Einwürfe ſind nicht von der Hand zu weiſen. Dem 
erſten Bedenken konnte einigermaßen dadurch begegnet werden, 
daß man die Anſtalt erſt ins Leben treten ließ, wenn eine be⸗ 
ſtimmte Anzahl von Mitgliedern ihren Beitritt“) erklärt hatte. 
Die zweite Gefahr mildert die Tatſache, daß ein öffentlicher 
Verband der Anſtalt, wenn ſie allen Vor ſichtsmaßregeln zum 
Trotz leiſtungsunfähig geworden wäre, feine werktätige Hilfe ge- 
liehen hätte. 

Der Hauptgrund, den die Verfechter der Anſtaltsgründung 
für ihre Anſicht vorbrachten, war der, daß die Beiträge zu 

1) Korn: Empfiehlt fi für die landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften die Gründung eigener Haftpflichtverſicherungsanſtalten. S. 20. 

2) Boldt, Bedenken gegen die Neugründung von Haftpflichtverſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften. „Zeitſchrift für Verſicherungsweſen 1902.“ S. 5437/4. 

3) Aus einem Flugblatt der „Zürich“ ohne Datum. 

4) § 48, Abſatz 1 des Statuts für die Schleſiſche Anſtalt vom 13. 
Juni 1905 lautet: Die Anſtalt iſt zu eröffnen, wenn mindeſtens 1200 Be⸗ 
triebsunternehmer mit Betriebsgrundſtücken, deren Grundſteuer einſchließlich 


der angenommenen Grundſteuer insgeſamt mindeſtens 75000 M beträgt, 
ihren Beitritt zur Anſtalt erklärt haben. 
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hoch ſeien, daß die Geſellſchaften ſich auf Koſten der Landwirte 
bereicherten.) Trotz der Begünſtigungsverträge, und trotzdem 
allgemein anerkannt wurde, daß die Beiträge erheblich niedriger 
geworden ſeien, glaubte man doch, daß öffentlich rechtliche An⸗ 
ſtalten billiger arbeiten würden. Teils wäre bei den Anſtalten 
niemand da, der an ihnen verdienen wolle?) wie bei den 
Aktiengeſellſchaften, hauptſächlich aber würde ſich die Verwaltung 
billiger ſtellen: 
a) durch den Wegfall der übermäßig hohen Gehälter 
der leitenden Perſönlichkeiten der Geſellſchaften, 
b) durch den Wegfall des für die Privatgeſellſchaften 
nötigen, außerordentlich koſtſpieligen Agentenapparates, 
c) durch die Möglichkeit, die vorhandenen Beamten- und 
Behördenorganiſationen koſtenlos oder doch mit ſehr 
geringen Koſten den Anſtalten nutzbar zu machen. 
Die beiden erſten Gründe ſind ohne weiteres einleuchtend, 
doch weiſen die Verteidiger der Privatgeſellſchaften darauf hin, 
daß bei den gewaltigen Summen, mit denen ſie arbeiten, Ein⸗ 
zelgehälter eine immerhin unbedeutende Rolle ſpielen. Den 
zweiten Grund ſuchen ſie dadurch wenigſtens abzuſchwächen, 
daß fie erklären, den Koſten entſprechen auch die Erfolge, und 
ganz ohne Werbekoſten würden auch die Anſtalten nicht aus⸗ 
kommen. Daß die Koſtenfrage in der Tat außerordentlich zu 
Gunſten der Anſtalten ſpricht, wird bei der Betrachtung der 
Rechnungsabſchlüſſe darzulegen ſein. Zum letzten Einwande 
wird geltend gemacht, daß es ſich hier um eine nicht unbedingt 
nötige wirtſchaftliche Betätigung des Staates bezw. eines mittel⸗ 
baren Staatsorganes handele, die als ſolche zu bekämpfen ſei. 
Der Staat ſolle nur, wo ein öffentliches Intereſſe vorliegt, als 
Konkurrent privaten Unternehmungsgeiſtes auftreten. 
Schließlich hätten die Gegner der Anſtalten noch darauf 
hinweiſen können, daß das Aufhören der Agenturen in den kleinen 
Städten und großen Dörfern die daraus fließende Einnahme— 
1) Das Land: Zeitſchrift für die ſozialen und volkstümlichen Ange⸗ 
legenheiten auf dem Lande. 
2) Nach dem deutſchen Börſenkalender von 1911 haben von 76 Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften 40, d. h. 53 Prozent, über 20 Prozent Dividende 
unter ihre Aktionäre verteilt. Flugblatt des Schleswig⸗Holſteiniſchen Vereins. 


2 


ee 


quelle dem Lande nimmt, da die Anſtalten ihre Verwaltung in 
der Provinziale bezw. Landeshauptſtadt zentralifieren. Eine 
Entwickelung, die im Staatsintereſſe zweifellos unerwünſcht iſt. 
Gegenwärtig iſt aber die Zahl der in den Anſtalten vereinigten 
Landwirte noch jo gering, daß den Vertretern der Privatgeſellſchaften 
noch für lange Jahre ein reiches Feld der Tätigkeit bleibt. 

Die bisher geſchilderten Anſchauungen und Erfahrungen 
beſchränken ſich keineswegs auf die Landwirte. Der Haftpflicht- 
verband der Deutſchen Eiſen- und Stahlinduſtrie !) wurde Ende 
des Jahres 1903 gegründet aus der Erfahrung heraus, daß 
die Prämien, die die privaten Verſicherungsgeſellſchaften er⸗ 
heben, bei vielfach unzureichender Deckung im Ver⸗ 
hältnis zum Haftpflichtriſiko ſehr hohe waren?). Viele 
führende Betriebe der Eiſen- und Stahlinduſtrie begrüßten des⸗ 
halb lebhaft den Plan der Errichtung des Verbandes, ſodaß 
ſchon am Schluſſe des erſten Vierteljahres nach Gründung 
69 Millionen Lohnſummen mit rund 65 800 Perſonen verſichert 
waren. Ende des Jahres 1911 zählte der Verband 481 136 
verſicherte Perſonen mit über 627 Millionen Lohnſummen ). 


VI. Aeltere Erfahrungen. 


Nun wagten aber die landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften, als ſie vor 14 Jahren den Gedanken der Gründung 
von Haftpflichtverficherungsanftalten ſchärfer ins Auge faßten, 
keineswegs einen Sprung ins Dunkle. Mehrfache Erfahrungen 
lagen bereits vor. Die Zahl der gegen Haftpflicht Verſicherten 
war ſchon zu Anfang der 90⸗er Jahre des vorigen Jahrhunderts 
eine ſehr erhebliche. Die Koſtſpieligkeit der Verſicherung aber, 
und die hohen Gewinne der Geſellſchaften erregten bei den Land⸗ 
wirten den Wunſch, durch Errichtung eigener Gegenſeitigkeits⸗ 

1) Der Verband trat im April 1904 als ein von den Deutſchen 
Eiſen⸗ und Stahlberufsgenoſſenſchaften ins Leben gerufener und dieſen an⸗ 
gegliederter Verſicherungsverein a. G. ins Leben. 

2) Meesmann, das Haftpflichtrecht der deutſchen Induſtrie und die 
Haftpflichtverſicherung. S. 16. 

3) Aus einem Vortrage des Geheimrats von Borſig, gehalten auf der 
Delegiertenverſammlung der Nordöſtlichen Eiſen- und Stahlberufsgenoſſen⸗ 
ſchaft in Brandenburg a. H. am 24. September 1912. 
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anftalten die Verſicherung billiger zu geſtalten. Derartige Be- 
ſtrebungen begannen zuerſt in der Provinz Hannover feſte Ge- 
ſtalt anzunehmen. 

Die Hannover'ſche landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft 
arbeitete eine Satzung für eine derartige Anſtalt aus und ver— 
öffentlichte ſie 1893. Die Gründung der Anſtalt ſcheiterte aber 
an dem Widerſpruche der Aufſichtsbehörde, da ſie nach dem 
damaligen Stande der Geſetzgebung nicht zu den den Berufsge— 
noſſenſchaften zugewieſenen Aufgaben gehörte). 

Die Wünſche der Landwirte nahm der Provinzial— 
verband von Hannover auf, der im Jahre 1896 eine derartige 
Anſtalt gründete. Bei einer Zahl von rund 265000 Betrieben, 
die in der Hannover'ſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft zuſammengefaßt ſind, hatte die Anſtalt am 1. Auguſt 
1896 ihren Betrieb mit 4000 Mitgliedern eröffnet, deren Zahl 
ſich wie folgt vermehrt hatte: 

4816 Mitglieder Ende Dezember 1896 


5950 0 5 1 
8130 N 1 1898 
10319 N N „ 13899 
12522 „ x 1 601909 
15032 f 1901 


Schon nach 5 Jahren gehörten demnach dieſer Anſtalt bereits 
5 / Prozent der in Betracht kommenden Betriebe an?), gegen 
1½ Prozent bei der Gründung. 

In der Provinz Weſtfalen in der am 1. Oktober 1896 
der weſtfäliſche Bauernverein gemeinſam mit dem landwirtſchaftlichen 
Provinzialverein für Weſtfalen und Lippe den „Verſiche— 
rungsverein gegen Haftpflicht für Landwirte der 
Provinz Weſtfalen“ gegründet hatte, betrug die Mit⸗ 
gliederzahl Ende Dezember 1896, alſo 3 Monate nach der 
Gründung, bereits 1571. Dieſe Zahl hat ſich in derſelben Zeit, 
wie vorher bei Hannover angegeben, verfünffacht; ſie war auf 
(2546, 4325, 5143, 6443) 7447 am Ende des Jahres 1901 
geſtiegen. 

1) Meyer, Denkſchrift. 


2) Wegen der weiteren Entwickelung dieſer Anſtalt zu vergleichen die 
Tabelle S. 73. 
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Dieſer Verein nimmt einerſeits nur Mitglieder des weit- 
fäliſchen Bauernvereins und der der Landwirtſchaftskammer 
dieſer Provinz angeſchloſſenen Vereine auf!). Er beſchränkt ſich 
aber andererſeits nicht auf phyſiſche Perſonen, es kann 
vielmehr die Verſicherung auch auf landwirtſchaftliche Vereine, 
Genoſſenſchaften und landwirtſchaftliche Veranſtaltungen aller 
Art ausgedehnt werden?). Die Sicherheit, die dieſer Verein 
bietet, wird noch dadurch verſtärkt, daß der Provinzialverband 
von Weſtfalen für ſeine Verbindlichkeiten bis 150000 M. als 
Bürge haftets). 

Endlich ſei noch die zu derſelben Zeit als G. m. b. H. ge⸗ 
gründete, Haftpflicht verſicherungsgenoſſenſchaft ſäch— 
ſiſcher Landwirte“ angeführt, deren Arbeitsfeld das 
Königreich Sachſen war. Dieſe Anſtalt zählte am Schluſſe ihres 
Gründungsjahres 4315 Mitglieder, die ſich bis Ende 1901 auf 
(5420, 6895, 8581, 10126) 12261, d. h. auf das Dreifache 
vermehrt hatten. 

Die Mitgliederzahlen dieſer Anſtalten find alſo ſowohl 
abſolut als auch relativ denen von Hannover ſehr ähnlich. 

Die bisherigen Erfahrungen ſchienen demnach zu beweiſen, 
daß Anſtalten, wie ſie die Berufsgenoſſenſchaften nunmehr 
gründen wollten, lebensfähig ſeien und Anklang in den Kreiſen 
der landwirtſchaftlichen Betriebsunternehmer finden würden. 


VII. Träger der Anstalten. 


Wie wir im vorigen Abſchnitt geſehen haben, hatten die 
drei geſchilderten Anſtalten verſchiedene Rechtsträger, in keinem 
Falle war dies aber die landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft 
geweſen. Und in der Tat hatten die Berufsgenoſſenſchaften vor 
dem Jahre 1900 keine Möglichkeit eine Haftpflichtverſicherungs⸗ 
anſtalt zu errichten. Erſt das Geſetz betreffend die Abänderung 
der Unfallverſicherungsgeſetze vom 30. Juni 1900, das ſoge⸗ 
nannte Mantelgeſetz, ſchuf die Grundlage für die Errichtung 
derartiger Anſtalten. Es beſtimmte in ſeinem § 23: 

1) 6 2 des Statuts. 
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„Die Berufsgenoſſenſchaften ſind berechtigt, Einrichtungen 
zu treffen zur Verſicherung der Betriebsunternehmer und der 
ihnen in Bezug auf Haftpflicht gleichgeſtellten Perſonen gegen 
Haftpflicht.“ 

Dieſe Beſtimmung iſt in die RVO. § 843 Ziff. 1 über⸗ 
gegangen und gilt gemäß § 1029 a. a. O. auch für die lands 
wirtſchaftliche Unfallverſicherung. Ferner kommen hier noch in Be⸗ 
tracht die SS 844 bis 846 der R O., die ebenfalls gemäß 
8 1029 für die landwirtſchaftliche Unfallverſicherung Geltung 
haben, und die in ihrem hier intereſſierenden Teile lauten: 

„Träger der Einrichtung iſt die Berufsgenoſſenſchaft.“) 
Die Teilnahme iſt freiwillig. Beſchlüſſe der Genoſſenſchaftsver⸗ 
ſammlung über derartige Einrichtungen und deren Satzungen 
bedürfen der Genehmigung des Bundesrats. Das Reichsver⸗ 
ſicherungsamt führt die Aufſicht.“ 

Die Frage, ob die Verſicherung freiwillig ſein ſolle, 
war in der Reichstagskommiſſion zunächſt anders entſchieden 
worden. Der 8 20 des Kommiſſionsentwurfes beſtimmt: 

„Die Teilnahme iſt freiwillig, wird jedoch eine Haftpflicht- 
verſicherung bei einer landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft 
eingerichtet, ſo ſind die Berufsgenoſſen verpflichtet, derſelben 
beizutreten, falls dieſes in der Genoſſenſchaftsverſammlung mit 
7 Mehrheit beſchloſſen wird.“ | 

Im Plenum wurde der Zwang auch für die Landwirtſchaſt 
abgelehnt.?) Dieſer Plenarbeſchluß fand ſchonungsloſe Kritik:?) 

„Nun ſtellt ſich dieſer $ 23 dar als ein ganz unglückliches 
Geſchöpf, das auf der einen Seite zu viel hat, was ihm auf 
der anderen Seite fehlt. Zuviel iſt die unbeſchränkte Möglichkeit, 
jede Art Haftpflichtſchäden der Berufsgenoſſen in Verſicherung 
nehmen zu können, zu wenig, daß nur die fakultative Möglich—⸗ 
keit der Verſicherung vorliegt.“ 


) Auf dieſe reichsgeſetzliche Beſtimmung hat man ſich im Königreich 
Sachſen bei der Haftpflichtverſicherungsgenoſſenſchaft ſächſiſcher Landwirte 
nicht geſtützt. Obgleich auch dieſe Anſtalt eine „Vereinigung von Mitgliedern 
der landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft für das Königreich Sachſen“ 
iſt, bildet ſie dennoch eine beſondere Genoſſenſchaft und beſitzt die Rechte 
einer juriſtiſchen Perſon auf Grund des ſächſ. Geſetzes vom 15. Juni 1868. 

) Manes, Die Haftpflichtverſicherung. S. 108. 

5) Manes, ebenda. 


RR 


Ferner hatte z. B. Lorenz v. Stein in einem ſchon 1885 
gehaltenen Vortrage ſich ſcharf gegen einen fakultativen Ver: 
ſicherungsbetrieb durch den Staat mit den Worten ausgeſprochen: 

„Das, was die Verſicherung tut, das Aufſuchen von zu 
Verſichernden, iſt ein gewaltiger nationalökonomiſcher Prozeß, 
in dem die Verſicherung etwas vollzieht, das tief in der Natur 
der Perſönlichkeit liegt. Das kann der Staat nicht. Der Staat 
kann zwingen einzutreten, aber nicht dazu auffordern.“ 

Wie weit die Angriffe gegen die Freiwilligkeit der Ver⸗ 
ſicherung über das Ziel hinausſchoſſen, zeigt nicht nur die 
ſpäter zu ſchildernde Entwickelung der Haftpflichtverſicherungs— 
anſtalten, ſondern auch die Provinzialfeuerſozietäten, die ſchon 
viele Jahre hindurch auf der Baſis der Oeffentlichrechtlichkeit 
und der Freiwilligkeit eine glänzende Entwickelung durchgemacht 
hatten, bewieſen das. War jo den landwirtſchaftlichen Berufs 
genoſſenſchaften einerſeits die Möglichkeit neuer Betätigung auf 
dem Gebiete ſozialer Fürſorge gegeben, fo könnte man anderer⸗ 
ſeits in dieſer Geſetzesbeſtimmung eine Aufforderung zu 
dieſer Betätigung, mindeſtens aber doch den Hinweis erblicken, 
daß der Geſetzgeber gerade die Berufsgenoſſenſchaften für den 
geeigneten Gründer derartiger Anſtalten gehalten habe. Dieſer 
Anſchauung hat die Folgezeit Recht gegeben, denn nach dem 
Erlaſſe des vorangeführten Mantelgeſetzes ſind zahlreiche Haft— 
pflichtverſicherungsanſtalten durch die Berufsgenoſſenſchaften, 
aber nur einzelne auf anderer Grundlage gegründet worden). 


VIII. Vorgeschichte 
der Gründung der schlesischen Anstalt. 

Die Gründung der ſchleſiſchen Anſtalt wurde angeregt 
durch die Landwirtſchaftskammer für die Provinz Schleſien. 
Nachdem der Vorſtand der Kammer die Frage zum Teil ge— 
meinſam mit dem Landeshauptmann von Schleſien und dem 


1) Die Genoſſenſchaften ſind von der Gründungsmöglichkeit durch die 
bereits angeführte Beſtimmung des Geſetzes vom 12. Mai 1901 über die 
privaten Verſicherungsunternehmungen ausgeſchloſſen worden. Die 1910 von 
der Badiſchen Landwirtſchaftskammer gegründete Haftpflichtverſicherungsan⸗ 
ſtalt iſt ein Verein a. G. 
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Dezernenten der Schleſiſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſen— 
ſchaft beraten, und ſich des Entgegenkommens der Provinzial— 
verwaltung verſichert hatte, unterbreitete er die Angelegenheit 
der am 6. März 1903 zur zehnten Plenarſitzung zuſammen—⸗ 
tretenden Kammer. In dieſer Sitzung wurde folgender Beſchluß 
gefaßt: 

1. Landwirtſchaftskammer erkennt die Errichtung einer 
Haftpflichtverſicherungsanſtalt im Anſchluß an die Schleſiſche 
landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft als ein dringliches Be— 
dürfnis an und ſpricht demzufolge zu den bezüglichen vom 
Vorſtand getanen Schritten ihre Zuſtimmung aus. 

2. Landwirtſchaftskammer beauftragt den Vorſtand, tunlichſt 
für die Begründung dieſer Haftpflichtverſicherungsanſtalt zu 
wirken, und für den Zweck der Förderung des Unternehmens 
den Betrag von 1000 Mk. durch den Etat bereit zu ſtellen. 

Inzwiſchen hatte ſich auch der Provinzialaus ſchuß der 
Provinz Schleſien auf Antrag des Landeshauptmanns in 
ſeiner Sitzung vom 23. Februar 1903 mit der Angelegenheit 
befaßt und beſchloſſen, die Errichtung der Anſtalt bei der Ge— 
noſſenſchaftverſammlung der Berufsgenoſſenſchaft zu beantragen. 
Der Provinzialausſchuß hatte ſich ebenſo wie die Landwirt— 
ſchaftskammer mit dem vorgelegten Entwurf des Statuts im 
weſentlichen einverſtanden erklärt. Nunmehr ging der am 
8. Juni 1903 zuſammentretenden Genoſſenſchaftverſammlung 
eine Vorlage zu, in der nach eingehender Darſtellung der Sach— 
und der Rechtslage beantragt wurde, die Anſtalt vorbehaltlich 
der Genehmigung des Bundesrates zu errichten, und unter dem 
gleichen Vorbehalt dem vorgelegten Satzungsentwurfe zuzu— 
ſtimmen, auch den Genoſſenſchaftsvorſtand zu ermächtigen, die— 
jenigen Aenderungen der Satzung vorzunehmen, die der Bun— 
desrat fordern ſollte. 


Dieſe Vorlage fand zwar mit einigen Aenderungen Annahme, 
es wurde aber trotzdem die Satzung nicht zur Genehmigung 
eingereicht und zwar aus folgender Erwägung: 

Kurz zuvor, im Jahre 1902, hatte die Oſtpreußiſche 
landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft die Errichtung einer 
Haftpflichtverſicherungsanſtalt beſchloſſen, und die Genehmigung 
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der von ihr vorgelegten Satzung beantragt. Die dort ausge— 
arbeitete Satzung hatte den ſchleſiſchen Inſtanzen bei ihren 
Beratungen als Grundlage gedient, und das hier beſchloſſene 
Statut ſchloß ſich im weſentlichen ſeinem oſtpreußiſchen Vorbilde 
an. Gegen den oſtpreußiſchen Entwurf hatte aber der Bundes⸗ 
rat jo viele Bedenken geltend gemacht, daß auf eine Geneh— 
migung des ſchleſiſchen Statuts nicht zu rechnen war. Unter 
dieſen Umſtänden beſchloß man, zu warten, bis man über die 
endgültige Stellungnahme des Bundesrates Gewißheit haben 
würde. | | 

Die lange ſich hinziehenden Verhandlungen führten endlich 
zu einem neuen Entwurf, der am 13. September 1904 die 
Billigung des Provinzialausſchuſſes und am 31. Oktober 1904 | 
diejenige der Genoſſenſchaftsverſammlung fand. Daß die letztere 
auch diesmal wieder dem Genoſſenſchaftsvorſtande die Befugnis 
zur Aenderung einzelner Beſtimmungen für den Fall erteilt 
hatte, daß die Aufſichtsbehörde Ausſtellungen machen ſollte, 
verhinderte neue Verzögerung. Da die Genoſſenſchaftsverſamm— 
lung einige Aenderungen an der mit dem Reichsamt des Innern 
vereinbarten Faſſung des Statuts vorgenommen hatte, konnte 
der Provinzialausſchuß die vom Bundesrat gerügten Mängel | 
in ſeiner Sitzung vom 11. März 1905 abſtellen. Nun endlich | 
fand das Statut unter dem 8. Juni 1905 die erforderliche 
Genehmigung. 

Die Frage der Errichtung derartiger Anſtalten hatte für 
alle Berufsgenoſſenſchaften ein derartiges Intereſſe, daß die 
„Ständige Kommiſſion der Deutſchen landwirtſchaftlichen Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaften“ ſich mit der Angelegenheit befaßt, und der 
„Konferenz der Deutſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften“ 1903, eine entſprechende Vorlage unterbreitet hatte. 
Der Berichterſtatter'), Landesrat Stoehr, Caſſel, wies auf die 
erheblichen Vorteile hin, die den Mitgliedern infolge der nie⸗ 
drigen Verwaltungskoſten geboten werden könnten, und teilte mit, 
daß die Heſſen⸗Naſſauiſche Berufsgenoſſenſchaft die Errichtung 
einer einer Anſtalt beſchloſſen habe, obgleich fie ſich nicht verhehlt 


Ba Protokoll über die Verhandlungen der am 8., 9. und 10. Oktober 1903 | 
fc u abgehaltenen Konferenz der Deutſchen landw. ee ee | 
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habe, daß außergewöhnlich große Schadenfälle in den erſten 
Jahren die Anſtalt in Schwierigkeiten bringen könnten. In der 
Debatte wieſen die Vertreter der Provinz Hannover, des Kö— 
nigreichs Sachſen und des Großherzogtums Sachſen-Weimar!) 
auf die günſtigen Erfahrungen hin, die die in ihren Bezirken 
beſtehenden Anſtalten gemacht hatten. Der Vertreter von 
Schleswig⸗Holſtein empfahl die Errichtung der Anſtalten durch 
die Provinzialverbände, während derjenige Oſtpreußens, die 
Berufsgenoſſenſchaften als die geeignetſten Träger der landwirt- 
ſchaftlichen Haftpflichtverſicherung bezeichnete. 

Da die Anſtalten ſämtlich eine günſtige Entwickelung hinter 
ſich haben, ſei es, daß ſie von den Berufsgenoſſenſchaften, den 
Provinzialverbänden, den Landwirtſchaftskammern oder von 
den Landwirten eines örtlichen Verbandes in anderer Form 
errichtet worden ſind, ſo kann der Streit heute in dem Sinne 
für erledigt gelten, daß jede Organiſation den Zweck der Verbilli— 
gung der Beiträge erreicht, in der genoſſenſchaftlicher Zuſammen— 
ſchluß und ehrenamtliche oder öffentliche Verwaltung die hohen 
Koſten der Privatgeſellſchaften unnötig machen. 


IX. Die Organisation der schlesischen Anstalt. 


In neun Abſchnitten, die ihrerſeits wieder in zuſammen 
49 Paragraphen zerfallen, waren die Beſtimmungen des erſten 
„Statut für die Haftplichtverſicherungsanſtalt 
der Schleſiſchen landwirtſchaftlichen Berufsge— 
noſſenſchaft“ zuſammengefaßt.?) Die Abſchnitte, deren wejent- 
licher Inhalt nachſtehend im Einzelnen zu würdigen ſein wird, 
hatten folgenden Inhalt: 

a) Allgemeines. 

b) Verſicherungsnehmer. 

c) Umfang der Verſicherung. 

d) Beiträge. 

e) Erſatzpflicht der Anſtalt. 

f) Betriebs⸗ und Reſervefonds. 


) Ueber die Gründung dieſer Anſtalten zu vergleichen S. 14. 
) In Wirkung geweſen vom 1. Auguſt 1905 bis zum 31. Dez. 1910. 
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g) Rückverſicherung. 

h) Aenderung des Statuts und Auflöſung 
der Anſtalt. 

i) Schlußbeſtimmungen. 

Das Statut iſt ſpäterhin zweimal geändert worden. Das 
erſte Mal mit Wirkung vom 1. Januar 1911, das zweite Mal 
mit Wirkung vom 1. Januar 1913 ab. Bei der zweiten Aen- 
derung hat es auch die Ueberſchrift „Satzung“ erhalten. Es 
iſt aber ſowohl dem Geiſte, als auch der äußeren Form nach 
im Allgemeinen erhalten geblieben, wenngleich die Beſtimmungen 
mehrfach zu Gunſten der Verſicherten geändert wurden, d. h. es 
konnte der Schutz erweitert werden, den die Anſtalt ihren Mit- 
gliedern bietet. 

a) Allgemeines. 

Der allgemeine Teil der Satzung ſtellt, nachdem er den 
Namen der Anſtalt genannt und als ihren Zweck bezeichnet hat, 
„den Mitgliedern der Schleſiſchen landwirtſchaftlichen Berufsge— 
noſſenſchaft auf Antrag Verſicherang gegen Haftpflicht zu ge— 
währen“, ihr Verhältnis zu dieſer Berufsgenoſſenſchaft feſt. 
Letztere iſt die Rechtsträgerin der Anftalt!), ihre Organe führen 
die Verwaltung, Sitz und Geſchäftsbezirk ſind die gleichen. Da 
demnach der Landeshauptmann (vorbehaltlich beſonderer Einzel— 
beſtimmungen) die Verwaltung führt, regelt ſich ſeine Stellver— 
tretung nach den Vorſchriften der Brovinzialordnung?). 

Die laufende Geſchäfte erledigt ein Oberbeamter?) (Landes⸗ 

1) Die Anſtalt iſt alſo keine ſelbſtändige juriſtiſche Perſon und ſoll 
auch keine ſein; fie iſt eine Einrichtung der Berufsgenoſſenſchaft. Zu ver⸗ 
gleichen die Verhandlungen der Berufsgenoſſenſchaften zu Detmold vom 
8. bis 10 Oktober 1903. 

2) § 88 der Provinzialordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen vom 
29. Juni 1875 beſtimmt: „Für den Fall einer Behinderung des Landes— 
direktors, ſowie im Falle der Erledigung der Stelle desſelben, beſtellt der 
Provinzialausſchuß einen Stellvertreter bis zur Aufnahme der Geſchäfte 
durch den Landesdirektor bezw. bis zum Eintritt einer kommiſſariſchen 
Verwaltung nach Maßgabe des $ 87“. (Der Landesdirektor führt, wie in 
mehreren preußiſchen Provinzen, ſo auch in Schleſien, die Amtsbezeichnung: 
Landeshauptmann.) 

8) § 93 der vorangeführten Provinzialverordnung beſtimmt in ſeinem 
Abſatz 1, Satz 1: „Dem Landesdirektor können nach näherer Beſtimmung 
des Provinzialſtatuts zur Mitwirkung bei Erledigung der Geſchäfte der ge⸗ 
ſamten, oder einzelner Zweige der kommunalen Propinzialverwaltung noch 


andere vom Provinziallandtage zu wählende obere Beamte mit beratender 
oder beſchließender Stimme zugeordnet werden. 
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rat) und zwar derjenige, der der Dezernent für die landwirt— 
ſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft iſt; zwei mittleren Beamten iſt 
die Bureauarbeit übertragen. Andere Arbeitskräfte benötigt die 
Anſtalt nicht. Für die von der Berufsgenoſſenſchaft aufgewen⸗ 
deten Verwaltungskoſten hat die Anſtalt Erſatz zu leiſten, deren 
Höhe der Landeshauptmann alljährlich als Pauſchalſumme feſtſtellt. 

Ueber etwaige Beſchwerden gegen die Anordnungen des 
Landeshauptmanns entſcheidet der Genoſſenſchaftsvorſtand!) ). 
Das Anſtaltsvermögen iſt geſondert zu verwalten. Verfügbare 
Gelder ſind nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes an— 
zulegen?). Für die Zwecke der Anſtalt haften nur die Beiträge, 
der Reſervefonds und das Vermögen. Das Rechnungsjahr iſt 
das Kalenderjahr. Alljährlich iſt Rechnung und Bilanz aufzu- 
ſtellen, die mit einem Berichte dem Provinziallandtage zur 


1) § 14, Abſatz 1 des „neuen Statuts für die Schleſiſche landwirt⸗ 
ſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft“ vom 16 September 1901, das damals in 
Kraft war, lautete: „Als Genoſſenſchaftsvorſtand fungiert der Provinzial⸗ 
ausſchuß“. In der gegenwärtig gültigen Satzung vom 17. Oktober 1912 für 
dieſe Berufsgenoſſenſchaft heißt es im § 13, Abſatz 1: „Die Stelle des 
Genoſſenſchaftsvorſtandes vertritt der Provinzialausſchuß.“ 

2) Die Leitung der „Anſtalten“ iſt in den preußiſchen Provinzen im 
allgemeinen durch mutatis mutandis gleichlautende Beſtimmungen geregelt, 
d. h. im Namen des Vorſtandes der Berufsgenoſſenſchaft führt der Landes⸗ 
direktor die Geſchäfte. Vom Genoſſenſchaftsvorſtande aus ſeiner Mitte wird 
der Auſtaltsleiter gewählt in: Braunſchweig, Reuß, Anhalt, Oldenburg 
und bei der Anſtalt der Tiefbau⸗Berufsgenoſſenſchaft. Vom Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtande gewählt in: Altenburg, Weſtfalen und Königreich Sachſen. In 
Baden, deren Anſtalt (als einzige) der Landwiriſchaftskammer angegliedert 
iſt, ernennt die Kammer drei von den fünf Mitgliedern des Vorſtandes, 
und unter ihnen den Vorſitzenden, während die beiden anderen durch die 
Generalverſammlung gewählt werden. In Schleswig-Holſtein iſt der Land⸗ 
wirtſchaftskammer ebenfalls ein erheblicher Einfluß geſichert; hier ernennt 
ſie aber nur zwei Mitglieder des Vorſtandes, einſchließlich des Vorſitzenden, 
während drei von der Generalverſammlung gewählt werden. Ganz abweichende 
Beſtimmungen ſind beim Haftpflichtverbande der Deutſchen Eiſen- und 
Stahlinduſtrie getroffen, der die Mitglieder von acht Berufsgenoſſenſchaften 
in ſich vereinigt. Hier ernennt der von der Generalverſammlung gewählte 
Aufſichtsrat die acht Mitglieder des Vorſtandes und unter ihnen den Vor— 
ſitzenden. 

3) Zu vergleichen 8s 1807 und 1808 BGB. in Verbindung mit Art. 
212 des Einführungsgeſetzes zum BGB. vom 18. Auguſt 1896. 
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Genehmigung vorzulegen ſind. Nach erfolgter Genehmigung 
ſind Auszüge dem Reichsverſicherungsamt, den Mitgliedern 
der Genoſſenſchaftsverſammlung und den Sektionsvorſtänden 
der Berufsgenoſſenſchaft!) zur Kenntnis zu bringen. Das 
Reichsverſicherungsamt kann Vorlegung der ganzen Jahres⸗ 
rechnung fordern, auch iſt jeder Verſicherungsnehmer berechtigt, 
Jahresbericht nebſt Bilanz, ſowie Auszug aus der Jahres⸗ 
rechnung zu verlangen. Letztere beide ſind in den Amts— 
blättern der Provinz zu veröffentlichen. Ueber die Aufſtellung 
von Rechnung, Bilanz und Bericht hat der Genoſſenſchaftsvor— 
ſtand mit Genehmigung des Reichsverſicherungsamtes Beſtim⸗ 
mung zu treffen. 

Die allgemeinen Beſtimmungen ſind bei beiden Satzungs⸗ 
änderungen faſt wörtlich dieſelben geblieben, nur eine formelle 
und eine materielle Aenderung iſt erfolgt. 

1. Die in vielen 88 des urſprünglichen Statuts enthaltene 
immer wörtlich wiederkehrende Beſtimmung, daß der Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtand über Beſchwerden gegen Verfügungen, Be- 
ſcheide uſw. des Landeshauptmanns entſcheidet, iſt nunmehr im 
S 3 mit allgemeiner Gültigkeit zuſammengefaßt. 

2. Die Jahresrechnug und die Bilanz werden fernerhin 
nicht mehr vom Provinziallandtage, ſondern von der 
Genoſſenſchaftsverſammlung genehmigt und dem 
Provinziallandtage nur zur Kenntnisnahme mitgeteilt. Dieſe 
Aenderung entſpricht genau derjenigen, die die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft in ihrer neuen Satzung vorgenommen hat.?) 

Die formelle Aenderung iſt eine Verbeſſerung inſofern, als 
ſie den Text überſichtlicher geſtaltet und unnötige Wiederholungen 
vermeidet. Die materielle Aenderung iſt berechtigt, da nunmehr 
ein Organ der Berufsgenoſſenſchaft, deren Einrichtung die 
Haftpflichtverſicherungsanſtalt doch iſt, über die Finanzgebahrung 

1) 88 3 und 8 des vorangeführten Statuts der Berufsgenoſſenſchaft vom 
16. September 1901 beſtimmten: „Die Genoſſenſchaft wird in Sektionen 
eingeteilt. Jeder Kreis bildet eine Sektion. Die Stelle des Sektionsvor⸗ 
ſtandes vertritt der Kreis-(Stadt⸗)Ausſchuß.“ Die entſprechenden Stellen 
in den SS 3 und 16 der Satzung vom 17. Oktober 1912 find gleichlautend. 


2) Zu vergleichen 88 8 und 12 der vom 1. Januar 1913 ab gültigen 
Satzung der Berufsgenoſſenſchaft. 
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der Anftalt entſcheidet. Auch fteht der Provinziallandtag, in dem 
nichtlandwirtſchaftliche Kreiſe naturgemäß ſtark vertreten ſind, 
der Anſtalt und ihren Intereſſen erheblich ferner, als die Ge— 
noſſenſchaftsverſammlung. 

Die Schlußbeſtimmungen der erſten Satzung — die gegen⸗ 
wärtige Satzung enthält keine Schlußbeſtimmungen — enthielten die 
Vorſchrift, daß die Anſtalt zu eröffnen ſei, wenn mindeſtens 
1200 Betriebsunternehmer ihren Beitritt erklärt hätten, und 
wenn dieſe Unternehmer zu einer Grundſteuer leinſchließlich der 
angenommenen) von mindeſtens 75000 Mk. veranlagt ſeien. 
Der Zeitpunkt der Eröffnung ſollte vom Genoſſenſchaftsvorſtande 
mit Genehmigung des Reichsverſicherungsamtes feſtgeſtellt und 
in den Amtsblättern der Provinz bekannt gemacht werden. 

In dieſen Blättern waren auch die Satzung, ſowie vor- 
kommenden Falles ihre Aenderungen zu veröffentlichen. Die 
verlangten Zahlen waren Dank der entfalteten Werbetätigkeit 
bei der Erteilung der Genehmigung zum Geſchäftsbetriebe 
ſchon erheblich überſchritten. Daher konnte die Anſtalt bereits 
am 1. Auguſt 1905 mit 2123 Mitgliedern eröffnet werden, die 
zu 124693,40 M. Grundſteuer veranlagt waren. 


b) Verſicherungs nehmer. 
Verſicherungsnehmer können in Schleſien nur Mitglieder 
der landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft ſein.!) Der Ver— 
ſicherungsantrag iſt an den Landeshauptmann zu richten, wobei 
der Antragsſteller ſich ausdrücklich den Beſtimmungen der Satzung 
zu unterwerfen hat, von der ihm ein Stück auszuhändigen iſt.“) 


1) Weitere Grenzen ſind mehrfach gezogen, z. B.: 

a) in Weſtfalen zu vergleichen S. 19, 20; 

b) in Mecklenburg hat der Vorſtand das Recht Betriebe aufzunehmen, 
die zur Landwirtſchaft in enger Beziehung 5895 z. B. Molkereien. 
Moldenhauer, Haftpflichtverſicherungsberbände S. 

c) in Oldenburg ſind politiſche und Auen e e 
ſchaften u a. m. aufnahmefähig. Moldenhauer a. a. O. S. 93; 

d) in Weimar können zwar nur Landwirte des a Diele 
aber auch mit ihren außerhalb der Grenzen dieſes Staates gelegenen land⸗ 
e Betrieben beitreten. 

) Zu vergleichen §S 3 des Verſicherungsvertragsgeſetzes. Im Ver⸗ 
e eſcheine der Privatgeſellſchaften ſind die „Bedingungen“ ent⸗ 
halten. Einen derartigen Schein kennt die Haftpflichtverſicherungsanſtalt 
nicht. Ihre Bedingungen ſtehen in der Satzung. 
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Der Antrag kann abgelehnt werden, ſofern der Antragende 
entweder durch ſein perſönliches Verhalten Anlaß zu Befürchtungen 
gibt, oder wenn ſein Betrieb beſondere Haftpflichtgefahren in 
ſich ſchließt.t!) Gegen den Ablehnungsbeſcheid iſt binnen eines 
Monats Beſchwerde an den Genoſſenſchaftsvorſtand zuläſſig, 
der endgültig entſcheidet?) Im Falle der Annahme iſt eine Be⸗ 
ſcheinigung auszuſtellen, mit deren Datum!) die Verſicherung 
beginnt. 

Hat der Antrag wiſſentlich falſche Angaben enthalten, 
die für die Verſicherung erheblich ſind, ſo iſt die Anſtalt zum 
Rücktritt berechtigt. In dieſem Falle hat ſie keinerlei Zahlungs⸗ 
verpflichtungen. Etwa bereits gezahlte Beträge ſind ihr nebſt 
den geſetzlichen Zinſen zurückzuerſtatten. Der Rücktritt muß 
ſchriftlich binnen zwei Monaten nach erlangter Kenntnis der 
dazu berechtigenden Tatſachen erklärt werden. Auch gegen dieſen 
Beſcheid iſt innerhalb eines Monats Beſchwerde an den Ge— 
noſſenſchaftsvorſtand zuläſſig. Deſſen Beſcheid iſt endgültig, doch 
hat der Beſchwerdeführer, falls er zurückgewieſen worden iſt, 
vom Tage der Zuſtellung ab ſechs Monate Friſt, den Rechts⸗ 
weg zu beſchreiten. Dieſelben Beſtimmungen ſind für den Fall 
getroffen, daß der Verſicherte bei bereits beſtehender Verſicherung 
auf Anfrage wiſſentlich falſche Angaben über für die Verſicherung 
erhebliche Verhältniſſe macht. In beiden Fällen darf der Lan⸗ 
deshauptmann, der von Amtswegen Mitglied des Genoſſen— 
ſchaftsvorſtandes iſt, bei deſſen Abſtimmungen über die eingelegte 
Beſchwerde nicht mitſtimmen. 

Während des Beſtehens des Verſicherungsverhältniſſes iſt 
es nicht geſtattet, gegen dieſelben Haftpflichtgefahren innerhalb 
der von der Anſtalt gezogenen Grenzen, oder bezüglich der 


1) Dieſe Beſtimmung kehrt wenigſtens in ähnlicher Form in allen 
Satzungen wieder. 


2, Die Berufungsinſtanzen ſind teilweiſe recht verſchieden. 


5) Es wird immer derjenige Tag gewählt, an dem der Antrag auf 
Verſicherung bei der Anſtalt eingegangen iſt. In Hannover iſt ſatzungs⸗ 
mäßig der auf den Eingang folgende Tag als Verſicherungsbeginn feſt⸗ 
geſetzt. i 
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Selbſtverſicherung!) ſich anderweit zu verſichern.?) Im Ueber— 
tretungsfalle iſt die Anſtalt ihrer Erſatzpflicht ledigs). 

Das Vertragsverhältnis endet von ſelbſt, ſobald der Ver— 
ſicherte aufhört Mitglied der Berufsgenoſſenſchaft zu ſein; im 
übrigen ſteht dem Mitgliede zum Schluſſe jedes Geſchäftsjahres 
mit Friſt von 6 Wochen das Kündigungsrecht zu. 

Dieſe Geſtaltung des Kündigungsrechtes bedeutet einen 
erheblichen Vorteil für den Verſicherten. Bei den Privatgeſell— 
ſchaften iſt es üblich, die Ermäßigung der Prämien davon ab— 
hängig zu machen, daß der Antragſteller ſich auf einen längeren 
Zeitraum (meiſt zehn Jahre) an die Gejellichaft bindet. In den 
alten Verträgen war außerdem noch feſtgeſetzt, daß das Ver— 
ſicherungsverhältnis als auf die gleiche Zeit verlängert galt, 
wenn nicht rechtzeitig gekündigt wurde“). Dieſe Beſtimmung 
wurde häufig überſehen, und ſo mancher mußte ſich zu ſeinem 
Leidweſen überzeugen, daß er noch Jahre lang an eine Geſell— 
ſchaft gebunden war, von der er gern losgekommen wäre. Die 
Haftpflichtverſicherungsanſtalt verzichtete von vornherein auf ein 
derartiges Bindemittel. Sie war ſich bewußt, ſo günſtige Be— 
dingungen bieten zu können, daß die Verſicherten im wohlver— 
ſtandenen, eigenen Intereſſe bei ihr bleiben würden. Die geringe 
Zahl der Austritte hat ihr Recht gegeben. 

Schließlich enthält dieſer Abſchnitt noch die Bedingungen, 
unter denen die Anſtalt (unbeſchadet ihres vorſtehend geſchil— 
derten Rechtes zum Rücktritt bezw. zur Kündigung ohne Friſt) 


) Nach § 21 wurden nur 90 Prozent der zu zahlenden Entſchädigung 
erſtattet, während der Verſicherte 10 Prozent als Selbſtverſicherung zu 
tragen hatte. 

2) Doch Ergänzungsverſicherung. Dieſe iſt keineswegs eine Doppel⸗ 
verſicherung (88 58—60 Verſicherungsvertragsgeſetz), ſondern nur eine 
Sicherung von Leiſtungen der Hapftpflichtverſicherungsanſtalt, die über die⸗ 
jenigen hinausgehen, die der Verſicherte auf Grund ſeines Vertrages von 
der Privatgeſellſchaft zu fordern hat. 

) Zu vergleichen § 59, Abſatz 3 Verſicherungsvertragsgeſetz. 

) Dieſem Vorgehen hat § 8 des Verſicherungsvertragsgeſetzes da- 
durch einen Riegel vorgeſchoben, daß er beſtimmte: eine Vereinbarung, nach 
der ein Verſicherungsverhältnis als ſtillſchweigend verlängert gilt, wenn es 
nicht vor dem Ablaufe der Vertragszeit gekündigt wird, iſt infoweit nichtig, 
als ſich die jedesmalige Verlängerung auf mehr als ein Jahr erſtrecken ſoll. 
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berechtigt iſt, mit Friſt von einem Monat das Verhältnis 
zu löſen: | 

1. Wenn der Anſtalt Umſtände bekannt werden, die Sie 
zur Ablehnung des Antrages berechtigt haben würden; 

2. Wenn der Verſicherungsnehmer ſchuldhafterweiſe und 
nachdem ihm unter Hinweis auf das Kündigungsrecht eine an⸗ 
gemeſſene Friſt geſetzt worden iſt, Fragen über Umſtände der 
zu 1. bezeichneten Art unbeantwortet läßt; 

3. Wenn der Verſicherte einen mit Gefahr verbundenen 
Zuſtand, trotz Hinweiſes auf das Kündigungsrecht und ſchriftlicher 
Aufforderungen zur Abhilfe, in angemeſſener Friſt nicht beſeitigt; 

4. Wenn der Beitrag trotz Mahnung unter gleichzeitigem 
Hinweis auf das Kündigungsrecht nicht gezahlt wird. 

Der Abſchnitt über die Verſicherungsnehmer hat ſchon durch 
die erſte Satzungsänderung eine Ergänzung erfahren, die bei 
der zweiten erhalten geblieben iſt. Grundſatz blieb allerdings, 
daß nur Mitglieder der Berufsgenoſſenſchaft Mitglieder der 
Haftpflichtverſicherungsanſtalt werden können, doch wurde dadurch 
eine Ausnahme gemacht, daß nunmehr den Verwaltern eines in 
Zwangsverwaltung gekommenen Betriebes geſtattet iſt, ſowohl 
die Verſicherung fortzuſetzen, wenn der Beſitzer bereits verſichert 
war, als auch neu in die Verſicherung einzutreten. Allerdings 
erſtreckt ſich in dieſem Falle die Verſicherung nur auf die haft⸗ 
pflichtigen Beſchädigungen, die im Betriebe herbeigeführt worden 
find, alſo nicht auf die Privathaftpflicht. 

Da die Haftpflichtverſicherungsanſtalt erſt zu einer Zeit 
auf dem Platze erſchien, als zahlreiche Privatgeſellſchaften den 
Betrieb dieſes Verſicherungszweiges bereits ſeit längerer Zeit 
aufgenommen hatten, waren zahlreiche Landwirte der Provinz 
durch oft langfriſtige Verträge an eine jener Geſellſchaften ges 
bunden. Die Tatſache aber, daß die Beiträge der Haftpflicht- 
verſicherungsanſtalt meiſt ſehr erheblich niedriger waren als 
diejenigen der Geſellſchaften, daß aber die Leiſtungen der Anſtalt, 
insbeſondere bei Sachſchäden !) faſt immer erheblich über die⸗ 
9 Der hohe Prozentſatz der Entſchädigung für Sachſchäden, die bei den 
Privatgeſellſchaften meiſt nur gegen Zahlung beſonderer Beiträge in die 


Verſicherung eingeſchloſſen werden, wird ſpäter nachgewieſen. Zu vergleichen 
die Tabelle S. 64. 
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jenigen der Geſellſchaften hinausgingen, bildete gerade für 
größere Beſitzer einen ſtarken Anreiz zur Haftpflichtverſicherungs⸗ 
anſtalt überzugehen. Meiſt war dies nicht ohne weiteres möglich, 
weil ſonſt eine unzuläſſige Doppelverſicherung vorgelegen hätte. 
Die Anſtalt ihrerſeits hatte jedoch ein lebhaftes Intereſſe, die 
Antragſteller nicht abweiſen zu müſſen. Dieſen Schwierigkeiten 
half der Provinzialausſchuß dadurch ab, daß er als Genofjen- 
ſchaftsvorſtand in ſeiner Sitzung vom 5. Dezember 1906 die 
Möglichkeit der Ergänzungsverſicherung ſchuf!)). 

Obwohl die Beiträge der Haftpflichtverſicherungsanſtalt für 
die Mitglieder, die eine ſolche Ergänzungsverſicherung abſchloſſen, 
nicht ermäßigt wurden, haben bereits weit über hundert Unter- 
nehmer eine derartige Verſicherung beantragt; ein ſchlagender 
Beweis für die Zweckmäßigkeit der Einführung der Ergänzungs⸗ 
verſicherung und für die außerordentliche Zugkraft der Anftalt 
wegen ihrer Billigkeit. 

Endlich iſt noch die Beſtimmung aufgenommen worden, 
daß beim Tode eines Verſicherungsnehmers der Verſicherungs⸗ 
vertrag auf die Erben übergeht, falls dieſe nicht innerhalb eines 
Monats nach dem Tode des Verſicherungsnehmers erklären, die 
Verſicherung nicht fortſetzen zu wollen. 

Die ſonſt vielfach übliche Beſtimmung, daß nach Eintritt 
eines Entſchädigungsfalles beide Parteien das Recht zur Kün⸗ 
digung haben?), gibt es bei der Anſtalt nicht. Dieſes Recht iſt 
überflüſſig, da ja die Anſtalt ihre Mitglieder niemals auf einen 
längeren Zeitraum als ein Jahr bindet. 


c) Umfang der Verſicherung. 

Als Erſatz gewährte die Anſtalt urſprünglich 90 Prozent 
der zu zahlenden Entſchädigungen?) mit der Maßgabe, daß 
ihre Leiſtungen für einen Verſicherungsnehmer und in einem 
Jahre 60000 M. nicht überſteigen dürfen, und daß fie inner⸗ 
halb dieſer Grenze die Vollzahlung übernimmt, wenn die Leiſtung 


1) Zu vergleichen S. 64. 

2) § 158 Verſicherungsvertragsgeſetz. 

8) Die Auflage einer Selbſtverſicherung iſt heute noch mehrfach vor⸗ 
handen, z. B. in Pommern, Schleswig⸗Holſtein, Reuß, Oldenburg, bei der 
Tiefbau⸗Berufsgenoſſenſchaft uſw. 
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des Mitgliedes 500 Mk. überſteigen würde. Beſteht die Entſchä⸗ 
digung in einer Rente, ſo iſt deren Kapitalwert in Rechnung 
zu ziehen. Eine Rente iſt bisher von der Haftpflichtverſiche⸗ 
rungsanſtalt noch nicht gewährt worden. Sie hatte ſtets mit 
Erfolg verſucht, die Geſchädigten durch einmalige Kapital⸗ 
zahlung abzufinden !) und dadurch die Schadenſache aur als⸗ 
baldigen Erledigung zu bringen. 

Von dem Grundſatze der Gewährung von 90 Prozent des 
Schadens gab es zwei Ausnahmen: 

1. Bei Anſprüchen aus der reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung 
wurde Erſatz nur in der geſetzlich zuläſſigen Höhe von ½ geleiſtet; 

2. Neben der vorbezeichneten Entſchädigung bis zur Höhe 
von 60000 Mk. wurden etwa entſtehende Koſten eines Zivil⸗ 
prozeſſes, ſowie die Koſten der Verteidigung in einem Straf- 
prozeße voll übernommen. 

In den vorbezeichneten Grenzen übernahm die Anſtalt 
alle Entſchädigungen, zu deren Erſatze verpflichtet iſt: der Be⸗ 
triebsunternehmer, ſein Ehegatten), eine Perſon, für deren Ver⸗ 
ſchulden der Unternehmer oder ſein Ehegatte geſetzlich haftet, 
ſowie ein Bevollmächtigter, Repräſentant, Betriebs- oder Arbeiter- 
aufſeher des Unternehmers. Ferner erſetzte die Anſtalt eine im 
Strafverfahren auferlegte Buße?) dann, wenn dieſe an Stelle 
einer zu zahlenden Entſchädigung trat. 

1) Daß die Anſtalt bei der Gewährung der Abfindungen entgegen⸗ 
kommend geweſen iſt, erhellt aus ihren geringen Prozeßkoſten. Dieſe 
haben betragen: 


906 86,10 M 1911 126,80 M 
1907 301,47 „ 1912 290,20 „ 
1908 153,24 „ 1913 816,19 „ 
1909 248,55 „ 1914 289,50 „ 
1910 86,40 „ 1915 212,50 „ 


Mit Ausnahme des Jahres 1913, in dem ein Fall 346,70 M erforderte, 
waren fie ſehr unbedeutend, und betrugen in 10 ½ Jahren insge⸗ 
ſamt nur 2 610,95 M bei einer Geſamtaufwendung für Entſchädigungen 
und Verwaltungskoſten aller Art von 156 347,26 M alſo nur 1 Pro⸗ 
zent dieſer Summe. 

2) Der Ehegatte gilt, wie bei der Berufsgenoſſenſchaft, als Mitunter⸗ 
nehmer. 

2) Nach § 231 St. G. B. kann auf Verlangen des Verletzten neben 
der Strafe auf eine Buße bis zum Betrage von 6000 M erkannt werden. 
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Ausgeſchloſſen) von der Verſicherung war nach der 
erſten Satzung die Haftpflicht: 

1. Wegen aller vorſätzlichen Beſchädigungen; 

2. Wegen Erſatzanſprüchen von nicht mehr als 20 M.; 

3. Wegen Beſchädigungen, die in einem bei der Berufs⸗ 
genoſſenſchaft nicht verſicherten Betriebe oder bei Verletzungen 
von Pflichten eines anderen Berufes entſtanden ſind; 

4. Wegen Beſchädigungen, die den Ehegatten, den Kindern, 
den Repräſentanten oder den Aufſehern des Verſicherten zuge⸗ 
fügt wurden, es ſei denn, daß es ſich um Erſatzanſprüche der 
Berufsgenoſſenſchaft handelt; 

5. Wegen Beſchädigungen fremder Sachen, die der Ver⸗ 
ſicherte im Gewahrſam hatte, oder die ihm zur Benutzung, 
Aufbewahrung, Inſtandſetzung oder Bearbeitung übergeben 
waren?) ; 


) Dieſe Beſtimmung iſt von der allergrößten Bedeutung. Bei der 
Haftpflichtverfiherungsanftalt gilt grundſätzlich jedes Riſiko als verſichert, 
das nicht in der Satzung ausdrücklich als „ausgeſchloſſen“ bezeichnet wird, 
und es ſteht dem Genoſſenſchaftsvorſtande nur das aus dem jetzigen § 27 
(früher § 25) fließende Recht zu, einen Zuſchlag zu erheben, ſofern bei 
einem Verſicherungsnehmer mit beſonderer Haftpflichtgefahr verbundene 
Verhältniſſe obwalten. Im Gegenſatz hierzu ſteht die Beſtimmung in den 
„Allgemeinen Verſicherungsbedingungen“ vieler, wenn nicht aller, Privat⸗ 
geſellſchaften: „eingeſchloſſen in die Verſicherung ſind uſw.“ denn 
das will jagen: alle Riſiken, die nicht beſonders als „eingeſchloſſen“ be⸗ 
zeichnet ſind, bleiben unverſichert. Wie oft kommt es vor, daß ein Ver⸗ 
ſicherungsnehmer, dem die Fähigkeit fehlt, die für ihn inbetracht kommenden 
Wahrſcheinlichkeitsfälle richtig zu beurteilen, bei eintreten dem Schadenfall 
erfahren muß, daß er gerade gegen dieſes Riſiko nicht gedeckt war. Das 
kann ihm bei der Haftpflichtverſicherungsanſtalt nicht paſſieren, wenn er die 
Satzung auch nur mit einiger Aufmerkſamkeit durchlieſt. 

2) Das wäre vertragliche Haftpflicht, und es wäre bei der „Benutzung 
fremder Sachen“ dem Falle gleich zu ſetzen, wenn „eigene Sachen“ beim 
Gebrauch beſchädigt werden. Trotzdeſſen treten die Verſicherten, obwohl die 
gleiche Einſchränkung naturgemäß auch bei den Privatgeſellſchaften gemacht 
wird, häufig mit entſprechenden Anſprüchen an die Anſtalt heran. Da der 
Schadenſtifter von dem gefälligen Nachbar dazu angehalten wird, ihm den 
bei der Benutzung entſtandenen Schaden zu erſetzen, hält der Laie hier 
meiſt einen Haftpflichtfall für gegeben und fühlt ſich ſelbſt dann noch in 
ſeinem vermeintlichen Rechte gekränkt, wenn ihm die Rechtslage auseinander⸗ 
geſetzt und aus Entgegenkommen ein Teil des Schadens erſetzt worden iſt. 

3* 


3 


6. Wegen Beſchädigungen, die der Verſicherte, oder ſein 
Ehegatte als Eigentümer eines nicht zum landwirtſchaftlichen 
Betriebsgrundſtücke gehörigen Hauſes zu vertreten hatte; 

7. Wegen Beſchädigungen, die durch Automobile), Wild 
oder Schußwaffen verurſacht wurden; 

8. Bei juriſtiſchen Perſonen, Aktiengeſellſchaften und ſonſtigen 
Verbänden wegen Beſchädigungen, die nicht in deren landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieben bezw. Nebenbetrieben ſtattgefunden haben; 

9. wegen Leiſtungen, zu denen der Verſicherte als Dienſt⸗ 
herr“), als Dienjtberechtigter?), als Prinzipal“) oder als Gutsherr) 
verpflichtet iſt, ſowie wegen ſolcher, die er vertraglich über- 
nommen hatte. 

Nur bezüglich der nach der vorſtehenden Aufzählung bei 


Ziffer 7 ausgeſchloſſenen Erſatzpflicht bei Schußwaffen- 
verletzungen ließ die Satzung eine beſondere Verſiche— 
rung zu). Es mußten dann die zu verſichernden Perſonen 
einzeln namhaft gemacht und für jede von ihnen ein beſonderer 


1) Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909. 

2) $ 86 ff. der Geſindeordnung. 

3) § 617 BGB. 

) § 63 HGB. 

e) 85 942, 114 der RVO., früher SS 27, 165 des Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes für Land⸗ und Forſtwirtſchaft vom 30. Juni 1900. 

6) Schußwaffenverſicherung gegen beſonderen Zuſchlag kennen die 
meiſten Satzungen, wenngleich Zuſchläge im allgemeinen bei den Anſtalten 
nicht beliebt ſind. Eine Ausnahmeſtellung nehmen hier in Rückſicht auf die 
bei ihnen verſicherten Betriebe die Anſtalten der gewerblichen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften ein. Am weiteſten geht hierbei der Haftpflichtverband der Eiſen⸗ 
und Stahlinduſtrie, der im 8 9 feiner „Allgemeinen Verſicherungsbedin⸗ 
gungen“ die Beſtimmung hat: durch den Verſicherungsvertrag können durch 
beſondere Vereinbarungen gegenüber den in dieſen Bedingungen getroffenen 
Feſtſetzungen gewiſſe Riſiken von der Verſicherung ausgeſchloſſen oder in 
ſie eingeſchloſſen werden, während die Tiefbau-Berufsgenoſſenſchaft die Fälle 
aufzählt, die durch Zuſchlagprämien beſonders in Deckung genommen werden, 
z. B.: Beſchädigung fremden Eigentums durch allmähliche Senkungen von 
Grundſtücken oder Erdrutſchungen oder Beſchädigungen, die aus Anlaß von 
Untergrundbahnbauten in bebauten Straßen oder infolge Unterfangens oder 
Unterfahrens von Gebäuden entſtehen. Eine beſondere Stellung nimmt auch 
Hannover ein, da es die Möglichkeit gibt, gegen beſonderen Zuſchlag die 
Verſicherung auf die meiſten Schäden zu erſtrecken, die oben nach Ziffer 
1— 10 von der Verſicherung ausge ſchloſſen ſind. 
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Beitrag von 10 ME entrichtet werden. Bezüglich des Antrages, 
der Ablehnung des Antrages, der Kündigung und des Rücktritts 
von dieſer Verſicherung gelten die bereits bei dem Antrage auf 
Verſicherung überhaupt angeführten Beſtimmungen. 

Sofern dem Verſicherten aus dem Schadenfalle ein Erſatz⸗ 
anſpruch gegen einen Dritten zuſtand, war die Anſtalt nur 
gegen Abtretung dieſes Anſpruches bis zur Höhe der ihr ob— 
liegenden Leiſtung zum Erſatze verpflichtet. Zum Uebergange 
des Anſpruches bedurfte es zwar einer beſonderen Erklärung 
nicht, doch konnte eine ſolche gefordert werden. War der An⸗ 
ſpruch gegen einen der Seite 35 genannten, in die Verſicherung 
eingeſchloſſenen Perſonen, gegen einen mit dem Verſicherten in 
häuslicher Gemeinſchaft lebenden Angehörigen oder einen ſeiner 
Angeſtellten und Arbeiter gerichtet, ſo trat der Uebergang des 
Erſatzanſpruches nur ein, wenn der betreffenden Perſon Vorſatz 
zur Laſt fiel. 

Ging der Erſatzanſpruch über die Leiſtung der Anſtalt 
hinaus, ſo blieb der Verſicherte berechtigt, dieſen Teilanſpruch 
gegen den Dritten geltend zu machen. 


Wie durch die Möglichkeit der Aufnahme der Zwangsver⸗ 
walter der Kreis der aufnahmefähigen Perſonen eine Erwei⸗ 
terung erfahren hatte, ſo wurden auch die aufnahmefähigen 
Betriebe ſpäter dadurch vermehrt, daß nunmehr nicht nur die 
ſeitens der Berufsgenoſſenſchaft als landwirtſchaftliche Neben— 
betriebe!) anerkannten, ſondern auch ſolche Gewerbebetriebe 
und verſicherte Tätigkeiten aufgenommen werden dürfen, 
die, ohne derartige Nebenbetriebe zu ſein, von einem landwirt⸗ 
ſchaftlichen Unternehmer ausgeübt werden, und einmal mit dem 
landwirtſchaftlichen Betriebe in räumlichem Zuſammenhange 
ſtehen, ſowie zum anderen an Umfang und Ertrag gegen dieſen 
landwirtſchaftlichen Betrieb zurückſtehen. 


1) Nach S 1, Abſatz 2 des Unfallverſicherungsgeſetzes für Land- und 
Forſtwirtſchaft vom 30. Juni 1900 gelten als Nebenbetriebe nur ſolche 
Betriebe, die in wirtſchaftlicher Abhängigkeit von dem landwirtſchaftlichen 
Hauptbetriebe ausgeübt werden. Die gleiche Beftimmung enthält jetzt § 918 
der RVO. 
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Die Einbeziehung derartiger Betriebe in den Verſicherungs⸗ 
ſchutz hält Dr. Brandt für unzuläſſig ). 


Es iſt hier nicht der Ort, juriſtiſch zu erörtern, ob tat⸗ 
ſächlich ein Verſtoß gegen das Geſetz vorliegt, da doch die Berufs⸗ 
genoſſenſchaften nach 823 des Hauptgeſetzes vom 30. Juni 1900 
„berechtigt ſind, Einrichtungen zu treffen, zur Verſicherung der 
Betriebsunternehmer uſw. gegen Haftpflicht“ ohne daß eine 
Einſchränkung bezüglich der Betriebe vorgeſehen wäre. Auch 
die Genehmigung der Satzungen durch den Bundesrat ſpricht 
gegen das Vorhandenſein eines Verſtoßes. Brandt ſelbſt deutet 
in dem letzten der angeführten Sätze ſeiner Abhandlung darauf 
hin, daß das Bedürfnis für dieſe Beſtimmnng, wie weiterhin 
dargelegt, zwingend iſt. Aus wirtſchaftlichen Erwägungen iſt 
dieſe bei der erſten Satzungsänderung eingeſchobene Verſiche⸗ 
rungsmöglichkeit aufs wärmſte zu begrüßen?). 


1) In feiner Abhandlung über die Haftpflichtverſicherungsanſtalten 
der Berufsgenoſſenſchaften bis zur Neuordnung durch die RVO. in der 
Zeitſchrift für die geſamte Verſicherungswiſſenſchaft Bd. 14, ſagt er: „Da⸗ 
gegen erſcheint es nicht unbedenklich, daß Oſtpreußen, Schleſien, Heſſen⸗ 
Naſſau und Reuß ſatzungsgemäß gegen beſonderen Beitrag auch ſolche 
Nebenbetriebe gegen Haftpflicht verſichern, die nicht bei der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft als Nebenbetriebe verſichert find, wenn uſw. .. Der begreifliche Wunſch 
der Unternehmer nur mit einer Verſicherungseinrichtung zu tun haben zu 
wollen, kann ebenſo wenig wie das berechtigte Beſtreben der Verſicherungs⸗ 
anſtalten nach Ausdehnung des Geſchäfts einen Verſtoß gegen das Geſetz 
rechtfertigen. .. Aber das praktiſche Bedürfnis hat ſich in dieſen Fällen ſtärker 
erwieſen als ein theoretiſches Bedenken.“ 


2) Nicht nur die vier von Brandt angeführten Berufsgenoſſenſchaften 
ſchließen Nebenbetriebe auf Antrag in die Verſicherung ein, ſondern die 
meiſten der in dieſer Arbeit angeführten Anſtalten tun dies. So nehmen 
z. B. Hannover, Poſen, Brandenburg, Pommern, Anhalt und Heſſen⸗Darm⸗ 
ſtadt Nebenbetriebe in derſelben Weiſe auf, wie Schleſien und Oſtpreußen, 
und regeln auch die Beitraglaſt in gleicher Weiſe. In Baden können Neben⸗ 
betriebe nur aufgenommen werden, wenn in ihnen im vorhergehenden 
Kalenderjahre nicht mehr als zwei Arbeiter ſtändig beſchäftigt waren und 
weniger als 2000 Mk. Löhne gezahlt worden ſind. Die Haftpflichtverſiche⸗ 
rungsanſtalt der Tiefbau⸗Berufsgenoſſenſchaft ſchreibt hingegen vor: „Die 
Verſicherung hat ſich in der Regel, auf alle bei der Tiefbau⸗Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft verſicherten Bauarbeiten und Nebenbetriebe des Unternehmers zu er⸗ 
ſtrecken.“ 
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Die Aufnahme derartiger Kleinbetriebe entſpricht den 
Bedürfniſſen der Praxis. Nehmen wir z. B. einen auf die 
Kundſchaft ſeines Dorfes angewieſenen Gaſtwirt, deſſen Wirts— 
hausräumlichkeiten mit zwei nur mäßig großen Zimmern er⸗ 
ſchöpft find, da weder Ausflug⸗ noch Marktverkehr jemals größere 
Räume erfordern. Die Zimmer befinden ſich in dem zum Land⸗ 
wirtſchaftsbetriebe gehörigen Wohnhauſe, das durch den Gaſt— 
wirtſchaftsbetrieb nur etwas beſſer ausgenützt wird. Da die 
(hauptſächlich) verſchänkten Spirituoſen nur teilweiſe in der 
Landwirtſchaft des Gaſtwirts gewonnen werden und auch anders 
beſchafft werden könnten, iſt eine wirtſchaftliche Abhängigkeit 
der Gaſtwirtſchaft von der Landwirtſchaft nicht unbedingt vor⸗ 
handen. Der Unternehmer will aber gegen die Gefahren der 
Haftpflicht in beiden Betrieben gedeckt ſein. Mit zwei Ge- 
ſellſchaften zu tun zu haben, iſt ihm mit Recht zu unbequem, 
auch läuft er in Grenzfällen Gefahr, dadurch große Scherereien 
zu haben, daß zunächſt beide Geſellſchaften die Anerkennung 
der Erſatzpflicht ablehnen. Er ginge der Haftpflichtverſicherungs⸗ 
anſtalt verloren, wenn nicht auch ſeine Gaſtwirtſchaft in die 
Verſicherung eingeſchloſſen werden könnte, oder er bliebe mit 
ſeiner Gaſtwirtſchaft unverſichert und würde ſtets — oft mit 
Erfolg — behaupten, der Schadenfall ſei ſeiner Landwirtſchaft 
zuzurechnen, ſodaß die Anſtalt zwar höheres Riſiko zu tragen 
hätte, aber keinen höheren Beitrag erhielte. Eine wie große 
Bedeutung dieſe neuere Beſtimmung hat, erhellt daraus, daß 
der Jahresbericht für 1915 an beſonders verſicherten Gewerbe⸗ 
betrieben 310 aufzählte!), von denen die Gaſtwirtſchaften 119, 
d. h. 38,4 Prozent ausmachen. 

Wie bei den Verſicherungsanträgen überhaupt, ſteht auch 
bei dem Antrage auf Aufnahme eines derartigen Nebenbetriebes 
die Entſcheidung dem Landeshauptmann, die Beſchlußfaſſung 
über die Berufung gegen den Beſcheid des Landeshauptmanns 
dem Genoſſenſchaftsvorſtande zu. Auch iſt hier beiden vertrag⸗ 


) Es ſind 20 Gruppen, von denen nur noch 6: Handelsbetriebe 32), 
Deckſtationen (27), Mietshäuſer (23), Schmieden (22), Ziegeleien (20) und 
Mahlmühlen (19), eine gewiſſe, wenn auch viel geringere Häufigkeit auf: 
weiſen. 5 ; 
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ſchließenden Parteien ein beſonderes Kündigungsrecht mit Friſt von 
drei Monaten zum Schluſſe jeden Geſchäftsjahres vorbehalten!). 


Erheblich verändert, und zwar im Sinne des Verſicherten 
verbeſſert, wurde auch der Erſatz, auf den der Verſicherte beim 
Eintritt eines Schadenfalles Anſpruch hat: 


a) Die Beſchränkung des Erſatzes auf 90 Prozent des 
Schadens?) wurde in der zweiten Satzung nur noch bei Sach⸗ 
ſchäden aufrecht erhalten. In der jetzt giltigen Satzung iſt ſie 
ganz gefallen und dem Verſicherten nur noch eine Beteiligung 
von 10 M, aber nur bei Sachſchäden, auferlegt worden, 
während Perſonenſchäden voll vergütet werdens). 


b) In der erſten Satzung begrenzte die Anſtalt ihre Ent- 
ſchädigungspflicht auf 60000 M. für ſämtliche in einem Jahre 
entſtehenden Anſprüche⸗). In der zweiten Satzung wurde die 
Erſatzpflicht für Perſonenſchäden auf 100000 M. erhöht, dem⸗ 
gemäß die Grenze für die Haftung eines Jahres auf denſelben 
Betrag. In der dritten Satzung fiel die Beſchränkung auf einen 
Jahreshöchſtbetrag überhaupt, gleichzeitig wurde die Grenze der 
Haftung für Perſonenſchäden auf 150000 M. für den Fall 


1) Ein Grundſatz der Verſicherung bei öffentlich-rechtlichen Anſtalten 
iſt es, daß dieſen ein Kündigungsrecht nur in Ausnahmefällen zuſteht. 
Dieſen Grundſatz hat auch die Haftpflichtverſicherungsanſtalt feſtgehalten 
und die Ausnahmen genau umſchrieben. Zu vergleichen S. 32. 
Bei den Nebenbetrieben iſt ſie von dieſem Grundſatze abgewichen, offenbar, 
um ein Kündigungsrecht in der Hand zu haben, ſofern die Vorausſetzungen 
der Verſicherung nicht mehr zutreffen, d. ha ſofern der bisherige Neben⸗ 
betrieb den Hauptbetrieb an Bedeutung übetflügeln ſollte. 

2) Die gleiche Beſchränkung beſteht noch in Reuß, wo man ſich aber 
durch die Zahlung eines Zuſchlages vollen Schutz ſichern kann, in Pommern 
und im Königreich Sachſen, während Heſſen-Darmſtadt einen Abſchlag vom 
Zehnfachen der Grundtaxe macht, der höchſtens 10 Prozent betragen darf. 

) Dieſes Verfahren befolgen z. B. auch Oſtpreußen, Poſen, Branden⸗ 
burg, Braunſchweig, Anhalt und Altenburg, während Hefjen-Najjau und 
Hannover auf jede Beteiligung des Verſicherten verzichten. 

4) Eine derartige Grenze hat z. Z. noch die badiſche Anſtalt mit 
25000 M Sach- und 60000 M Perſonenſchaden, und diejenige des 
Königreichs Sachſen mit 20000 M Sach⸗ und 60 000 M Perſonen⸗ 
ſchaden. Die etwaigen Prozeßkoſten werden nebenher in vollem Umfange 
erſetzt. 
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erhöht, daß zwei oder mehr Perſonen bei einem Unglücksfalle 
zu Schaden gekommen ſind ). 

e) Die Einſchränkung, wonach bei Haftpflichtanſprüchen 
aus der reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung nicht mehr als / 
erſtattet wurden, iſt in der dritten Satzung weggefallen?). 
Hierüber jagt Brandt: „Durch die RVO. SS 843 bis 846 iſt 
eine von den Anſtalten namentlich im Wettbewerb mit Privat- 
verſicherungsunternehmungen als hindernd empfundene Ein⸗ 
ſchränkung gefallen. .. Es bleibt abzuwarten, ob es verſtändig war, 
ſo weit zu gehen. Denn es darf nicht überſehen werden, daß 
bei Deckung des vollen Riſikos durch Verſicherung bei der An- 
ſtalt ein ſehr weſentlicher Antrieb für die Unternehmer ihre 
beſondere Aufmerkſamkeit auf die Unfallverhütung zu richten, 
verloren geht.“ 


Dieſes Bedenken erſcheint unbegründet. Die Möglichkeit, 
ſich voll gegen die Anſprüche der Berufsgenoſſenſchaft zu decken, 
hatten die Unternehmer auch nach dem alten Recht, nur nicht 
bei der Haftpflichtverſicherungsanſtalt, ſondern bei einer Privat⸗ 
geſellſchaft. Ferner wenden aber die Berufsgenoſſenſchaften der 
Unfallverhütung in großem Umfange ihr Augenmerk zu. So 
hat die ſchleſiſche landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft Unfall⸗ 
verhütungsvorſchriften erlaſſen: 


1) Dieſe Summen ſind jetzt bei den Anſtalten der landwirtſchaftlichen 
Berufsgenoſſenſchaften durchaus üblich. Abgeſehen von den bereits ange⸗ 
führten Ausnahmen bleibt nur noch Schleswig⸗-Holſtein, das auch noch 
Vorbehalte bei gewiſſen Tierſchäden macht, mit der Obergrenze von 
50000 M erheblich unter dieſen Summen. Als ein beſonderer Nachteil 
für die Verſicherten kann dies nicht angeſehen werden, da Schäden über 
50 000 M nur ganz ſelten vorkommen werden. In denjenigen Jahres⸗ 
berichten der 16 landwirtſchaftlichen Anſtalten, die daraufhin durchgeſehen 
wurden, konnte ein derartig hoher Schaden nicht ermittelt werden. Die 
Anſtalten der gewerblichen Berufsgenoſſenſchaften haben teilweiſe höhere 
Sätze, insbeſondere für Perſonenſchäden. 

2) Die Handhabe hierzu bot § 843 der RVO., denn in ihm fehlt 
der Satz aus § 23 des Abänderungsgeſetzes: „Soweit es ſich um Haft⸗ 
pflichtanſprüche aus der reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung handelt, darf 
bei der Einrichtung unter 1 (Haftpflichtverſicherung) nicht mehr als / 
durch Verſicherung gedeckt werden.“ 


— WR 


I. Teil landwirtſchaftliche Maſchinen. 


„ 5 Nebenbetriebe. 
IE 1 Hauptbetriebe. 
IV. „ Forſtwirtſchaft und forſtwirtſchaftliche Nebenbetriebe. 


V. „ Verwendung des elektriſchen Stromes. 


Sie hat ferner gemäß SS 1030, 875 ff. der RVO. zwei 
techniſche Aufſichtsbeamte angeſtellt, die 1914 in zehn Kreiſen der 
Provinz 2951 Betriebe erſtmalig, ſowie 173 Betriebe zum 
zweiten Male revidiert haben!). Zahl und Höhe der Beſtrafungen 
von Betriebsunternehmern zeigen, daß die Verſtöße im allge- 
meinen allzu ſchwere nicht geweſen ſein können, daß aber die 
Berufsgenoſſenſchaft ernſtlich darauf dringt, daß ihre Vorſchriften 
beachtet werden. ar 

Die Erweiterungen der Schadenerſatzpflicht durch die 
Haftpflichtverſicherungsanſtalt ſtellen, wie ohne weiteres erſicht⸗ 
lich, ſehr weſentliche Verbeſſerungen dar. Wie bereits in den 
„Gründen der Verſicherung“ hervorgehoben, iſt es nicht die 
Zahl der Fälle, ſondern die mögliche Höhe des Schadens, die 
eine Verſicherung nötig macht. Bei der jetzigen Höhe der Er⸗ 
ſatzbeträge kann unbedenklich angenommen werden, daß ſie ge- 
eignet iſt, jeder Möglichkeit zu begegnen, nachdem auch die 
Beſchränkung auf einen in demſelben Jahre höchſtens zu er- 
ſtattenden Betrag gefallen iſt. 

Daß gleichzeitig die Selbſtverſicherung von 10 Prozent 
aufgehört hat, wird von Manchen bedauert werden, denn es 
läßt ſich nicht leugnen, daß eine finanzielle Beteiligung des 
Verſicherten bei der Regelung des Schadens in hohem Maße 
geeignet iſt, ihn zur Unterſtützung der Haftpflichtverſicherungs⸗ 
anftalt zu veranlaſſen. Es iſt ſehr wohl denkbar, daß anderen- 
falles einem Verſicherten das gute Einvernehmen mit dem 
geſchädigten Nachbar oder Geſchäftsfreunde höher ſteht, als das 
Intereſſe der Anftalt?), daß er alſo, wenn kein Teil der Ent 


1) Jahresberichte der ſchleſiſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft und Jahresberichte der techniſchen Auſſichtsbeamten dieſer Berufs⸗ 
genoſſenſchaft. 

2) Hierüber wird allgemein geklagt. Der Verſicherungsverein gegen 
Haftpflicht für Landwirte der Provinz Weſtfalen widmete dieſer Tatſache 
ein beſonderes Rundſchreiben an ſeine Mitglieder. Zu vergl. auch S. 53. 
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ſchädigung aus feiner Taſche geht, nicht immer die Anſtalt bei 
ihrem Kampfe gegen übertriebene Anſprüche mit der nötigen 
Entſchiedenheit unterſtützen wird. Andererſeits muß aber doch 
das Bedenken überwiegen, daß bei hohen Schäden eine Selbſt— 
verſicherung von 10 Prozent den Erſatzpflichtigen in einer Weiſe 
belaſten würde, der er durch Eingehen der Verſicherung gerade 
aus dem Wege gehen wollte. 


Anders verhält es ſich bei der Selbſtverſicherung von 
10 M bei Sachſchäden. Bei Perſonenſchäden werden die zu 
erſetzenden Beträge durch Rechnungen von Aerzten, Apothekern, 
Krankenhäuſern uſw., bzw. durch ärztliche Gutachten nachge- 
wieſen, bei Sachſchäden geringen Umfanges (hauptſächlich Be⸗ 
ſchädigungen von Kleidungsſtücken) läßt ſich die genaue Höhe 
des Schadens nur ſehr ſchwer feſtſtellen, und es würden die 
Koſten wirklich ſorgfältiger Ermittelungen in keinem Verhältnis 
zur ſtreitigen Summe ſtehen. Hierzu kommt, daß es auch einem 
unbegüterten, kleinen Grundbeſitzer ohne Erſchütterung ſeines 
wirtſchaftlichen Daſeins möglich iſt, einen Betrag von 10 M 
zu erſetzen, und daß die Gewißheit, hier mit aufkommen zu 
müſſen, einen Anſporn dazu gibt, mit dem Eigentum Anderer 
ſorgfältig umzugehen. 


Endlich enthält dieſer Abſatz in der neueſten Faſſung der 
Satzung eine Beſtimmung, die deswegen von grundſätzlicher 
Bedeutung iſt, weil hier, wie ſchon angedeutet, der einzige Fall 
vorliegt, in dem „Vertragliche Haftung“ übernommen 
wird. Bei der herrſchenden Leutenot auf dem Lande begrüßen 
es die Landwirte mit Freuden, wenn ihnen ſeitens der Militär- 
verwaltung oder ſeitens der Gefängnisverwaltung Soldaten 
bzw. Gefangene zu Erntearbeiten uſw. zur Verfügung geſtellt 
werden. Um ihrerſeits geſichert zu ſein, verlangen die genannten 
Verwaltungen die Unterſchrift unter einen Revers dahin lautend, 
daß der Arbeitgeber ſich verpflichtet, alle Koſten zu tragen, die 
der betreffenden Verwaltung aus einem Unfalle des Soldaten 
bzw. Gefangenen enſtehen könnten. Dieſe Erſatzpflicht iſt in der 
Verſicherung der Haftpflichtverſicherungsanſtalt koſtenlos mit 
eingeſchloſſen. 
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d) Beiträge. 


Von beſonderer Wichtigkeit für jede Verſicherungsgeſellſchaft 
iſt die Geſtaltung ihrer Beitragtafel, da die Verſicherungs⸗ 
nehmer vor Abſchluß des Vertrages, oft ſogar unter Vernach⸗ 
läſſigung anderer wichtiger Punkte, dieſen Abſchnitt der Satzung 
mit ganz beſonderer Aufmerkſamkeit zu betrachten pflegen. 

Die Grundlage für die Berechnung der Beiträge der 
Haftpflichtverſicherungsanſtalt bildet, abgeſehen von der bereits 
erwähnten Schußwaffenverſicherung, die Grundſteuer), zu 
der die Beſitzung ſtaatlich veranlagt?) iſt bzw. die von der 
Berufsgenoſſenſchaft ermittelte angenommene Grundſteuers). 


1) Der Maßſtab, nach dem die in dieſer Arbeit angeführten land⸗ 
wirtſchaftlichen Anſtalten die Beiträge erheben, iſt kein einheitlicher. Er richtet 
ſich meiſt darnach, welchen Maßſtab die landwirtſchaftliche Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft der betreffenden Provinz (bezw. des Bundesſtaates) der Einhebung 
ihrer Beiträge zu Grunde gelegt hat. So erhebt man z. B. den Beitrag: 


a) nach der Grundſteuer, außer in Schleſien, in Poſen und Brandenburg; 

b) nach der Fläche in Baden und Sachſen-Altenburg; 

c) nach dem Geldwert der Jahresarbeitsleiſtung in Hannover, Heſſen⸗ 
a Oſtpreußen, Reuß, Anhalt, Oldenburg und Heſſen-Darm⸗ 
tadt; 

d) in Prozenten des Genoſſenſchaftsbeitrages in Schleswig⸗Holſtein; 

e) nach einer Kombination von Fläche und Grundſteuerreinertrag in 
Weſtfalen: 

f) nach einer Kombination von Fläche und Grundſteuer in Pommern :c. 

2) Hierzu meint Sanott. Eine Kritik am Haftpflichttarif: Wenn nun 
einige genoſſenſchaftliche Verbände nach der Grundſteuer oder dem Jahres⸗ 
arbeitsbedarfe die Haftpflichttarifierung ausführen, ſo hat dieſe abſolut keinen 
Anſpruch auf logiſche Berechtigung. 

) Zum Verſtändnis des Begriffs der angenommenen Grundſteuer 
iſt folgendes zu bemerken: Nach den §8 25 bis 27 des Statuts der Berufs⸗ 
genoſſenſchaft vom 16. September 1901 wurden die Beiträge der Berufs⸗ 
genoſſen durch Zuſchläge zu der ſtaatlich veranlagten Grundſteuer aufgebracht. 
Eine angenommene Grundſteuer war in drei Fällen zu berechnen: 


a) ſofern ein Grundſtück zur Grundſteuer nicht veranlagt iſt, war zwecks 
Berechnung des Beitrages pro ha eine ſolche von 2 M anzuſetzen. 

b) Wenn ein landwirtſchaftlicher Betriebsunternehmer einen Nebenbetrieb 
ausübte, ſo wurde das Reineinkommen dieſes Betriebes ermittelt und 4 Proz. 
davon als angenommene Grundſteuer derjenigen des Hauptbetriebes zu⸗ 
geſchlagen. Nebenbetriebe mit einem jährlichen Reineinkommen unter 
50 M blieben beitragfrei. 

c) Jeder Betriebsbeamte und Facharbeiter mußte mit ſeiner 
Stellung (nicht dem Namen) und ſeinem tatſächlichen Einkommen ange⸗ 
meldet werden. Von dieſem Einkommen wurde der für die betreffende 
Sektion ein für allemal von der höheren Verwaltungsbehörde feſtgeſetzte 
durchſchnittliche Jahresarbeitsverdienſt abgezogen. Von dem verbleibenden 
Reſte wurden für je volle 100 M. als angenommene Grundſteuer 3 M 
der veranlagten Grundſteuer zugeſchlagen. 


BUNTEN 


An Beiträgen wurden erhoben für Betriebe mit einer 
Grundſteuer: 
bis einſchl. 10 M. jährl. 1,00 M. 
von mehr als 10 M N; „ . ee 
30 „ ee e eee, 
60 „ „% ͤ—ͤ?T:fß.. 3,00... , 
100 „ eee, lee, 
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13 1000 „ 0 „ 1500 „ ee, 
uſw. für je 500 M Grundſteuer mehr 2,00 M Beitrag mehr. 
Sollten dieſe feſten Beiträge, Grundtaxen genannt, zur 
Deckung der Verpflichtungen (Erſatzleiſtungen, Verwaltungskoſten 
uſw.) der Anſtalt nicht ausreichen, jo iſt der Mehrbedarf durch 
Umlage nach Maßgabe der Grundſteuer bzw. angenommenen 
Grundſteuer auf die Verſicherungsnehmer desjenigen Jahres zu 
verteilen, deſſen Bedarf zu decken iſt. Bei Feſtſtellung des Um⸗ 
lagebedarfes ſind alle Erſatzleiſtungen in Anrechnung zu bringen, 
die im abgelaufenen Jahre angemeldet!) worden find. 
Beſtehen bei einem Mitgliede Verhältniſſe, die eine beſon⸗ 
dere Haftpflichtgefahr in ſich ſchließen, ſo iſt der Genoſſenſchafts— 
vorſtand befugt, die zu zahlende Grundtaxe und die Umlage⸗ 
beträge verhältnismäßig bis auf den dreifachen Betrag zu erhöhen. 


Bei eintretender Unmöglichkeit, eine Verpflichtung durch 
Kapitalzahlung abzulöſen, iſt der Kapitalwert der zu zahlenden 
Reute zu berechnen, als Rentenreſerve zurückzuſtellen und in 


) Für angemeldete, aber noch nicht erledigte oder zweifelhafte Schaden⸗ 
fälle mußte demnach der mutmaßliche Höchſtbetrag der Aufwendungen als 
Schadenreſerve zurückgeſtellt werden. Sollte ſich ſpäter ein Ueberſchuß der 
Schadenreſerve ergeben, ſo ſollte er entweder zur Minderung der Umlage 
ſpäterer Jahre Verwendung finden, oder ſofern dies nicht nötig wäre, dem 
Reſervefonds überwieſen werden. Derartige Beträge weiſt jeder Jahres⸗ 
bericht nach. Derjenige für 1914, in dem das erſte Mal ein größerer Be⸗ 
trag (10 332,30 M ſtieg 1915 auf 19 554,30 M) erſcheint, jagt hierüber: 
„Mehrere zweifelhafte Schadenfälle konnten nicht erledigt werden, weil 
Zeugen zum Kriegsdienſt eingezogen waren und daher nicht vernommen 
werden konnten. Aus demſelben Grunde ſind mehrere Prozeſſe auf längere 
Zeit vertagt worden.“ 


dieſer Höhe bei Berechnung des Jahresbedarfs einzuſetzen. Ueber 
die Grundſätze für die Berechnung des Kapitalwertes ſolcher 
Renten hatte der Genoſſenſchaftsvorſtand unter Genehmigung des 
RWA. Beſtimmung zu treffen. 

Die Beitragpflicht begann urſprünglich mit dem Anfange 
des Rechnungsjahres, in dem die Verſicherung abgeſchloſſen 
wurde!), und endete mit dem Schluſſe des Rechnungsjahres, in 
dem ſie erloſch. Jedoch ſollte bei Beſitzwechſel innerhalb des 
Jahres der Beitrag für das betreffende Jahr nur einmal ein— 
gezogen werden. 

Die Einziehung der Beiträge ſoll zuſammen mit denjenigen 
für die Berufsgenoſſenſchaft eventuell nach ſchriftlicher Auffor⸗ 
derung durch die Poſt erfolgen. Rückſtändige Beiträge können 
durch Poſtauftrag eventuell mit gerichtlicher Hilfe eingezogen werden. 

Gegen die Höhe der Beiträge iſt ſchriftliche, beim Landes⸗ 
hauptmann anzubringende Beſchwerde an den Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtand zuläſſig, deſſen Entſcheidung endgültig iſt. Die Friſt 
beträgt zwei Wochen von Auslegung der Hebelifte bei der Gemeinde⸗ 
behörde bzw. von Zuſtellung der ſchriftlichen Aufforderung ab. 

Beſondere Beiträge für das Vieh kennt die Schleſiſche 
Anſtalt nicht?), da anzunehmen it, daß, von Ausnahmefällen 
abgeſehen, die Viehhaltung der Größe der Ackerfläche bzw. der 
Grundſteuer angepaßt fein wird. Aber nicht nur Pferde, Rind⸗ 
vieh, Schweine, Geflügel uſw., ſondern auch Zieh⸗, Hof⸗, Jagd⸗ 
und Haushunde ſind koſtenlos in die Verſicherung mit einge⸗ 
ſchloſſen. Nur für gewerbliche Viehausnutzung (Deckſtationen, 
Fuhrwer ksbetriebe uſw.) wird ein mäßiger Zuſchlag gefordert. 

Ferner werden keinerlei Gebühren (Eintritt⸗), Stempels, 
Schreibgebühren uſw.) erhoben. 

Da bisher immer die Einziehung der Beiträge für den 
Verſicherten völlig koſtenlos durch die Gemeindebehörden erfolgen 
konnte, und die Ueberſendung der Entſchädigungsbeträge ebenfalls 
porto- und abtragfrei ſtattfindet, ſo hat der Verſicherte nichts 
wie den feſten Beitrag zu zahlen und erhält alle Leiſtungen 
voll ohne jeden Abzug. 

1) So verfährt heute noch Oldenburg. 
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2) Anders in Königreich Sachſen und Schleswig⸗Holſtein. 
8) Eintrittsgelder kennt man z. B. in Baden und Königreich Sachſen. 
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Nur bei der Einziehung erſtmalig im Laufe des Jahres 
fällig werdender Beiträge!) macht die Haftpflichtverſicherungs⸗ 
anſtalt von der Beſtimmung der Satzung Gebrauch, dem Ber: 
ſicherungsnehmer die Höhe des Betrages ſchriftlich mitzuteilen, 
und deſſen Einſendung zu fordern. 

Die Seite 45 angeführte Beitragtafel hat durch die erſte 
Satzungsänderung eine Erhöhung der Sätze erfahren, die aber 
nur bei großem leiſtungsfähigem Beſitz einigermaßen ins Gewicht 
fällt; doch bleiben die Sätze immer noch ganz erheblich hinter 
den bei den Privatgeſellſchaften zu zahlenden Beträgen zurück. 
Bei der zweiten Satzungsänderung ſind die Beiträge nicht mehr 
verändert worden. Sie betragen nunmehr bei einer Grundſteuer 

bis einſchl. 10 M. jährlich 1,00 M. 
von mehr als 10 M. 207% 7 1,50 
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uſw. für je 300 M Grundſteuer mehr, 3 M Beitrag mehr. 
Hierbei iſt die nach den Grundſätzen der Berufsgenoſſenſchaft 
ermittelte angenommene Grundſteuer der ſtaatlich veranlagten 
gleich zu erachten und dieſer zuzuſchlagen ?). 


) Das heißt beim Eintritt eines neuen Mitgliedes. 

) Die Seite 44 mitgeteilten Grundſätze für die Berechnung der an⸗ 
genommenen Grundſteuer ſind durch die neue vom 1. Januar 1913 ab 
gültige Satzung der Berufsgenoſſenſchaft vom 17. Oktober 1912 nicht un⸗ 
weſentlich geändert worden; fie find in den §s 24 bis 26 und 46 enthalten: 

2) pro ha eines nicht veranlagten Grundſtücks wird fernerhin nur eine 
Grundſteuer von 1,50 Mk. in Anſatz gebracht. 

b) Es wird nicht mehr das Reineinkommen der Nebenbetriebe ermittelt, 
ſondern deren Arbeitsbedarf feſtgeſtellt, d. h. wie viele Arbeitstage über⸗ 
haupt von allen in dem betr. Nebenbetriebe im Kreislauf des Jahres be⸗ 
ſchäftigten Perſonen geleiſtet worden find. Je 30 volle Arbeitstage bilden 
die Einheit, bezüglich der die in Betracht kommenden Betriebe nach Unfall⸗ 
gefahr abgeſtuft find. Für dieſe Einheit wird 1—4 M Grundſteuer ein⸗ 
geſetzt, nur für Kraft⸗ und Luftfahrzeuge ſind die Zuſchläge höher. 

c) Bei den Zuſchlägen für Betriebsbeamte und Facharbeiter iſt eine 
Ermäßigung eingetreten, da nunmehr für je volle 100 M der Arbeitsver⸗ 
dienſtdifferenz nur 2 M als Grundſteuer angenommen werden. Der Kreis 
der Facharbeiter iſt allerdings erweitert worden. 


Für die Berechnung der Beiträge kommt demnach unr ein 
einziger einheitlicher Grundſteuerbetrag in Anſatz. Dieſer kann 
ſich zuſammenſetzen: 

a) aus der Grundſteuer, zu der die Beſitzung ſtaatlich 
veranlagt iſt bezw. aus der angenommenen Grundſteuer von 
1.50 M. pro ha, 

b) aus der von der Berufsgenoſſenſchaft errechneten 
Grundſteuer für die von ihr als ſolche anerkannten Nebenbetriebe, 

c) aus der von der Berufsgenoſſenſchaft errechneten Grund⸗ 
ſteuer für die auf der Beſitzung beſchäftigten Facharbeiter und 
Betriebsbeamten!), ſofern deren Einkommen über den feſtge⸗ 
ſetzten durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt hinausgeht, aber 
den Betrag von 5000 M. nicht überſteigt. 

Die aus a+b+c ſich ergebende Summe beſtimmt die 
Höhe des jährlichen Beitrages, zu dem nur noch der Zuſchlag 
für Betriebe mit beſonderer Haftpflichtgefahr und der Beitrag 
für die Schußwaffenverſicherung treten kann, ſofern eine ſolche 
beſonders beantragt worden iſt. Auch der Beitrag für die 
Schußwaffenverſicherung hat inſofern eine kleine Ermäßigung 
erfahren, als für andere Perſonen (d. h. nicht der Betriebs⸗ 
unternehmer jelbft) nur 5 M. Jahresbeitrag erfordert werden. 

Daß die Beitragpflicht urſprünglich mit dem Anfange des 
Rechnungsjahres begann, in dem die Verſicherung abgeſchloſſen 
wurde, bedeutete für die im Laufe (beſonders in den letzten 
Monaten) des Jahres Hinzutretenden eine Unbilligkeit. Dieſe 
beſeitigte die erſte Satzungsänderung durch die Beſtimmung, 
daß nunmehr die Beitragpflicht erſt mit dem Kalenderviertel⸗ 
jahr beginnt, in dem die Verſicherung in Kraft tritt. 

Nachumlage auf die Mitglieder, ſofern die Beiträge eines 
Jahres zur Deckung der Verbindlichkeiten nicht ausreichen ſollten, 
mußte, dem Charakter der Gegenſeitigkeit entſprechend, vorge⸗ 


1) 8 923 der RVO. beſtimmt (Auszug): Gegen Betriebsunfälle find 
verſichert: 

a) Arbeiter, als ſolche gelten auch Gehilfen, Geſellen und Lehr⸗ 
linge. (Facharbeiter im Unterſchied zum gewöhnlichen landwirtſchaftlichen 
Arbeiter iſt, wer für ſeine Stellung beſonderer fachlicher Fähigkeiten bedarf.) 

b) Betriebsbeamte, deren Jahresarbeitsverdienſt nicht 5000 M. an Ent⸗ 
gelt überſteigt, wenn ſie in dieſen Betrieben beſchäftigt ſind. 
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jehen bleiben. Da aber inzwiſchen ein Reſervefonds gebildet 
worden iſt, ſo konnte ſchon die erſte Satzungsänderung be— 
ſtimmen, daß zunächſt der Reſervefonds und zwar bis zur 
Hälfte ſeines Beſtandes anzugreifen iſt. 

Bisher iſt die Haftpflichtverſicherungsanſtalt niemals in 
die Notwendigkeit verſetzt worden, ihren Reſervefonds anzu— 
greifen“), vielweniger eine Nachumlage vornehmen zu müſſen. 
Die Einnahmen haben nicht nur ſtets dazu ausgereicht, die 
Ausgaben zu decken, ſondern der Reſervefonds konnte langſam 
aber ſtetig vermehrt werden und betrug am Schluſſe des Jahres 
1915 bereits 107132,51 M. 

Die ſchon erwähnte Befugnis, in beſonderen Fällen die 
Beiträge bis zum dreifachen Betrage zu erhöhen, iſt unverändert 
erhalten geblieben. Eine genauere Vorſchrift, in welcher Weiſe 
und in welchem Maße die Erhöhung ſtattzufinden habe, iſt 
nicht gegeben. Daß von ihr vorſichtig Gebrauch gemacht wird, 
geht daraus hervor, daß für 1915 bei insgeſamt 13 292 Mit⸗ 
gliedern nur 198 einen erhöhten Beitrag zu zahlen hatten?). 

Auch die nach demſelben 8 gegebene Möglichkeit der Auf⸗ 
ſtellung eines Gefahrentarifes iſt bisher noch nicht benützt worden. 

Die Beiträge der Haftpflichtverſicherungsanſtalt laſſen ſich 
bezüglich ihrer Höhe leider grundſätzlich mit denjenigen der 
Privatgeſellſchaften nicht vergleichen, weil die Grundlagen für 
die Berechnungen zu verſchieden ſind, als daß es möglich wäre, 
gemeinſame Anhaltspunkte zu finden. 

Es muß ohne weiteres zugegeben werden, daß es außer⸗ 
ordentlich ſchwer iſt, für landwirtſchaftliche Betriebe einen ge⸗ 
rechten Maßſtab für die Tarifierung zu finden. Janott!) 
beſpricht die verſchiedenen Möglichkeiten und kommt dabei durch⸗ 
weg zu negativen Ergebniſſen. 

Die Jahreslohnſumme ſei nicht geeignet, weil ihre Feſt⸗ 
ſtellung auf unüberwindliche Schwierigkeiten ſtoße, einmal, weil 

) Im Jahre 1913 ſind ihm zwar ſatzungsgemäß 4053,77 M. ent⸗ 
nommen, gleichzeitig aber 6152,83 M zugeführt worden, ſodaß er tat⸗ 
ſächlich um 1099,06 M vermehrt wurde, wozu noch die eigenen Zinſen hinzu⸗ 
traten; der Geſamtzuwachs in dieſem Jahre belief ſich auf 4275,41 M. 

2) Jahresbericht der Haftpflichtverſicherungsanſtalt für 1915. 

3) Janott, Eine Kritik am Haftpflichttariſ. S. 87 ff. 
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die Naturalbezüge, deren wirklicher Wert ſehr ſchwer ſchätzbar und 
ſchwankend iſt, eine erhebliche Rolle ſpielen, und zweitens, weil 
kleine und mittlere Betriebe ſich vollſtändig oder doch in ſehr erheb- 
lichem Umfange der Arbeitskräfte der Familienmitglieder bedienen. 

Aus ähnlichen Gründen ſei auch die Zahl der Arbeiter, 
die ſonſt recht geeignet wäre, kein paſſender Maßſtab. Bei Groß⸗ 
betrieben iſt die Zahl der Arbeiter auch deshalb keine gute Grundlage, 
weil dieſe, je nach der Jahreszeit, ſtark ſchwankt (Saiſonarbeiter) 

Der Berufsgenoſſenſchaftsbeitrag ſei nicht verwendbar, weil 
er nicht die Gefährlichkeit des Betriebes ausdrücke. Dies treffe 
ſowohl zu, wenn die Beiträge nach der Grundſteuer, als auch 
wenn ſie nach dem Arbeitsbedarf erhoben werden“). 

Die bei den Privatgeſellſchaften übliche Tarifierung nach 
der Größe und Bodenart des Grundbeſitzes unter Hinzunahme 
von ſpezifizierten Zuſchlägen für die verſchiedenen Arten von 
Vieh ſei grundſätzlich richtig, doch würden bei der Aufſtellung 
der Tarife mehrfach Fehler gemacht, z. B. dadurch, daß für 
die Waldfläche die niedrigſte Prämie eingeſetzt wird, obgleich 
doch nach den Statiſtiken der Berufsgenoſſenſchaften das Riſiko 
der Forſtverwaltung meiſt das des Ackerlandes überjteige?). 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß nur eine ein⸗ 
gehende Spezialiſierung des Tarifs einen gerechten und zu— 
treffenden Maßſtab für die Feſtſetzung der Beiträge liefert, und 
daß die Grundſteuer nicht das Ideal eines Beitragsmaßſtabes 
iſt. Es wird genügen, darauf hinzuweiſen, daß die Grundſteuer 
nach dem Ertragswert abgeſtuft iſt und alle beſonderen Ge⸗ 
fahren z. B. die der Lage?) völlig unberückſichtigt läßt. Es fragt 
Ba Zu vergleichen Anmerkung 2, S. 44. 

2) Dieſe Anſicht iſt ſicherlich unrichtig. Nach den Berichten der 
Schleſiſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft haben ſich im Jahre 
1914 in der Landwirtſchaft 4041, in der Forſtwirtſchaft 128 Unfälle ereig⸗ 
net, im Jahre 1915 in der Landwirtfchaft 2928, in der Forſtwirtſchaft 126. 
Eine erhebliche Gefährlichkeit der Forſtwirtſchaft kommt nur für die Zeit 
der Durchforſtung bezw. Abholzung in Betracht. 

2) Ein Grundſtück, das eine öffentliche vielbenützte Chauſſee durch⸗ 
ſchneidet, wird naturgemäß eine viel höhere Haftpflichtgefahr darſtellen, als 
ein ſolches, das in verkehrsarmer Gegend gelegen, nur beſchwerlich auf 


einem Landwege zu erreichen iſt. Schon Richtwege, Kirchſteige, können a 
erhebliche Riſikoerhöhung bedeuten. 
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ſich aber, ob dieſe Nachteile groß genug find, um ein Aenderung, 
d. h. die Aufſtellung eines genauen Tarifes, verbunden mit ſorg⸗ 
fältigen Prüfungen in jedem Einzelfalle wünſchenswert oder gar 
nötig zu machen. Die Frage iſt glatt zu verneinen. Dieſe Prü⸗ 
fungen erforderten einen Aufwand an Verwaltungskoſten, 
infolgedeſſen die Beiträge für alle Mitglieder erheblich erhöht 
werden müßten, um dieſe Koſten zu decken. Das Geheimnis des 
großen Erfolges und der günſtigen Entwickelung aller land⸗ 
wirtſchaftlichen Haftpflichtverſicherungsanſtalten beruht aber 
darauf, daß ſie außergewöhnlich niedrige, prozentual ſtändig 
fallende Verwaltungskoſten haben. 

Endlich enthält dieſer Abſchnitt noch die Beſtimmungen 
über die Anſammlung einer Rentenreſerve, ſofern die Erſatzleiſtung 
der Anſtalt in einer ſtändig wiederkehrenden Leiſtung beſteht. 

Die Berechnung und Zurückſtellung einer Rentenreſerve 
iſt bisher noch nicht erforderlich geworden, es ſind vielmehr in 
allen Fällen die Verpflichtungen der Anſtalt durch Kapital⸗ 
zahlungen abgelöſt worden. Dieſes Verfahren hat die Vorzüge 
der Einfachheit und Abgeſchloſſenheit. Iſt die Kapitalzahlung 
erfolgt, ſo iſt die Angelegenheit für die Anſtalt erledigt, während 
bei einer Rentenzahlung noch jahrelang Verwaltungsarbeit zu 
leiſten iſt, was gleichzeitig den Aufwand von Verwaltungskoſten 
bedingt. Ferner weiß die Anſtalt trotz Bildung der Rentenreſerve 
nicht genau, was der Schaden tatſächlich koſten wird, ſodaß 
ein Moment der Unſicherheit in ihre Rechnung hineingetragen wird. 


e) Erſatzpflicht der Anſtalt. 


Jeder Verſicherte, der von einem Anderen als der Schle⸗ 
ſiſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft in Anſpruch 
genommen wird, iſt verpflichtet!), dem Landeshauptmann binnen 
einer Woche?) hiervon Anzeige zu erſtatten und gleichzeitig 


) Nach der erſten Satzung zog die Unterlaſſung der Anzeige eine 
Strafe von 1-30 M nach ſich. Dieſe Strafbeſtimmung beſteht heute noch bei 
einigen Anſtalten, z. B. Heſſen⸗Naſſau, Oldenburg, Hefjen-Darmftadt 
und Reuß. 

) In Hannover binnen 3 Tagen, doch geht der Anſpruch erſt ver⸗ 
loren, wenn die Anzeige binnen 3 Monaten noch nicht erſtattet worden iſt. 
In Weſtfalen und bei der Tiefbau⸗Berufsgenoſſenſchaft binnen 14 Tagen. 
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unter Angabe der Gründe und Darlegung des Sachverhalts 
über die Berechtigung des Anſpruchs ſich zu äußern. Ohne 
Wiſſen oder gegen den Willen des Landeshauptmanns darf der 
Verſicherte den erhobenen Anſpruch nicht anerkennen, wenn er 
nicht Gefahr laufen will, ſeinerſeits ſeinen Anſpruch an die 
Anſtalt zu verlieren, und muß alle Fragen wahrheitsgetreu und 
ſchnell beantworten, die bezüglich des Schadenfalles an ihn ge- 
richtet werden!). Einem Verſicherungsnehmer, der dieſe Pflichten 
nicht erfüllt, kann die Verſicherung gekündigt werden'). 

Der Verſicherungsanſpruch verjährte binnen zwei Jahren, 
beginnend mit dem Schluſſe des Rechnungsjahres, in dem er 
erhoben werden konnte. Nur wenn das Verſicherungsverhältnis 
inzwiſchen gelöſt worden war, beſchränkte ſich die Haftung der 
Anſtalt auf diejenigen Verbindlichkeiten, die innerhalb eines 
Jahres nach Endigung der Verſicherung angemeldet wurden?). 

Nach Eingang der Anzeige hat der Landeshauptmann 
die Sach⸗ und die Rechtslage zu prüfen und ſich ſodann 
darüber zu erklären, inwieweit er den Anſpruch als berechtigt 
anerkennt. Wird der Anſpruch anerkannt oder zwiſchen der An⸗ 
ſtalt und dem Geſchädigten ein Vergleich zuſtande gebracht, mit 
dem auch der Verſicherte einverſtanden iſt, jo findet die Ange— 
legenheit durch Zahlung des vereinbarten Betrages ihre Erle— 
digung. Wenn aber der Verſicherte der Vereinbarung nicht 
zuſtimmen will, ſo ſteht es ihm frei, den erhobenen Anſpruch 
abzulehnen, und es auf einen Rechtsſtreit ankommen zu laſſen. 
In dieſem Falle iſt die Anſtalt beim Unterliegen des Verſicherten 
nur verpflichtet, an Entſchädigung und Prozeßkoſten zuſammen 
5 ) Wegen der „Auskunftpflicht des Verſicherungsnehmers“ zu vergl. 
die gleichlautende Arbeit von Dr. Eberle, Erlangen 1912 und 8 34 VVG. 

) Werden wiſſentlich falſche Angaben gemacht, jo kann die Verſiche⸗ 
rung ohne Einhaltung einer Friſt gekündigt werden. Werden Angaben 
überhaupt nicht gemacht, ſo iſt eine Kündigungsfriſt von einem Monat 
vorgeſehen. Rechtsmittel: Beſchwerde an den Genoſſenſchaftsvorſtand, ſodann 
binnen 6 Monaten Klage vor dem ordentlichen Gericht. 

2) Da für den aus einer unerlaubten Handlung entſtandenen Schaden 
nach 8 852 BGB. eine dreijährige Verjährungsfriſt gilt, jo kann ein Un⸗ 
ternehmer, der ſeine Verſicherung aufgibt, um die Beiträge zu ſparen, unter 
Umſtänden ſelbſt für die Zeit unangenehme Ueberraſchungen erleben, in 
der er verſichert war. 


Re 


jo viel zu erſetzen, als ihre Leiſtung ohne den Widerſpruch 
des Verſicherten betragen haben würde. Aus Billigkeitsgründen 
können die Prozeßkoſten auch in weiterem Umfange auf die 
Anſtalt übernommen werden. 

Ferner iſt die Anſtalt nicht zum Erſatze eines Schadens 
verpflichtet, wenn der Verſicherte einen mit beſonderer Gefahr 
verbundenen Zuſtand nicht beſeitigt, obgleich er ſchriftlich 
darauf hingewieſen worden iſt, welcher Nachteil ihm durch 
Nichtbefolgung der Aufforderung entſteht, und wenn der Schaden 
ſodann eine Folge dieſes Zuſtandes iſt. | 
Sobald gegen einen Verſicherten Klage auf Zahlung einer 
Entſchädigung erhoben wird, hat er Nachricht zu geben, und 
zwar ſo zeitig, daß der Landeshauptmann ſchon bei der erſten 
gerichtlichen Verhandlung als Nebenintervenient auftreten kann. 
Auch muß letzterer über den Gang des Rechtsſtreites ſtändig 
genau unterrichtet werden!). 

Die Auszahlung der Verſicherungsſumme ſoll binnen zwei 
Wochen ) nach freiwilliger Anerkennung des Schadens, nach 
gerichtlichem Urteil oder nach geſchloſſenem Vergleiche erfolgen 
und zwar an den entſchädigungs berechtigten Dritten oder an 
den Verſicherten, wenn dieſer den Geſchädigten bereits befriedigt 
hat. Auf alle Fälle iſt der Verſicherungsnehmer von der bevor— 
ſtehenden Auszahlung zu benachrichtigen. 

Man könnte meinen, daß insbeſondere bei einer Gegen⸗ 
ſeitigkeitsanſtalt, bei der die Höhe der Beiträge letzten Endes 
von der Höhe der Entſchädigungen abhäugt, der Verſicherte 
immer alles tun wird, um die Anſtalt zu unterſtützen und ſie 
vor ungerechtfertigten bzw. übertriebenen Anſprüchen zu ſchützen. 
Dies iſt aber keineswegs immer der Fall’). 

Wenn man bedenkt, daß der Geſchädigte ſehr häufig ein 
Nachbar, ein Dorfgenoſſe des Schadenſtifters, oft eine ihm 
freundſchaftlich naheſtehende Perſon iſt, ſo wird man es be— 

1) In der Praxis zeigt ſich hier wieder das Beſtreben der Anſtalt, 
ihre Mitglieder von den Läſtigkeiten einer Inanſpruchnahme zu befreien, 
indem ſie ſofort den Verkehr mit dem Prozeßvertreter übernimmt. 

2) $ 154 VVG. 


3) Verhandlungen der landw. Berufsgenoſſenſchaften zu Detmold, 
S. 35, Ziff. 2c. Zu vergleichen auch S. 42. | 
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greiflich finden, daß der Verſicherte in derartigen Fällen meiſt 
den dringenden Wunſch hat, daß der Anſpruch befriedigt werde, 
daß ihm Unannehmlichkeiten, Streit, ja ſelbſt Feindſchaft mit 
Perſonen erſpart bleiben möge, mit denen er täglich Umgang 
hat. Er wünſcht, daß die Anſtalt „entgegenkommend“ ſei, 
daß ſie ihm einen Gefallen erweiſe, indem ſie die erhobenen 
Anſprüche befriedigt. Andererſeits zeigt die Erfahrung, daß An⸗ 
ſprüche von Geſchädigten häufig wachſen, ja zuweilen erſt dann 
geltend gemacht werden, wenn der Geſchädigte merkt, daß der 
Schädiger durch Verſicherung gedeckt iſtt). 

Hier den rechten Weg zu finden, ſtellt die Anſtalt vor 
erhebliche Aufgaben. Die übrigen Beſtimmungen dieſes Ab- 
ſchnittes würden keine Veranlaſſung für Erörterungen bieten, 
wenn nicht in ihnen von der Erſatzforderung der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft die Rede wäre. Nach 8 903 in Verbindung mit 1042 
der Reichsverſicherungsordnung haften die Unternehmer der Berufs⸗ 
genoſſenſchaft für ihre Aufwendungen beim Zutreffen der dort 
gegebenen Vorausſetzungen. Nimmt die Berufsgenoſſenſchaft nun 
einen Unternehmer in Anſpruch, der bei der Haftpflichtverſicherungs⸗ 
anſtalt verſichert iſt, ſo nimmt letzten Endes die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft die Haftpflichtverſicherungsanſtalt in Anſpruch. Dieſe 
Tatſache hat Kommerzienrat Molt, der Direktor des Allge— 
meinen Deutſchen Verſicherungsvereins beſprochen?) und dabei 
ausgeführt: 

„Man bedenke doch, daß in Zukunft der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft Aufgabe ſein würde, in erſter Linie wie bisher dahin 
Sorge zu tragen, daß die Berufsgenoſſenſchaften alles aufbieten, 
um Unfälle zu verhüten, und daß die Unfallverhütungsvor⸗ 
ſchriften von den Berufsgenoſſen ſorgfältig beachtet werden. 


1) Hierüber wird oft geklagt. So jagt der Jahresbericht des Schles⸗ 
wig⸗Holſtein'ſchen Vereins für 1907: Bedauerlich iſt es aber, wenn Vereins⸗ 
mitglieder, die durch unbegründete oder zweifelhafte Forderungen in Anſpruch 
genommen werden, ihren eigenen Verein in der Abwehr unberechtigter 
Forderungen nicht mit allen erlaubten Mitteln unterſtützen oder ſich ſogar 
auf die andere Seite ſchlagen. Leider hat der Vorſtand die Mutmaßung, 
daß ſolches Tun, wenn auch vereinzelt, vorgekommen iſt. Eine ähnliche 
Bemerkung macht auch Weſtfalen in ſeinem Bericht für 1908. 

2) Molt, Zur Haftfpflichtverſicherung. 
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Zum anderen müſſen fie diejenigen Genoſſen, die dieſen Pflichten 
nicht nachkommen, vorjchriftsgemäß mit Strafe belegen, von 
denjenigen Genoſſen, die durch ihre Fahrläſſigkeit die Tötung 
oder Verletzung eines Arbeiters verurſacht haben, den Erſatz 
derjenigen Summe verlangen, die ſie in der Folge den Ver— 
letzten oder deren Hinterbliebenen oder ſonſtigen Anſpruchberech— 
tigten zu bezahlen haben. Und nun käme als neuer und vierter 
Teil der Aufgabe die Pflicht, dem Genoſſen einen Rechtsbeiſtand 
zu beſtellen, der den Nachweis liefert, daß die Behauptungen 
der Berufsgenoſſenſchaft nicht richtig ſind, daß der Genoſſe nicht 
fahrläſſig gehandelt, alſo den Schaden nicht verurſacht habe, 
und deshalb zum Wiedererſatz der Ausgaben, die die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft aufwandte, nicht verpflichtet ſei. Gelänge aber 
dem fraglichen Rechtsanwalt nicht, einen ſolchen Beweis zu er— 
bringen, dann hätte die zürnende, ſtrafende und Erſatz fordernde 
Berufsgenoſſenſchaft ſich in die Lichtgeſtalt des Wohltäters zu 
verwandeln und in der Eigenſchaft als Haftpflichtverſicherer 
dem fahrläſſigen Genoſſen / aller ihm auferlegten Bußen 
wieder zu erſetzen. Eine ſolche Tätigkeit kann doch wahrlich nicht 
Aufgabe der Berufsgenoſſenſchaften werden; ein ſolcher Vorgang 
müßte Dritten als ein Gaukelſpiel erſcheinen; man kann doch 
wahrlich nicht Strafrichter, Strafvollzieher, Verteidiger, Urteil— 
ſprecher, Schadenerſatzforderer und Wohltäter, d. h. Verſicherer 
in einer Perſon ſein.“ 

Dieſe Auseinanderſetzung erſcheint den Tatſachen gegenüber 
ganz unverſtändlich. Auch wenn die Darſtellung zuträfe, würde 
die Berufsgenoſſenſchaft niemals Strafrichter oder Urteilſprecher 
ſein. Wie ſtellt ſich die Sache aber in Wirklichkeit! 

Der erſte Teil der Ausführung iſt zutreffend. Eine neue 
vierte Aufgabe gibt es aber für die Berufsgenoſſenſchaft nicht, 
denn die Haftpflichtverſicherungsanſtalt iſt nicht die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft, ſondern eine Einrichtung der Letzteren, d. h. ein 
ſelbſtändiger Verwaltungszweig für ſich, und zwar auch 
dann, wenn der Leiter beider dieſelbe Perſon iſt. Wäre der in 
Anſpruch genommene Genoſſe bei einer Privatgeſellſchaft ver— 
ſichert, dann müßte allerdings im Streitfalle einem der beiden 
Anwälte der „Beweis gelingen,“ den ſeine Partei wünſcht. 
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Iſt der Genoſſe aber bei der Haftpflichtverſicherungsanſtalt ver⸗ 
ſichert, ſo entſcheidet der Leiter beider Organiſationen, ob ein 
Haftpflichtfall vorliegt, und verfügt bejahenden Falles die Er⸗ 
ſetzung der Aufwendungen der Berufsgenoſſenſchaft aus Mitteln 
der Haftpflichtverſicherungsanſtalt. Jeder Streit und die un⸗ 
trennbar damit verbundenen Aergerlichkeiten und Koſten ſind 
vermieden. Der in Anſpruch zu nehmende, aber verſicherte Ge— 
noſſe braucht gar nicht einmal zu erfahren, daß er verantwortlich 
gemacht worden iſt. Nicht nur eine koſtenloſe, ſondern auch 
eine möglichſt zutreffende Entſcheidung iſt auf dieſem 
Wege gewährleiſtet. Der leitende Verwaltungsbeamte iſt nicht 
wie der Richter nur auf das angewieſen, was ihm die beiden 
Parteien vortragen, er ſieht auch, was ſie verſchweigen würden. 
Vor ihm liegen alle Fäden offen. Er hat nur das eine Be— 
ſtreben, daß die Ausgaben, die gemacht werden müſſen, von der 
richtigen Stelle getragen, bei dem Kapitel verrechnet werden, 
auf das ſie gehören. Nicht ſchwierig und umſtändlich, ſondern 
einfach und billig wird das Verfahren. Daß dies auch ſehr 
im Staatsintereſſe liegt, weil dadurch unnötige Rechtsſtreitig⸗ 
keiten vermieden werden, bedarf keines weiteren Beweiſes. 
Uebrigens ſind die Fälle nicht häufig, in denen ein Haft⸗ 
pflichtfall zugleich ein Betriebsunfall iſt, allermeiſt handelt es 
ſich um betriebsfremde Perſonen, denen der Schaden zugefügt 
worden iſt, und ſelbſt dann, wenn ein Arbeitnehmer des Ver⸗ 
ſicherten Schaden gelitten hat, braucht es ſich nicht um einen 
Betriebsunfall zu handeln. Dieſe Fälle können mannigfacher 
Art ſein, z. B. Unfälle außerhalb der Betriebe oder Erkrankungen. 
In letzterer Hinſicht legen die geſetzlichen Beſtimmungen dem 
Arbeitgeber ſcharfe Verpflichtungen auf!), die nicht im voraus 
durch Vertrag aufgehoben oder beſchränkt werden dürfen?). 


f) Betriebs- und Reſervefonds. 
Die Bildung zweier Fonds ſchrieb die erſte Satzung vor: 
a) Der Betriebsfonds ſollte alljährlich durch Zufüh⸗ 
rung eines Betrages in Höhe von 10 Prozent aller Zahlungen 


1) Zu vergleichen § 120a der Gewerbeordnung und § 618 BGB. 
2) 6 619 BGB. f 


schen 


(Entſchädigungen und Verwaltungskoſten) geſpeiſt werden. Diele 
Zuführung ſollte ſo lange erfolgen, bis der Fonds zu einem 
Betrage angewachſen war, der nach dem Durchſchnitt der letzten 
drei Jahre dem Geſamtbedürfniſſe an Verwaltungskoſten und 
Erſatzbeträgen gleich war. Sofern der Betriebsfonds in den 
erſten Jahren die erforderliche Höhe noch nicht hatte, war vor— 
geſehen, die nötigen Gelder eventuell im Wege der Anleihe zu 
beſchaffen. 

b) Der Reſervefonds ſollte zur Deckung des Geldbe— 
darfes in beſonders verluſtreichen Jahren dienen. Zu dieſem 
Zwecke ſollte er auf eine Höhe gebracht werden, die dem Ge— 
ſamtbedürfnis der letzten fünf Jahre entſprach. Um das zu 
erreichen, war zunächſt ebenfalls eine Zuführungsquote von 
10 Prozent des jährlichen Bedarfs vorgeſehen. Dieſer Satz 
ſollte auf 15 Prozent erhöht werden von dem Zeitpunkte ab, 
an dem Zuführungen an den Betriebsfonds nicht mehr erfor⸗ 
derlich waren. Sobald der Reſervefonds die nötige Höhe er— 
reicht hatte, war er nur zu vermehren, durch Zuſchreibung ſeiner 
eigenen Zinſen der jährlichen Ueberſchüſſe und der Vertragsſtrafen. 

Die finanzielle Entwickelung der Anſtalt war von vorn— 
herein eine außerordentlich günſtige. Die Einnahmen überſtiegen 
ſtets die Ausgaben, ſodaß die Aufnahme einer Anleihe nicht in 
Erwägung gezogen werden brauchte. Auch die Weiterführung 
eines beſonderen Betriebsfonds erwies ſich als unnötig. Die 
Barbeſtände des Vorjahres, vereint mit den eingehenden Bei- 
trägen waren ſtets größer als die notwendig werdenden Zahlungen. 
Infolgedeſſen wurde der Betriebsfonds im Jahre 1911 aufgelöſt 
und ſein Beſtand mit demjenigen des Reſervefonds vereinigt!). 


Es betrugen (bis 1911 bei beiden Fonds): 


am 31. Dezember der Beſtand der Zuwachs 
1905 2948,90 M. 2948,90 M. 
1906 8191,83 5242,93 „ 
1907 12302,64 „ 4110,81 „ 
1908 20621,62 „ 8318,98 „ 
1909 2533477 „ 47 
1910 Sn, 11771650 


) Bſechluß der Generalverſammlung vom 7. März 1910. 
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am 31. Dezember der Beſtand der Zuwachs 
21911 4998416 M. 12872,89 M. 
1912 5928412 „ —ð&rzP 9299,96 „ 
1913 6355953 „ 4275,41 „ 
1914 81227,23 „ 17667,70 „ 
1915 107132,51 „ 25905,28 „ 


Die Rücklagen der Haftpflichtverſicherungsanſtalt ſind alſo 
ſtändig gewachſen nnd haben zur Zeit eine Höhe erreicht, die 
ungefähr dem dreifachen Sahresbedarf!) entſpricht. Die nach der 
erſten Satzung zwingende Vorſchrift, daß ein Reſervefonds nur 
bis zum Betrage der Geſamtbedürfniſſe der letzten fünf Jahre 
aufgeſammelt werden ſollte, iſt inzwiſchen dahin geändert worden, 
daß der Genoſſenſchaftsverſammlung nach Erreichung dieſer 
Obergrenze die Beſchlußfaſſung über die weitere Steigerung des 
Fonds zuſteht. Nach dem Durchſchnitt der Ausgaben der letzten 
drei Jahre einerſeits, und dem Steigen des Reſervefonds in 
dieſer Zeit anderſeits, wird dieſe Grenze, gleichbleibende Ent— 
wickelung vorausgeſetzt, in etwa 5—6 Jahren erreicht ſein). 


g) Rückverſicherung. 


Schon vor Gründung der Anſtalt hatte man ſich nicht 
verhehlt, daß ein oder mehrere größere Schäden imſtande ſein 
würden, der jungen Anſtalt das Lebenslicht auszublaſen, wenn 
ſie in einer Zeit einträten, in der ſie noch nicht über aus⸗ 
reichende Reſerven verfügte. Dieſer Beſorgnis Rechnung tragend, 
ermächtigte der 8 44 der Satzung den Genoſſenſchaftsvorſtand 
nach vorher eingeholter Zuſtimmung der Genoſſenſchaftsver⸗ 
ſammlung Rückverſicherung gegen feſte Prämien zu nehmen. 
Dieſer Weg, den man nicht beſchritten hat, ſollte offenbar 
nur dann eingeſchlagen werden, wenn der zweite Weg zur 
Rückdeckung verſagte, den derſelbe § in feinem zweiten Abſatz 


vorzeichnete, und der tatſächlich begangen worden iſt: Ein Ab⸗ 


kommen zu treffen mit Haftpflichtverſicherungsanſtalten, die von 
anderen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften errichtet 


) Sofern man die Jahre 1913, 1914 u. 1915 zugrunde legt, in denen 


die Geſamtbedürfniſſe 389 19,83 M. + 28706,98 M. + 23458,77 W = 


91085,58 M. betrugen. 


u 


worden find, über gemeinsame Tragung einzelner Riſiken, 
insbeſondere größerer Schäden !). Derartige Abkommen bedürfen 
der Genehmigung des Reichsverſicherungsamtes. 

Hierüber ſagt der erſte Jahresbericht der Anſtalt unter VIII: 

„Bereits im Berichtsjahre wurden Verhandlungen mit den 
Haftpflichtverſicherungsanſtalten von Oſtpreußen und Heſſen⸗ 
Naſſau angeknüpft wegen der gemeinſamen Tragung größerer 
Schäden gemäß S 44, Abſatz 2 des Statuts. Die Genofjen- 
ſchaftsverſammlung ſtimmte in ihrer Sitzung vom 13. Novem- 
ber 1905 einer Vorlage zu, nach der Schäden über 5000 M. 
von den drei Anſtalten nach Maßgabe der Grundſteuer gemein- 
ſam getragen werden ſollen. Ein gleicher Beſchluß kam in Djit- 
preußen und Heſſen⸗Naſſau zuſtande, wobei als Zeitpunkt für 
das Inkrafttreten der Vereinbarung der 1. Februar 1906 in 
Ausſicht genommen wurde. Die nach dem Statut erforderliche 
Genehmigung dieſes Abkommens durch das Reichsverſicherungs⸗ 
amt iſt inzwiſchen erteilt worden.“ 


Schon ſechs Monate nach ihrer Eröffnung war demnach 
die Anſtalt auch in dieſer Beziehung den Weg der genoſſen— 
ſchaftlichen Selbſthilfe gegangen und konnte mit Ruhe 
ihrer weiteren Entwickelung entgegenſehen. Die breiteren Schul- 
tern waren gefunden, auf die die Gefahr eines wirklich großen 
Schadens abgewälzt werden konnte. Aus dem Uebereinkommen 
der drei genannten Anſtalten hat ſich ein Verband?) entwickelt, 
dem zur Zeit elf Anſtalten?) angehören. Schleſien iſt bisher nur 
einmal in die Lage gekommen, die Hilfe der Verbandsanſtalten 


) Dieſe Beſtimmung erfuhr durch die zweite Satzungsänderung eine 
Erweiterung inſofern, als jetzt auch das Abkommen auf Anſtalten ausge⸗ 
dehnt werden darf, die von „ſonſtigen öffentlichen Verbänden oder von 
landwirtſchaftlichen Vereinigungen“ errichtet worden ſind. Die Aenderung 
wurde notwendig als der Vertrag mit Hannover abgeſchloſſen werden ſollte, 
da dieſe Anſtalt nicht von der Berufsgenoſſenſchaft ſondern von dem 
Provinzialverbande errichtet worden iſt. 

2) Die Anſtalten haben ſich alle in günſtiger Weiſe entwickelt und 
bilden heute einen Verband, der jeder Belaſtungsprobe gewachſen iſt. Sie 
verfügten ſchon 1914 über eine Jahreseinnahme von faſt 400 000 Mark 
und Reſervefonds von zuſammen nahezu einer Million. 

) Zu vergleichen S. 69. 
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mit 603,51 M in Anſpruch zu nehmen, während es jelbft im 
Jahre 1912 in zwei Fällen zuſammen 1250,29 M, im Jahre 
1913 in zwei Fällen zuſammen 3098,71 M, im Jahre 1914 
in einem Falle 92,63 M und im Jahre 1915 in einem Falle 
247,53 M. zu zahlen hatte. Nach Abzug der erhaltenen 
603,51 M. ergibt ſich alſo für Schleſien in den zehn Jahren 
des Beſtehens des Vertragsverhältniſſes eine durchſchnittliche 
Jahresbelaſtung der Anſtalt von rund 400 Mark durch den 
Verband. | 


h) Wenberung der Satzung und Auflöſung 
der Anſtalt. 


Zwecks Prüfung der Entwickelung bzw. der Lebensfähigkeit 
der Anſtalt hatte die erſte Satzung dem Genoſſenſchaftsvor⸗ 
ſtande die Pflicht auferlegt, ſpäteſtens bei Ablauf von fünf 
Jahren ſeit Eröffnung der Anſtalt der Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
lung eine Vorlage zu unterbreiten, in der er die Entwickelung 
eingehend ſchildern!), und um Beſchlußfaſſung darüber bitten 
ſollte, ob das bisherige Statut beizubehalten, zu ändern, oder 
etwa die Anſtalt aufzulöſen ſei. Der hierüber von der Ge⸗ 
noſſenſchaftsverſammlung zu faſſende Beſchluß ſollte der Geneh⸗ 
migung des Bundesrates unterliegen. Auch ſollten ſowohl die 
Genoſſenſchaftsverſammlung als das Reichsverſicherungsamt 
jederzeit das Recht haben, die Unterbreitung einer Vorlage 
über die Entwickelung der Anſtalt zu verlangen. 
Dem Bundesrate wurde gleichzeitig die Befugnis zuge— 
ſprochen, die Anſtalt aufzulöſen, wenn ein Beſchluß der Ges 
noſſenſchaftverſammlung über die Zukunft der Anſtalt nicht 


) Unter dem 5. Februar 1910 machte der Genoſſenſchaftsvorſtand 
der Genoſſenſchaftsverſammlung dieſe Vorlage. Nach genauer zahlenmäßig 
belegter Darſtellung der bisherigen Entwickelung der Anſtalt kommt er zu 
dem Ergebnis: „daß die Errichtung der Haftpflichtverſicherungsanſtalt einem 
wirklichen Bedürfnis entſprochen hat, ... daß die Anſtalt durchaus lebens⸗ und 
leiſtungsfähig und ihr Fortbeſtand geſichert iſt, ſo daß die Frage, ob die 
Anſtalt aufzulöſen ſei, überhaupt nicht erörtert zu werden braucht.“ Am 7. 
März 1910 nahm die Genoſſenſchaftsverſammlung von dem Berichte Kennt⸗ 
nis und genehmigte gleichzeitig die vorgeſchlagenen Satzungsänderungen, 
die ſchließlich unter dem 1. Dezember 1910 die Zuſtimmung des Bundes⸗ 
rates fanden. 
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binnen ſechs Jahren nach ihrer Errichtung bzw. binnen einer 
vom Reichsverſicherungsamte geſtellten Friſt zuſtande gekommen 
ſei, oder wenn der Beſchluß die Genehmigung des Bundes⸗ 
rates nicht fände. 

Sofern ein Auflöſungsbeſchluß erginge, mußte in ihm der 
Zeitpunkt des Aufhörens der Verſicherung angegeben, auch der 
Beſchluß in den Amtsblättern und in den Kreisblättern der 
Provinz bekannt gemacht werden. 

Im Falle der Auflöſung blieben die Verſicherten inſoweit 
beitragpflichtig, als dies zur Abwickelung der Verpflichtungen 
der Anſtalt erforderlich war, und zwar ſollte die Laſt auch die— 
jenigen treffen, die in dem letzten Jahre vor dem Tage aus⸗ 
geſchieden ſind, an dem die Auflöſung beſchloſſen wurde. 

Die Verfügung über einen etwaigen Ueberſchuß ſollte der 
Genoſſenſchaftsverſammlung der Berufsgenoſſenſchaft zuſtehen. 

Völlig neu kam bei der erſten Satzungsänderung — in 
die zweite unverändert übernommen — die Vorſchrift hinzu, 
daß die neue Satzung ſowie jede ſpätere Aenderung auch auf 
die beſtehenden Verträge Anwendung findet. Aus dieſem Grunde 
wurde den Verſicherungsnehmern damals außer dem ſatzungs⸗ 
mäßigen noch ein beſonderes zeitlich beſchränktes Kündigungs⸗ 
recht eingeräumt. 


X. Entwickelung der schlesischen Anstalt, 


Haben wir in den vorſtehenden Abſchnitten die rechtlichen 
Grundlagen, auf denen die Haftpflichtverſicherung beruht, ſowie 
die Beſtimmungen kennen gelernt, die ſich die ſchleſiſche Anſtalt 
gegeben hat, jo wird es jetzt an der Zeit fein, die Entwicke⸗ 
lung der Anſtalt an der Hand der Zahlen ihrer Jahres⸗ 
berichte zu prüfen. 

Die Berufsgenoſſenſchaft umfaßt in runden Zahlen 
3 730000 ha, die ſich auf 339 000 Hauptbetriebe und 13000 
Nebenbetriebe mit einem Grundſteuerſoll von 5 475000 Mark 
verteilen.“) 

1) Die Zahlen der Berufsgenoſſenſchaft ſchwanken zwar alljährlich, 
aber nicht bedeutend genug, um das Bild zu trüben und eine Einzeldar⸗ 
ſtellung erforderlich zu machen. 


ed 


Der Haftpflichtverſicherungsanſtalt gehörten am 31. Dezem⸗ 
ber hiervon an: 


ige nd... Dee as | % 
1905 2326 0,7 91500 24 153500 ul 28 
19064793 | 15 179900 48 277500 „ 53 


1907 5624 1,7323200 8,7 417300 „ 7,6 
1908 6223 | 19 348100 9,4 477900 „| 87 
1909 6890 | 2,1 | 392900 | 10,6 546600 „| 10,0 
1910 7629 | 2,3 | 457200 | 124 |658000 „| 12,0 
1911 9861 3,0 530100 143 824700 „ 151 
1912 11119 | 34 | 579800 | 15,7 913700 „ 16,7 
1913 | 12130 | 3,7 | 632000 | 17,8 948000 „ 17,3 
1914 | 12992 | 4,0 | 665800 | 18,0 11001000 ,| 18,3 
1915 | 13292 | 41 | 695900 | 18,6 1037000, 18,9 


Die vorſtehende Tabelle?) zeigt die zwar langſame aber 
ſtetige, rückſchlagloſe Entwickelung der Anſtalt. Ueber die Kreiſe, 
aus denen die Mitglieder der Anſtalt ſich zuſammenſetzen, geben 
die Jahresberichte Auskunft. Dort werden entſprechend den Bei- 
tragsſätzen unterſchieden: 


a) Kleine Beſitzer, d. h. ſolche, die einen Beſitz bis 
zur Größe von 15 bzw. 13 ha haben), 


b) Mittlere Beſitzer, zunächſt die Stufen von 15—57, 
ſodann diejenigen von 13— 100 ha umfaſſend, 


c) Größere Beſitzer, bis 1910 diejenigen mit einem 
Beſitz von über 75 ha, ſeit 1911 erſt diejenigen mit einem 
ſolchen von über 100 ha begreifend, ſodaß die Zahlen nur mit 
Einſchränkung vergleichbar find. 


1) In Prozent der Zahlen der Berufsgenoſſenſchaft. 
2) Der Ueberſichtlichkeit halber ſind runde Zahlen gegeben. 
3) In Verbindung mit derjenigen über den Reſervefonds S. 57. 


4) Infolge der Beitragänderung ſeit 1911 gehören die Eigentümer 
von 13 —15 ha, ſowie diejenigen mit einer Beſitzgröße von 75—100 ha 
nunmehr in die Gruppe der mittleren Beſitzer. 
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Es waren verſichert am 31. Dezember: 


Jahr | Veste: 909 Bester 0 | Bester "6" 
1905 | 187 118 | 503 | 216 150 | 65 
1906 3490 72,8 1022 | 213 281 | 59 
1907 3957 704 1227 2,8 40 78 
1908 4329 69,6 1382 22.2 521 | 82 
19098 | ao 692 1522 22.1 596 | 8,7 
1910 | 5150 67,5 1740 | 228 739 | 97 
1911 5488 55,7 3482 35,3 891 90 
1912 6085 54,7 4048 3655 986 | 858 
115 6616 545 4462 | 368 1032 87 
e | lm. | 86 
| 0 9 A | DB | 110 | 88 


Wie ſich aus den vorſtehenden Zahlen ergibt, überwog 
zuerſt der Kleinbeſitz unter der Zahl der Mitglieder ſehr er- 
heblich. Allmählich und ſtetig änderte ſich dieſes Verhältnis zu 
Gunſten hauptſächlich der mittleren, aber auch der größeren 
Beſitzer, ſodaß der Kleinbeſitz jetzt nur 54 Prozent der Mit⸗ 
glieder umfaßt. Hierbei darf zwar die Beitragerhöhung vom 
Jahre 1910 nicht unbeachtet bleiben, wodurch der Kreis der 
Mittelbeſitzer auf Koſten der beiden anderen Gruppen ver⸗ 
größert wurde, was ſich in den Zahlen für 1911 deutlich 
ſpiegelt, doch hat dies die Tendenz der Zahlen nicht verändert. 

Daß der Großgrundbeſitz und auch der Mittelbeſitz nicht 
von Anfang an ſtärker der Anſtalt zuſtrömten, kam zweifellos 
daher, daß gerade aus dieſen Kreiſen verhältnismäßig Viele 
durch Verträge von mehrjähriger Dauer an Privatgeſellſchaften 
gebunden waren. Allmählich ſchwenken immer mehr und mehr 
die Großgrundbeſitzer zur Anſtalt ab. Bisher ſchienen etwa 160 
Landwirten die Bedingungen der Haftpflichtverſicherungsanſtalt ſo 
vorteilhaft, daß ſie zur Doppelzahlung von Beiträgen bereit waren, 
es handelt ſich bei ihnen um die e . 
verſicherung. 


) In Prozent der Mitglieder überhaupt. 
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Hierüber ſagt der Jahresbericht der Anſtalt von 1914: 
„Um denjenigen Beſitzern, die noch auf längere Zeit bei 
Privatgeſellſchaften in unzureichender Weiſe verſichert ſind, eine 
Ergänzungsverſicherung zu bieten, hat der Provinzial⸗ 
ausſchuß es für zuläſſig erklärt“), Genoſſenſchaftsmitglieder, die 
bei einer Privatgeſellſchaft gegen Haftpflicht verſichert ſind, ſchon 
jetzt als Mitglieder der Haftpflichtverſicherungsanſtalt aufzu⸗ 
nehmen, wenn fie erklären, daß die Verſicherung bei der dies⸗ 
ſeitigen Anſtalt ſich für die Dauer der beſtehenden Privatver— 
ſicherung nur auf die durch dieſe nicht gedeckten Haftpflichtgefahren 
ſowie auf die von der Anſtalt gewährten höheren Entſchädigungen 
erſtrecken ſoll. Die Mitglieder haben in dieſem Falle den vollen 
Beitrag an die Anſtalt zu entrichten.“ 

Nach der vorſtehenden Erläuterung von Begriff und 
Weſen der Ergänzungsverſicherung ermäßigt alſo die Haft- 
pflichtverſicherungsanſtalt beim Abſchluß einer ſolchen die Bei- 
träge nicht. Der in den angeführten Worten hervorgehobene 
Beweggrund einer Ausdehnung des Verſicherungsſchutzes?) 


1) Beſchluß vom 5. Dezember 1906. Zu vergleichen S. 31. 

2) Das ſchärfſte Beiſpiel iſt die Verſicherung gegen Sachſchaden. Sie 
iſt in den Verträgen mit Privatgeſellſchaften kaum jemals in die Verſiche⸗ 
rung ohne weiteres eingeſchloſſen. Meiſtens erfordert ſie einen beſonderen 
Zuſchlag und ſelten geht fie über 10000 M. hinaus. Bei der Haftpflicht- 
verſicherungsanſtalt wird Sachſchaden ohne Zuſchlag bis 60000 M ver- 
gütigt. Zum Beweiſe der Wichtigkeit des Verſicherungsſchutzes in dieſer 
Richtung mögen folgende Zahlen dienen. 


Die Anſtalt wendete auf für: 


Im Jahre Perſonenſchaden Sachſchaden 
1905 128,70 M. 395,40 M. 
1906 2363, „ 182,04 „ 
1907 3474,44 „ 1987,65 „ 
1908 2 1334,31 „ 
1909 5470,52 „ 3187,48 „ 
1910 2849,55 „ 1312990 
1911 6836,65 „ 2300,91 „ 
1912 14870,27 „ 4277,82 „ 
1913 20808,43 „ 8801,69 „ 
1914 6441,30 „ 6463,20 „ 
1915 520245; 6400,50 „ 80 

Zuſammen: 71343,13 M. 36643,90 M. 


d. h. rund ¼ des Geſamtbetrages ſür Perſonenſchaden und ½ für Sachſchaden. 


. 


würde die zahlreichen Anträge auf Ergänzungsverſicherung nicht 
reſtlos erklären, wenn nicht hinzukäme, daß die Beiträge bei 
den Anſtalten in der Tat ſehr viel niedriger ſind als bei 
den Privatgeſellſchaften!). 

Für die Erkenntnis welcher Beſitzer (Groß⸗Mittel⸗Klein) 
der Anſtalt als Mitglied beſonders erwünſcht iſt, bzw. in wel⸗ 
cher Richtung etwa die Beitragsſätze ausgebaut werden müſſen, 
iſt es notwendig, feſtzuſtellen, was die Einzelgruppen der Anftalt 
leiſten, und was ſie empfangen. 


Auf die Frage der Leiſtung geben die Jahresberichte Ant⸗ 
wort, indem ſie aufzählen, von wie vielen Mitgliedern jeder 
Einheitsſatz gezahlt wurde. 


Hiernach N Beiträge zu entrichten im 


Jahre Großbeſitz 0% Mittelbeſitz % ee = eee e eee Kleinbeſitz 0% 

M. M. 

1905 1582,.— 32 1206.— 25 I en 43 
1906 | 2880,—| 30 2443,— 3 4396,50 45 
2967. — 24 4990,50 40 
1908 | 5350,—| 38 3347, — 24 5464, — 38 
1909 | 6230,— 39 Fol 93 6011,50 38 
1910 | 7736,—| 42 425223 6515,50 35 
1911 14502, — 47 9611,—| 31 6670,— 22 
1912 | 16394,— 47 11226, — 32 7443,50 21 
1913 | 16856,—| 45 12421,— 33 8127,50 22 
1914 17881, — 45 13317,.— 33 8707,— 22 
1915 | 19744,—| 47 13903,.— 33 8631,50 20 

Zuſ.: 113743,.— 435 78394, 30 6906250 265 


1) Aus dem bei der ſchleſiſchen Anſtalt geſammelten Material ergibt 
ſich, daß 84 in Ergänzungsverſicherung genommene Unternehmer bei ihr 
zuſammen 802,50 M. Beitrag zu entrichten hatten, während ihnen die 
Privatgeſellſchaften zuſammen 3749,68 M. abgenommen hatten. Noch un⸗ 
günſtiger iſt eine Zuſammenſtellung der oſtpreußiſchen Anſtalt. Waren in 
Schleſien die Beiträge der Privatgeſellſchaften 4,7 mal ſo hoch, ſo hatten 
in Oſtpreußen 152 Landwirte durchſchnittlich jährlich 4,56 Mk. zu zahlen, 
während ihnen die Geſellſchaften je 43 82 M., alſo 9,6 mal ſo viel 
abverlangt hatten. Meyer, Denkſchrift. 
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Aus verſchiedenen Gründen können dieſe Beiträge mit den tat- 
ſächlich eingegangenen nicht genau übereinſtimmen. Es wird 
genügen, darauf hinzuweiſen, daß ſie nur eine Solleinnahme 


gegenüber der Iſteinnah me des Rechnungsabſchluſſes find, und 


daß unberückſichtigt geblieben iſt, ob die Beiträge bereits das 
ganze Jahr über gezahlt wurden oder erſt im Laufe des 
Jahres hinzugetreten ſind. Dieſe Fehler werden ſich jedoch 
ziemlich gleichmäßig verteilen, ſie ändern an der Tendenz der 
Zahlen nichts. Ebenſowenig würden dies die Beiträge der 
Schußwaffenverſicherung tun, über deren Verteilung genauere 
Angaben nicht vorliegen. Sie betragen insgeſamt nur etwa 


7 Prozent der Einnahmen und dürften wohl überwiegend vom 


We aufgebracht werden. 

Den vorſtehend ungefähr nach Gruppen berechneten Ein⸗ 
nahmen ſtehen die Leiſtungen der Anſtalt gegenüber. Sie ſetzen 
ſich zuſammen aus den Entſchädigungsbeträgeneinſchließl. 
der Nebenkoſten), die die Anſtalt für die Verſicherten gezahlt 
hat, und aus den Verwaltungskoſtend). Die letzteren 
werden am zweckmäßigſten nach der Zahl der Verſicherten zu 
verteilen ſein, obgleich nicht verkannt werden darf, daß die 
Kleinbeſitzer bei dieſem Maßſtabe etwas zu ſtark belaſtet werden, 
da naturgemäß größere Beſitzer mit höheren Beiträgen und der 


1) Die Verwaltungskoſten ſpielen bei jedem Unternehmen eine gewich⸗ 


tige Rolle und jede Geſchäftsleitung muß ſich bemühen, ſie möglichſt niedrig 


zu halten. Bei einem jungen Unternehmen werden die Verwaltungskoſten 


einen erheblichen Teil der Einnahmen aufzehren, aber ſchon in wenigen 


Jahren muß ſich das Bild ändern. Die Haftpflichtverſicherungsanſtalt hat 
es verſtanden, nicht nur gut, ſondern auch billig zu arbeiten. Ihre Ver⸗ 
waltungskoſten betrugen von der Einnahme: 


1905 30,9 % 1911 19,6% 
1906 24,5 „ 1912 151. 
1907 21,6 „ 1913 153... 
1908 193 „ 1914 118 
1909 21,1 „ 1915 10, „ 
1910 19,0 „ 


Sie ſind alſo heute auf dem Satze von 10 Prozent angelangt und es iſt 
wahrſcheinlich, daß ſie auch weiterhin noch ſinken werden. Die Aufſammlung 
eines relativ erheblichen Reſervefonds wurde zweifellos Da die geringe 
Höhe der Verwaltungskoſten ſehr gefördert. 


SE 


oft nötigen Klärung weniger überfichtlicher Betriebsverhältniſſe 
häufig einen längeren Schriftwechſel verurſachen werden als 
Kleinbeſitzer. Waren daher vorſtehend den Großbeſitzern etwas 
weniger Beiträge gutgeſchrieben, als ſie tatſächlich bezahlt 
haben, ſo werden ihnen jetzt auch etwas weniger Koſten zur 
En geſchrieben, als fie verurſacht haben. 


Hiernach ſtellen ſich die e der Haftpflichtver⸗ 
ſicherungsanſtalt wie N 


Joh Großbeſitz | % See sf e. fp 4 este u | 0% | Kleinbeſitz | ‚05 
M. M. 

1905 96,73 4,8 659,78 32,6 5 59 62,6 
1906 914,67 18,3 2117,50 42,5 1953,83 39,2 
1907 | 3268,54 37,5 2167,84 24,9 3275,27 37,6 
1908 | 1471,40 20,1 1942,85 26,6 3891,87 53,3 
1909 | 6469,56 51,6 2674,14 21,3 3395,79 27,1 
1910 | 2251,76 27,7 2505,76 30,8 3379,33] 41,5 
1911 | 3942,04 25,5 5887,14 38,0 5646,46 36,5 
1912 | 11109,52 43,2 | 7179,25 28,0 7409,57 28,8 
28,0 


1914 4040,26 22,0 6576,25 35,8 7758,17 42,2 
1915 1 4570,36 27,8 5772,87 35,0 6131,32 37,2 


Zuf.:| 5110823] 32,7 | 50968,90| 32,6 | 54370,12| 34,7% 
Aus dieſen Zahlen?) folgt, daß in allen drei Gruppen 
Ueberſchüſſe ?) erzielt und die Beiträge in richtigem Verhältnis 


1913 | 12973,39 35,3 | 13485,52 36,7 10260,92 


) Die vorſtehend ſpezifizierten Aufwendungen von 156447,25 M. 
erſchöpfen die Leiſtungen der Anſtalt nicht, weil die Schadenreſerve in ihnen 
nicht berückſichtigt iſt. Welche Zahlungen aus der Schadenreſerve zu leiſten 
waren, und welcher Betrag ſchließlich dem Reſervefonds zugefloſſen iſt, er⸗ 
geben die Jahresberichte nicht. Wenn man annimmt, doß die Hälfte dieſer 
Reſerve ausgezahlt worden iſt, ſo dürften ſich (bei Nichtberückſichtigung der 
anormalen Zahlen der Kriegsjahre) die Leiſtungen der Anſtalt noch um 
etwa 12000 M., d. h. auf rund 170 000 M. erhöhen. 

9 In Verbindung mit denjenigen aus der Tabelle über die Beitrag⸗ 
leiſtungen S. 65. 

8) Allerdings hat die Anſtalt das Glück gehabt, daß in nunmehr 
elf Jahren kein einziger wirklich großer Schadenfall vorgekommen iſt. Der 
bedeutendſte ereignete ſich 1912 und mußte mit 5854,20 M. vergütet 

werden, wovon der Verband 603,51 M. übernahm. 
f 5* 


zu der Leiſtungsfähigkeit der Mitglieder, aber auch zu den Er⸗ 

forderniſſen der Anſtalt feſtgeſetzt worden ſind. Wenn die bei 
den Großbeſitzern erzielten Ueberſchüſſe höher ſind als die bei 
den kapitalſchwächeren Beſitzern der beiden anderen Gruppen, ſo 
iſt dies bei dem ſozialen Charakter der Berufsgenoſſenſchaft, auf 
deren Boden die Anſtalt erwachſen iſt, beſonders zu begrüßen. 
Sie hat alſo gehalten, was von ihr erhofft wurde. 


Die Anſtalt bietet ihren Mitgliedern weitgehenden, nach 


jeder Richtung hin ausreichenden Berjiherungsihuß!) 
zu Beitragsſätzen, wie ſie in ihrer Billig keit unerreicht daſtehen. 
Sie befreit die Mitglieder von der Sorge ſchweren wirtſchaft⸗ 
lichen Schadens bei gerechtfertigter Inanſpruchnahme durch den 
geſchädigten Dritten und erſpart ihnen die Aufregungen der 
Führung eines Rechtsſtreites. Dem Geſchädigten verhilft ſie 
nicht nur zu ſeinem Recht, ſondern kommt ihm auch in zweifel⸗ 
haften Fällen aus Billigkeitsrückſichten möglichſt weit entgegen 
und ſichert ihm den Erſatz einem leiſtungsſchwachen . 
ſtifter gegenüber. 

Bei der Zahl der Mitglieder?) und der Höhe der Reſerven!) 
erſcheint eine weitere gedeihliche Entwickelung geſichert. 

Hiernach war das Urteil gerechtfertigt, das General 
v. Jagwitz ſchon 1909 fällte: „So bilden alſo die Haftpflicht⸗ 
verſicherungsanſtalten der landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften eine wertvolle Ergänzung der Unfallverſicherung“ ). 


XI. Rück versjcherungs verband und landwirtschaftliche 
Anstalten ähnlicher Zweckbestimmung und Grundlage. 


Wie ſchon hervorgehoben, hatte man bei Gründung der 
ſchleſiſchen Anſtalt ins Auge gefaßt, der Gefahr, jemals die nach 
1) Durch Senerafpatthfiihtwertiherung — nicht nur Berufshaſtpflicht⸗ 


verſicherung — bis zu Grenzen, die weit über das Maß eines wahrſchein⸗ 
lichen Schadens hinausgehen. 


2) Sie hatte ſich bis 15. September 1916 auf 13727 erhöht, was 
einen Reinzuwachs von über 400 im Jahre 1916 bedeutet. 


8) 107132,51 M. Reſervefonds 
19554,30 „ Schadenreſervefonds 


zuſ.: 12668681 M. 
) Der Verſicherungsbote 1909. S. 74. 
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der Satzung vorgeſehenen Nachſchüſſe von den Mitgliedern er- 
heben zu müſſen, durch Rückverſicherung zu begegnen, und ſchloß 
mit den Anſtalten von Oſtpreußen und Heſſen-Naſſau bereits 
am 1. Februar 1906 einen Vertrag zur gemeinſamen Tragung 
größerer Schäden ab. Der Jahresbericht für 1908 konnte den 
erfolgten Anſchluß der Anſtalten des Großherzogtums Heſſen, 
des Fürſtentums Reuß j. L. und der Provinz Pommern melden. 
Im Jahre 1911 erfolgte der Beitritt der brandenburgiſchen 
Anſtalt, die ſich ſchon 1909 angemeldet hatte. Nunmehr trat 
wieder eine Pauſe in der Entwickelung des Verbandes ein, teil⸗ 
weiſe deswegen, weil eine neue Faſſung des Mitverſicherungs⸗ 
vertrages bevorſtand, teils weil es aus mannigfachen Gründen 
geeignet erſchien, die ſchon 1896 vom Provinzialverbande von 
Hannover errichtete Anſtalt, die ſich gemeldet hatte, erſt in den 
neu abzuſchließenden Vertrag aufzunehmen. Dies geſchah und 
ſo ſchloſſen die landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften von 
Oſtpreußen, Schleſien, Heſſen⸗Naſſau, Pommern, Brandenburg, 
Großherzogtum Heſſen und Fürſtentum Reuß j. L., ſowie der 
Provinzialverband von Hannover mit einander für ihre Haft⸗ 
pflichtverſicherungsanſtalten einen Vertrag!) über die gemein⸗ 
ſame Tragung größerer Haftpflichtſchäden, dem inzwiſchen 
noch die Anſtalten der Poſenſchen, der Braunſchweigiſchen und 
der Anhaltiſchen Berufsgenoſſenſchaften beigetreten find ?). 


Die wichtigſten Beſtimmungen des Vertrages lauten im Auszuge: 


Es werden nur Aufwendungen umgelegt, die im Einzelfalle 
5000 M. überſteigen. Koſten der Schadenfeſtſtellung bleiben 
unberückſichtigt. | 

Die Umlegung der Aufwendungen erfolgt nach dem Ver⸗ 
hältnis einer wirklichen oder angenommenen Grundfteuer?), über 
deren Feſtſtellung eingehend Beſtimmung getroffen iſt. 


1) Vom Reichsverſicherungsamt unter dem 31. Oktober 1914 genehmigt. 

2) Der Vertrag mit Poſen und Braunſchweig fand als Anſchlußver⸗ 
trag zu dem vorbezeichneten Hauptvertrage unter dem 24. Auguſt 1915, 
derjenige mit Anhalt unter dem 13. ale 1915 die Genehmigung des 
Reichsverſicherungsamts. 

) Die Grundſteuer muß bei den Anſtalten, die ihre Beiträge nach 
dem Geldwert der Jahresarbeitsleiſtung umlegen, errechnet werden. 


ae 


Zur Vertretung des Verbandes wird ein Ausſchuß, bes 
ſtehend aus drei Anſtalten, gewählt!). Die die Vertretungs⸗ 
befugnis ausübenden Perſonen werden von ihren Anſtalten beſtellt. 

Glaubt eine Anſtalt, daß bei ihr ein Fall anhängig iſt, 
der zur Inanſpruchnahme des Verbandes führen werde, ſo hat 
ſie den drei (oder den beiden anderen) Ausſchußanſtalten un⸗ 
verzüglich Anzeige zu erſtatten. | 

In ſieben Unterabteilungen find eingehende Beſtimmungen 
über die Regulierung des Schadens bezw. über die Prüfung 
des Anſpruches der Nam Anſtalt durch den Verband 
getroffen. 

Im Falle ſchuldhaften Verſtoßes gegen die Beſtimmungen 
des Vertrages erlöſchen die Anſprüche der betreffenden Anſtalt. 

Die geſchäftsführenden Ausſchußmitglieder ſind berechtigt, 
den Erſatz ihrer Unkoſten zu verlangen. 

Streitigkeiten aus dem Vertrage unterliegen ber Beſchluß⸗ 
faſſung eines Schiedsgerichts, deſſen drei Mitglieder der Präſi⸗ 
dent des Reichsverſicherungsamtes ernennt. 

Der Vertrag darf mit halbjähriger Friſt zum Schluſſe 
jeden Kalenderjahres gekündigt werden; nur wenn ein Schaden⸗ 
fall ſtattgefunden hat, für den der Verband eingetreten iſt, darf 
die Kündigung erſt zum zweitfolgenden Termine ausgeſprochen 
werden. 

Der Vertrag tritt mit dem Tage ſeiner Genehmigung an 
die Stelle der bisherigen Verträge. 5 

Auf Grund der Rückverſicherungsverträge hatte die jchle- 
ſiſche Anſtalt bisher zuſammen 4689,16 M. zu zahlen, während 
ihr 603,51 M. erſtattet wurden. Am Schluſſe des Jahres 1915 
umfaßten die zum Verbande gehörigen Anſtalten 131 200 Mit⸗ 
glieder mit 5531 333,25 M. Grundſteuer. Da hiervon auf 
Schleſien 1037 333,30 M. Grundſteuer entfallen, jo bedeutet 
dies, daß die ſchleſiſche Anſtalt beim Eintritt eines 5000 M. 
überſteigenden Schadens rund 84 Prozent ihrer höheren 
Leiſtungen auf den Verband abzuwälzen in der Lage iſt. 


1) In den Ausſchuß wurden Oſtpreußen (Vorſitz), Schleſien und 
Heſſen⸗Naſſau gewählt. Auf Erſuchen von Oſtpreußen führt während der 
Dauer des Aae Schleſien den Vorſitz. 


u 


Die Entwickelung, die die übrigen Auſtalten des Verbandes 
genommen haben, veranſchaulichen folgende Tabellen: 


Oſtpreußen. 


— 


Es waren vorhanden am | Einnahmen Ausgaben für | Vermögen der 
31. Dez. | Mitglieder aus Beiträgen !)] Entſchädig.?) Anſtalt ®) 
M. M. M. 
1905 2368 5080, — 407,03 3483,27 
1906 9558 15115, — 4093,72 9880,64 
1907 12635 20587, - 5597,61 21824,38 
1908 13622 24593, — 7612,20 29008,93 
1909 14136 27713, — 14388,57 35162,33 
1910 14516 29245,— 11438,80 40112,88 
1911 18576 49690,57 18717,94 59515,77 
1912 20565 57789,20 22613,33 80370,55 
1913 21013 61791,49 ] 24964,54 110065, 56 
1914 21223 6390 1,49 | 17505,78 127096,34 
1915 21107 ®) 72607,24 23667,66 153844,73 
Heſſen-Naſſau. 
1905 10687 | 13325,50 255,38 7843,68 
1906 13933 17239, — 3370,61 17539,07 
1907 16050 20077,50 7587,66 24254,11 
1908 18064 23004,— 7069,86 31260,19 
1909 19801 25153, — 5720,57 39832, 16 
1910 21119 26896, — 8679,56 59759,33 
1911 22308 42455,82 | 8504,70 73816,23 
1912 22911 43867,24 16362,45 100813,87 
1913 24291 45536,84 19347,51 122525,58 
1914 24997 56604,21 16783,59 167786,71 
1915 | 25155 57236,11 7545,40 210614,41 


1) Einnahmen aus Zinſen, nicht verwendeter Schadenreſerve und jon- 
ſtigen Quellen ſind dieſem Poſten nicht zugerechnet, ſondern nur Eintritts⸗ 
gelder und Beiträge. a 


2) Die aus den Schadenreſerven gezahlten Entſchädigungen ſind in 
den Beträgen teilweiſe nicht enthalten, da ſie aus den Jahresberichten nicht 


immer erſichtlich ſind, ſo daß dieſe Beträge ſich in Wirklichkeit etwas höher ſtellen. 


8) Hier find nur freie Vermögensteile, d. h. Betriebsfonds und Re- 
ſervefonds berückſichtigt, nicht aber Schadenreſerven und Rentenreſerven, 
denen noch Forderungen gegenüberſtehen. 


) Der (geringfügige) Rückgang in der Zahl der Mitglieder iſt aus 


der ungünſtigen Lage Oſtpreußens während des Krieges ohne weiteres er⸗ 
klärlich. Es iſt ſogar erſtaunlich und hocherfreulich, daß der Rückgang kein 
größerer war. | 


1909 
1910 
1911 


1912 - 


1913 


1914 


1915 


7863 


8035 

9050 

Rn) 
10410 
10860 
11395 
11539 


863 
1248 
1272 
1356 
1434 
1461 
1456 


5079 
6278 
7093 
7888 
8713 
8817 
9010 


Pommern. 


e 


21352, 90 
18561, — 
20520,65 
22120,.— 

2423 7,33 
25685,50 
26419,50 
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976,70 
1690,10 
1746,50 
2276,60 
2485,60 
4119,90 
4068,80 


9399,50 
12162,50 
13960,55 
16275,— 
18144, 90 
34843,56 
36103, 97 


Großherzogtum-Heſſen. 


843,79 
2287,96 
3300,45 
4532,27 
4990,65 
6933,52 
4483,73 


°) 


644,99 
6087,66 
4668,82 

10640, 20 
7400,12 
4716,55 
2009,82 


Brandenburg. 


4280 
5555 
6948 
8587 
10010 
11278 
11664 


7568,50 
10360 50 
13626,60 
17414,50 
29765,45 
34677,25 
36710, 25 


1) Angabe fehlt im Jahresbericht. 
2) Die Zahlen lagen bei Abfaſſung dieſer Arbeit noch nicht vor. 


449,43 
1015,66 
2359,27 


3988,10 


16147,36 


6410,91 


5863,13 


16542,30 
30497,16 
48240,01 
61575,11 
74737,24 
83670,34 
93870,25 

2) 


83,60 

459,38 
1797,42 
2921,42 
4771,41 
6371,61 
9795,29 


1888,40 
4445,50 
7482,66 
10807,99 
13936,83 
20487,05 
44101,99 


3749,07 
9728,77 
17495,89 
21066,87 
28126,78 
393 10,24 
53739,08 


1905 
1906 
1907 
1908 


1909 


1910 
1911 
1912 
1913 
1914 
1915 


1914 
1915 


1914 
1915 


1914. 


1915 


Hannover). 


30381 | 
31064 
31559 


32020 


32251 
32537 
34099 
34944 
35026 


403 
584 


768 
988 


76337 ,24 
105487,90 
106729,94 
106735,34 
109832,18 
118573,27 

99067,96 
100623,51 
111122,35 
115433 43 


61327,50 
49165,73 
51975,34 
35719,39 
61363,02 
46266,18 
53820,69 
107541,39 
91999,92 
79037,84 


115760,57 | 75150,76 


Braunſchweig. 


Poſen '). 


1468,75 
2940,60 


1307,75 
3697, 


Anhalt. 


1825,90 
2739,40 


54,40 
977,05 


15,— 
285,72 


14. 
. 


108340, 71 
143587,91 
216431, 30 
326984, 48 
341858,51 


356988,02 
382122,93 


1153,49 
1613,81 


902,75 
6707,03 


1506,72 
3173,25 


1) Die Hannoverſche Anſtalt gab bis 1912 zweijährige Berichte heraus, 
daher fehlen einige Zahlen. | 


2) Poſen iſt die jüngſte der in Preußen errichteten Anſtalten. 


Ihre 


Eröffnung (15. Juli 1914) fiel in die Zeit unmittelbar vor Ausbruch des 
Krieges. Die Mitteilungen über die Aufnahme von Mitgliedern konnten 
erſt am 29. Auguſt 1914 verſandt werden. 


Trotz dieſes außergewöhnlich 
ungünſtigen Umſtandes können die mitgeteilten Zahlen als befriedigend be⸗ 


trachtet werden. Zu Hilfe kommt der Anſtalt der Umſtand, daß die Land⸗ 
wirtſchaftskammer ihren mit dem Allgemeinen Deutſchen Verſicherungsverein 
abgeſchloſſenen Begünſtigungsvertrag gekündigt hat. 
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Die Jahresberichte der Verbandsanſtalten und die in den 
vorſtehenden Tabellen mitgeteilten Zahlen zeigen einen ähnlichen 
Werdegang wie diejenigen der hier eingehend beſprochenen 
ſchleſiſchen Anſtalt. Sie haben alle ſtändig an Mitgliederzahl 
zugenommen und ihre Reſerven verſtärkt. Ihr Zuſammenſchluß 
verteilt das Haftpflichtriſiko auf mehr als 130000 Mitglieder. 
Damit iſt der ökonomiſche Grundſatz alles Verſicherungsweſens 
praktiſch verwertet: den Ausgleich wirtſchaftlicher Schäden und 
Bedürfniſſe durch die gemeinſchaftliche Beiſteuer möglichſt vieler 
gleichartig intereſſierter Perſonen zu bewirken. Die Anſtalten 
haben den Beweis erbracht, daß ſie zu der Aufgabe befähigt 
und geeignet waren, die fie ſich geſtellt haben. Keine der Be— 
fürchtungen und ſchlimmen Erwartungen iſt eingetroffen, die bei 
ihrer Errichtung auftauchten). Immer neue Gründungen zeigen, 
daß man auch in denjenigen preußiſchen Provinzen oder kleineren 
Bundesſtaaten, die ſich zunächſt zurückgehalten hatten, den Wert 


und die wirtſchaftliche Bedeutung dieſer Verſicherungsart für die 


Landwirtſchaft erkannte. Zurzeit gibt es folgende Vereinigungen 
der deutſchen Landwirte zur gemeinſamen Tragung der Haft— 
pflichtſchäden: | 

A) Die im Verbande vereinigten: 


I. der landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaſten von 


1. Oſtpreußen mit 211072) Mitgl. u. 127096 M. Reſerven 
2. Heſſen⸗N. „ 25155 . e ee 
3. Schleſien „ 13292 »ᷓmm 30327, 15 
4. Heſſen⸗D. 1. 11539 „ „„ ee N 
5. Reuß j. L. „ 1456 VVV 15 
6. Pommern „ 9010 „ ee eee 5 
7. Brandenburg „ 11664 ee LO 
8. Braunſchweig „ 584 mn. 2a, Br 
9. Poſen „ 1244 , Tu 6 
10. Anhalt „5 8 777 SIE. IE 


1) Ein Hinzutritt der übrigen Anſtalten (Vereine, Genoſſenſchaften 
uſw.) zu dem Verbande iſt wünſchenswert, damit auch bei wirklich großen 
Schäden die Leiſtung des einzelnen Mitgliedes eine geringe bleibt. Not⸗ 
wendig iſt dieſer Zuſammenſchluß nicht mehr, da die Reſerven der Verbands⸗ 
anſtalten auch außergewöhnlich hohen Anſprüchen zu genügen in der Lage ſind. 

2) Gegen das Vorjahr ein Rückgang von 116, aber gegen 1913 noch 
ein Plus von 64 Mitgliedern. 
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II. der Provinz Hannover 
| mit 35163 Mitgliedern und 382122 M. Nejerven. 


B) Außerhalb des Verbandes ſtehende: 
I. Anſtalten. 


1. Haftpflichtverſicherungsanſtalt der badiſchen Landwirt⸗ 
ſchaftskammer !) mit 18512 Mitgliedern und 6272,03 M. Re⸗ 
ſerven ). 

2. Haftpflichtverſicherungsanſtalt der Berufsgenoſſenſchaft 
Oldenburger Landwirte mit 2489 Mitgliedern und 89825,12 M. 
Rejerven?). 

3. Haftpflichtverſicherungsanſtalt weimariſcher Landwirte 
mit Mitgliedern und Reſerven“). 


II. Vereine. 


1. Haftpflichtverſicherungsverein mecklenburgiſcher Land— 
wirte mit 5191 Mitgliedern und 199461,84 M. Referven?). 

2. Verſicherungsverein gegen Haftpflicht für Landwirte der 
Provinz Weſtfalen mit 21255 Mitgliedern und 923 558, 34 M 
Reſerven. 

3. Landwirtſchaftlicher e garen für dr 
Provinz Schleswig⸗Holſtein mit 20221 Mitgl. u. 500000 M. 
Reſervené). 


) Die badiſche landwirtſchaſtliche Berufsgenoſſenſchaft Hatte die Vor⸗ 
nahme der Gründung abgelehnt. 

2) Die Zahlen beziehen ſich auf 1914, da der Jahresbericht für 1915 
noch nicht vorliegt. Außer dem Reſervefonds verfügt Baden über einen 
Gründungsfonds von 25000 M. 5 

8) Dieſe Anſtalt iſt die Nachfolgerin der Oldenburgiſchen Haftpflicht⸗ 
verſicherungsgeſellſchaft a. G. aus deren Vermögen mit Ende des Jahres 1911 
rund 14000 M. in den Beſitz der Verſicherungsanſtalt übergegangen ſind. 

) Zahlen können nicht mitgeteilt werden, da Weimar die Anfragen 
unbeantwortet ließ. An Prämien wurden 1913 nach Angabe des deutſchen 
Landwirtſchaftsrates 13194 M. erhoben. 

5) Der Verein hat mehrfaches Erſuchen um Ueberſendung feiner 
Druckſachen unbeantwortet gelaſſen. Die Zahlen ſtammen aus dem Jahre 
1910, ſie ſind einem der ſchleſiſchen Anſtalt überſandten Bericht entnommen. 

6) Für 1915 kamen außerdem an die Mitglieder 48702, 74 M. Ge⸗ 
winnreſerven zur Verteilung. 


e 
4. Haftpflichtverſicherungsverein der Landwirte in der 
Provinz Sachſen mit 337 Mitgl. und 54562,64 M. Reſerven ). 
5. Haftpflichtverſicherungsverein des rheiniſchen Bauern⸗ 
vereins mit 22485 Mitgliedern und 309745,01 M. Reſerven?). 
6. Weichſel⸗Nogat Schutzverein a. G.“) 


III. Genoſſ enſchaften. 


1. Haftpflichtverſicherungsgenoſſenſchaft ſächſiſcher Land- 
wirte mit 19834 Mitgliedern und 674637,03 M. Reſerven“). 


2, Landwirtſchaftliche Unfallentſchädigungsgenoſſenſchaft Al⸗ 
tenburg mit 860 Mitgliedern und 33216,56 M. Reſerven. 


Ferner ſei hier noch folgender nicht landwirtſchaftlicher aber 
auf berufsgenoſſenſchaftlicher bzw. beruflicher Grundlage auf- 
gebauter Haftpflichtverſicherungsunternehmungen gedacht: 


1. Der Tiefbauberufsgenoſſenſchaft mit 662 Mitgliedern 
und 95751,53 M. Reſerven?). 


2. Der Glasberufsgenoſſenſchaft mit 146 Mitgliedern und 
69 935,19 M. Reſervene). 


3. Der Eiſen- und Stahlinduſtrie mit 3466 Mitgliedern 
und 525034,05 M. Reſerven). 


) Der Verein iſt der Nachfolger des „Haftpflichtverſicherungsvereins 
Sommersdorf und Umgegend.“ Die Zahlen ſind einem der ſchleſiſchen An⸗ 
ſtalt zugegangenen Bericht entnommen, ſie ſtammen aus dem Jahre 1913. 

2) Auch dieſer Verein hat der Bitte um Material nicht entſprochen. 
Die Angaben (für das Jahr 1914) ſind dem im „Rheiniſchen Bauer“ ver⸗ 
öffentlichten Jahresberichte entnommen. 1914 De die Prämieneinnahme 
des Vereins 138 968,20 M. 

8) Nach der Zeitſchrift „Das Land“ 1905 beſteht etwa ſeit Anfang 
dieſes Jahrhunderts in Weſtpreußen ein Haftpflichtgegenſeitigkeitsverein, der 
zuerſt auf das Weichſel⸗Nogat⸗Delta beſchränkt, ſich allmählich ausbreitete 
und ſchon 1905 in 79 Bezirke zerfiel, in denen er 2315 Mitglieder zählte, 
die Beiträge nach der Größe der bewirtſchafteten Fläche (0,20 M. pro ha) 
erhob, und nach einer Zuſammenſtellung des Deutſchen Landwirtſchaftsrates 
im Jahre 1913 eine Prämieneinnahme von 13420 M. hatte. Die wieder⸗ 
holte Bitte um Material blieb unbeantwortet. 

4) Die Genoſſenſchaft umfaßt das Königreich Sachſen. 

5) Die Zahlen beziehen ſich auf das Jahr 1914. 

6) Gegründet nach Genoſſenſchaftsbeſchluß vom 26. Juni 1913 
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4. Der Deutſchen Steininduftrie mit 630 Mitgliedern und 
315342,18 M. Reſerven“). 

5. Der Zuckerfabriken mit 188 Mitgliedern und 112 727 M. 
Rejerven?). 

6. Der Deutſchen Gaftwirte mit 2634 gliedern und 
210 320,57 M. Reſerven. 

7. Der Berliner Grundbeſitzer mit 16856 Mitgliedern und 
463 011,61 M. Rejerven?). 


XII. Wirtschaftliche Bedeutung der 
Haftpflichtoersſcherung. 


Nach dem Vorgetragenen iſt es in der Tat eine bedeutende 
wirtſchaftliche Leiſtung, die die deutſche Landwirtſchaft aus eige⸗ 
ner Kraft in ihren Haftpflichtverſicherungsanſtalten, Vereinen 
und Genoſſenſchaften vollbringt. Sie ſchützt ihre Mitglieder vor 
einer Gefahr, die dieſe zwar nicht allzu häufig und meiſt nicht 
allzu ſchwer trifft, die aber doch ſtändig wie ein Damokles⸗ 
ſchwert über jedem Einzelnen hängt. | 

Dem immer mehr mit Beiträgen aller Art belaſteten Land⸗ 
wirt iſt es eine willkommene Hilfe, ſich von der Haftpflichtgefahr 
durch Beiträge befreien zu können, die weit unter den Sätzen 
bleiben, die ihm eine Privatgeſellſchaft abverlangt, und die er 
ſeinen übrigen Betriebskoſten gegenüber nicht ſpürt. 

Die großen Erfolge aller der erwähnten Vereinigungen 
ſind ſchlagender, als es alle Schilderungen ſein könnten, denn: 

„Die Erfolge eines Unternehmens legen am deutlichſten 
davon Zeugnis ab, ob ſein Vorhandenſein einem wirtſchaftlichen 
Bedürfniſſe entſpricht, und zu welchen Folgerungen die Ergeb— 
niſſe der Entwickelung berechtigen. Nicht erforderlich iſt hierbei, 
zu den einzelnen Beobachtungen kritiſch Stellung zu nehmen. 
Es genügt vielmehr und iſt oft beredter als ein Urteil, die 
Tatſachen für oder gegen ſich ſelbſt ſprechen zu laſſen““). 


8 1 Gegründet von der Steibruchsberüfsgenoſſenſchaft am 31. Otto⸗ 
ber 1891 als G. m. b. H. 
2) Kleiner Verein a. G. im Sinne des § 53 R. Geſ. vom 12. Mai 1901. 
3) Beſteht ſeit 23 Jahren als Verein a. G. 
) Brandt, Die Haftpflicht bar gewerblichen Unternehmer. 
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Naturgemäß konnte bisher die wirtſchaftliche Bedeutung 
der Haftpflichtverſicherung nur von dem Standpunkte aus be- 
trachtet werden: | 

a) Iſt es notwendig, daß ſich der Landwirt gegen die 
Gefahren der Haftpflicht ſchützt, und | 

b) wie ſichert er ſich dieſen Schutz am vollkommenſten 
und bei möglichſt geringer Beitragzahlung. 

Die wirtſchaftliche Bedeutung der Haftpflichtverficherung 
muß aber auch vom Standpunkte des Geſchädigten 
aus betrachtet werden, denn dieſer hat ein lebhaftes Intereſſe 
daran, daß der Erſatzpflichtige verſichert iſt. Was würde ihm 
das beſte Recht und ein obſiegendes Urteil nützen, wenn ſich 
dann herausſtellt, daß der Verurteilte mittellos iſt, daß er, der 
Kläger, vielleicht noch Prozeßkoſten tragen muß!). Im volks⸗ 
wirtſchaftlichen Intereſſe liegt es, daß die Familie eines 
Mannes, der durch Krankheit oder Unfall ſeine Erwerbs⸗ 
fähigkeit vollſtändig oder teilweiſe eingebüßt hat, nicht der 
Armenfürſorge zur Laſt fällt, und ebenſo, daß ein Inanſpruch⸗ 
genommener nicht durch die Inanſpruchnahme an den Bettelſtab 
gebracht werde. Der Abſchluß jedes Haftpflichtverſicherungsver⸗ 
trages iſt demnach auch nach dieſer Richtung hin volkswirt⸗ 
ſchaftlich bedeutſam. | | 

In dieſe volfswirtichaftliche Bedeutung kommt bei der 
Verſicherung eines Landwirts noch eine beſondere Note aus 
folgender Erwägung: In der Stadt ſorgt die rege Tätigkeit des 
Heeres der Verſicherungsagenten dafür, daß jeder Gewerbetrei— 
bende, Hausbeſitzer uſw. immer wieder auf die Notwendigkeit 
des Abſchluſſes einer derartigen Verſicherung hingewieſen wird?). 
Hier kann der Geſchädigte mit ziemlicher Sicherheit darauf 
rechnen, daß ihm ſein Recht nicht durch Zahlungsunfähigkeit 
des Erſatzpflichtigen verloren geht. Hat der Landbewohner nicht 
die gleiche Sicherheit, ſo kann hieraus ein neuer Grund zur 
Landflucht der Arbeiterſchaft entſtehen. Auch aus dieſem Grunde 
liegt es alſo im wohlverſtandenen Intereſſe des Landwirts, die 
wirtſchaftliche Schadloshaltung des Geſchädigten durch Eingehung 
einer Haftpflichtverſicherung zu gewährleiſten. 


1) Jehle, Zeitſchrift für die geſamte Kälteinduſtrie 10. Jahrgang 1903. 
2) 3. B. durch Vorträge in den Hausbeſitzer⸗,Gewerbevereinen, Innungen ꝛc. 


Im Intereſſe des Staates!) liegt es, dieſen Entſchluß da, 
durch zu erleichtern, daß er Anſtalten fördert, die mit geringen 
Beiträgen auszukommen vermögen. 


Schlussbemerkung. 


Brandt ſchließt ſeine Abhandlung in der Zeitſchrift für die 
geſamte Verſicherungswiſſenſchafte), in der er an vielen Stellen 
bedauert, daß es unmöglich geweſen ſei, die erforderlichen An— 
gaben vollſtändig zu erhalten ?), mit den Worten: i 

„Die Haftpflichtverſicherungsanſtalten könnten dieſes lücken⸗ 
hafte Material durch entſprechende Beobachtungen unſchwer 
ergänzen und durch ſyſtematiſche Statiſtiken nicht nur für 
den eigenen Geſchäftsbetrieb Nützliches ſchaffen, ſondern 
auch im Intereſſe der Verſicherten nachprüfen, ob das 

gegenwärtige Tarifſyſtem den Forderungen der Billigkeit 
und Gerechtigkeit eniſpricht. Hand in Hand damit ſollten 
die landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften ebenfalls an 
eine planmäßige Erforſchung der Unfallhäufigkeit in den 
verſchiedenen Betriebsgrößen und Betriebsarten gehen, um 
daraufhin durchweg Gefahrentarife aufzuſtellen. Die Ver⸗ 
ſicherungswiſſenſchaft würde durch derartige Arbeiten eine 
weſentliche Bereicherung erfahren.“ 


Material für derartige Arbeiten herbeizutragen und der 
Verſicherungswiſſenſchaft, wenn auch nur im beſcheidenen Maße 
zu dienen, war einer der Beweggründe zu dieſer Arbeit. 


) Ein vom deutſchen Landwirtſchaftsrate angeregter Verband, der 
ſämtliche in Nord⸗ und Mitteldeutſchland arbeitenden Anſtalten, Genoſſen⸗ 
ſchaften uſw. vereinigen ſollte, in denen die Landwirte ſich genoſſenſchaftlich 
zum Betriebe der Haftpflichtverſicherung zuſammengeſchloſſen haben, würde 
mindeſtens 200 000 Mitglieder zählen, und über etwa 4 Millionen freie 
Reſerven verfügen ä 
2) Jahrgang 1914. 
5) Zu vergleichen die Anmerkungen S. 76. 
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Lebenslauf. 


Am 12. Mai 1873 bin ich in Breslau als Sohn des 
Königlichen Eifenbahn - Betriebs -Sekretärs Karl Spreuer und 
feiner Ehefrau Anna, geb. Weber geboren. Ich gehöre zur 
ebangeliſchen Landeskirche. 

Nachdem ich die hieſige Oberrealſchule mit dem Zeugnis 
der Verlegung nach Oberfekunda berlaſſen hatte, arbeitete ich 
zunächſt in einem technifchen Bureau, ſodann im ſtatiſtiſchen 
Amte der Stadt Breslau und trat 1895 bei der ſchleſſſchen 
Provinzialverwaltung ein. Dort beſtand ich die beiden Prü- 
fungen für Bureau- und Raffenbeamte, wurde 1899 Bureau= 
diätar, 1903 Provinzialfekretär und 1906 Landesickretär. 

Schon als Anwärter hatte ich einzelne Vorleſungen und 
Jebungen als Hofpitant befucht, um einen größeren Jeberblick 
über das Gebiet und die Aufgaben der Verwaltung zu erlangen. 
Hierbei gewann ich derartiges Intereſſe an wilſenſchaftlichen 
Arbeiten, daß ich beichloß, meine Studien zu vertiefen und 
durch eine Prüfung abzuſchließen. g 

Durch Privatunterricht vorgebildet, meldete ich mich zur 
Ablegung der Reifeprüfung, wurde dem Realgymnalium in 
Landeshut j. Schlef. überwielen und erhielt dort Michaelis 12 
das Reifezeugnis. Bunmehr nahm ich meine akademilchen 
Studien wieder auf und beſtand am 9. März 1916 das 
Examen rigorosum. 
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